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Unter den Haupt zi igen, welche den Code 
Napoleon charakterisiren , nimmt da* genaue 
An&chliefstn desselben an die Staatsverfas- 
sung und V er Haltung eine der ersten Stellen 
ein. \ Allenthalben erscheint er in organi* 
sehen Umgebungen , welche er nicht anordr 
net und die man nicht aus ihm kennen lernt % 
durch die aber doch wichtige Privatreclvte r 
theils bedeutend modificirL 9 theils selbst er- 
zeugt werden , und ohne deren genaue Kennt- 
nifs daher weder ein , gründliches Studium 
noch eine richtige Anwendung desselben mög- 
lichist. Am innigsten ist aber seine Gesetz* 
gebung mit der eigentümlichen und vom 
deutschen JustitzwesenhöcJist verschiedenen 

französischen Gerichtsverfassung ver- 
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schlangen. In ihr lebt und webt ein grofser 
Tlifil seiner Vorschriften ; sie enthalt nicht 
nur die Bedingungen der Vollziehung , soiw 
dem selbst des Daseyns und der Erkenntnifs 
vieler einzelnen Rechte. 

Eine wissenschaftliche Darstel- 
lung des ganzen Organismus der 
nach der französischen gebildeten westphii- 
iischen Gerichtsver fa ssung schien 
l mir daher iHn gemeinnütziges Unternehmen , 
sowohl als Hüljsmittel des Studiums des 
Code NapoUon als auch zum Gebrauch für 
Geschäjtsmanner, ja selbst zur Belehrung 
der Biirger, und zwar nicht nur für West» 
phalen, sommern auch für ändere deutsche 
Lander } für deren Organisifung das JCp- 
nigteich fPestphälen Musterstaat ist. 

Ich habe zu dem Ende die vielfaltigen 
in den Gesetzen und Decreten zerstreut ent- 

t- - ■ 

haltenen Bestimmungen über das Gerichts- 
wesen, mit genauer Angabe der Quellen, 
nach einem natürlichen Plane zusammenge* 

V 

stellt , das Einzelne auf allgemeine Princi* 
pien zurückzuführen gesucht , <Ue Gränzli* 
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nien des Wirkungskreises der verschiede- 
nen Justizbehörden angedeutet , allenthal- 
ben auf das harmonische Ineinandergreifen 
aller Raster der .ganzen Maschine des Ju- 
stiizwesens aufmerksam gemacht und ver* 
gleichende Hinweisungen auf die französi- 
*che V erfassung hinzugefügt. . Auch glaub* 
te ich mich nicht auf blofse Darstellung be? 
schranken zu müssen , sondern hielt es für 
angemessen , hin und wieder BenierkUngen 
über den Geist und die Zweckmiifsigkeit der 
wichtigsten und eigentümlichsten Institute 
einzustreuen. Vom gerichtlichen Verfahren 

durfte ich immer nur so viel anführen , als 

» 

zum richtigen Auffassen des eigentümli- 
chen Charakters der Gerichtsverfassung nö- 
thig war. Auf eine alles bis in die kleinsten 
Details erschöpfende V ollstiindigkeit war 
meine Absicht nicht gerichtet „ sondern ich 
beschrankte mich darauf i durch einen kur- 
zen Abrifs den Leser in den Stand zu se» 
tzen> das ganze Gerichtswesen mit einem 
Blick zu übersahen. 
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Sollte nun diese Sehriß Vit er Bestimm 
s mung entsprechen un&xleri Beifäll > der* Sccchx 
verständigen erhalten^ so würde ick darih 
eine Aufforderung finden % nach und nach 
auch andere Zweige d,er Staatsverwaltung 
W zstphqleri? auf ähnliche JV eise dar£u#töl- 
leti und dadurch die. Bildung eine^ ySßstems 
des , tpestphiilischen AdmifiistrdtioHsfeohU 
vorzubereiten. v v! \,Y -„Yv, 

Marburg im December i^ip. 
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Einleitung- 



I) Trennung der Rech tspfle g* von der 

Administration. 

TT '* 

Unter den vorherrschenden Grundsätzen 
der westphälisöhen Staatsverwaltung nimmt 
die scharfe Trennung der Rechtspflege, von 
der eigentlichen Administratiön eine der er- 
sten Stellen ein. Dar Grund dieses Prin- 
cips liegt in der Natur des .Gegenstandes. 
Die Justizverwaltung mit ihrer unwandelba- 
ren Richtung auf das was recht ist, mit ih- 
rer nothwendigen Entfernung von allern Ein- 
flufs der Willkür und der Klugheit, mit ih- 
xer pflichtmäsigen Förmlichkeit und Bedacht- 
samkeit, ist mit dfcr Administration , bei 
welcher Energie, Ordnung und Geschwindig- 
keit die Haupterfordernisse sind , unverträg- 
lich. Die Folgen dieses Grundsatzes zeigen 
sich theils in Anordnung der Behörden, 



theil* in dem Gange des Verfahrens. Bei der 

- 

Rechtspflege herrscht das Coliegidlsystem , 
d. h.^sie ist berathenden Collegien überlas- . 
sen > wovon nur die Friedeusgerichte aus 
hinreichenden öründen eine Ausnahme ma- 
chen. Bei der Administration hingegen gilt 
das Einheitsprincip. „Verwalten ist das 
Geschiijt Einzelner , berathen das Geschäft 
Mehrerer." Der Rechter wandelt den ihm 
genau vorgezeichneten Weg lind findet den 
Maßstab seitier Urtheile nur in den Gese- 
tzen. Die verwaltenden Behörden werden 
aber zum Theil durch Instructionen vön 
Oben geleitet. Es ist daher allgemeiner 
Grundsatz: dafs mit dem Richteramte die 
Functionen aller übrigen Zweige der Staats- 
verwaltung unvereinbar sind. 

\ 9. 2. 

II) Trennung der willkürlichen Gerichtsbarkeit von der 

streitigen, , 

Die Organisation der westphälischen 
Gerichtsverfassung beruht zunächst auf dem 
Grundsatze: d^fs die Ausübung der streiti- 
gen und der willkürlichen Gerichtsbarkeit 
verschiedenen Behörden anvertraut werden 
müsse. Die Gerichte können vermöge ihrer 

- » 
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Bestimmung und ihrer collegialischen Ein- 
richtung nicht wohl die Depositäre der Ge- 
heimnisse, nicht die Rathgeber der IJürger 
seyn; und widersprechend ist es, wenn sie 
über die Gültigkeit der Ürkunden richten 
sollen, die sie selbst aufgenommen haben 
und wegen deren Abfassung sie also den Be* 
theiligten verantwortlich seyn müfsten. Für 
dte Handlungen der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit sind daher theils die Notarien, theils 
die Hypothekenbe wahrer bestimmt und nur 
ausnahmsweise hat das Gesetz den Friedens- 
richtern einige dieser Händlungen überlas- 
sen. Diese Abtheilung mufs daher die Grund- 
lage einer geordneten Darstellung der west- 
phälischen Justitzverfassung abgeben. 
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Erster Abschnitt. 

Von Verwaltung der streitigen 

Gerichtsbarkeit. 



Erstes Häuptstück. 

Darstellung der allgemeinen Grundsätze 
undtHauptzüge der Gerichtsverfassung, 



§♦ 3» 

I) Von Anordnjung der Justizbehörden; (a) 

A) Justizministerium. 

• 

An der Spitze der Jtistitzverwaltung steht 
der Justitzminister (b). , Zwar gebürt ihm 
keine Gerichtsbarkeit. Aber er sorgt für die 
verfassungsmäfsige Einrichtung des Justitz- 
wesens und wacht für den gesetzlichen Gang 
der Rechtspflege. Die hohe Wichtigkeit die- 
ser Bestimmung gibt ihm den ersten Platz 
unter den Ministern., Zu seipen Attributen , 
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in so fern sie sich auf die Justizverwaltung 
beziehen (c' , gehört 1 die Einwirkung auf 
die Gerichte, insbesondere deren Organisa- 
tion und Instruction (d), die Aufsicht über 
dieselben, mit der Befugnifs ihnen Weisun- 
gen ziv ertheilen, die Correspondenz mit 
den Gerichten über alles was sich auf die 
Rechtspflege bezieht und die Zahlungsanwei- 
sung über die das Gerichtswesen betreffen- 
den Ausgaben. II) Berichterstattungen an 
den König über Begnadigungsgesuche und 
über Rechtsfragen, welche eine authentische 
Auslegung der Gesetze erheischen. Auch 
legt der Justitzminister III) dem König über 
das Gerichtswesen Rechenschaft ab, indem 
er v demselben die über die verschiedenen 
Zweige der Gesetzgebung, über Mifsbräuche 
in der Justizverwaltung und über die Dis- 
ciplio der Gerichte gesammelten Bemerkun- 
gen vorträgt. Er sorgt endlich IV) für den 
Abdruck der Gesetze , königlichen Decrete, 
Proclamationen und Verordnungen in das 
Gesetzbullelin und für dessen Versendung 
an die Behörden (e). 

a) Königl. Beeret vom 27. Jan. 1808. die Organisation 
der Gerichtshöfe betreffend. Bull 11. i5. Königl. De- 
cret vom 7. Aug. 18 10. Bull. 11. 29 E. Spaäouk- 
bero processus iudiciarius civilis in regno PVdst- 

< 
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vhaliae. <Goett# 1809* $ • ^* Vergleichende Schilde- 
rung der Organisation der französischen Staatsver- 
waltung in Beziehung auf das Königreich PVestpha- 
len und andere deutsche Staaten, Frankf. und Leipz. 
1808* Cap. VII. Schmid kritische Einleitung in das 
bürgerliche Recht des französischen Reichs. B. I. S« 
293 L De la magistrature en France. Sect. III. 

h) Königk Statut vom 25. Dec. 1808. wegen Abth ei- 
lung des Ministeriums der Justus und des Inneny 
Art, 2. Bull. n. 75. In Frankreich Grojsrichter, Ju- 
stitzminister* 

#) Aufserdem gehört zu, den Attributen des Justitzmini- 
sters ; die Einwirkung aufs Notariat und die HYpo- 
thekenhewahrung , die Äofce Polizei und der Vorsitz 
im Staatsrath, so oft dieser als Cassationshof ver- 
sammelt ist« 

.... • 
Zu diesen interessanten Instructionen Uber die Art 
der Vollziehung der aufs Justitzwesea sich beziehen- 
den Gesetze gehören besonders die Circularschreiben 
des Jusützministers über die gerichtliche PoJicei und 
die Instruction in peinlichen Sachen vom 29. t)ec. 
1808 und das Circulare an die königlichen Procura- 
toren vom 29, Nov. 1809. Beide sind abgedruckt in 
der Sammlung alier Instructionen über die Staats- 
Verwaltung des Königreichs Westphalen. II. Band. 
Heft ft. Andere sind »gesammelt in dem ' Magazin 
für das WestphäL Civil» », Criminalrecht von Oe- 
sterxet und Spanoenbero In jener Sammlung B.' 
II. Heft 2. Endet sich auch das Schreiben des Justitz- 
ministers über das Verhältnifs der Gerichte zu den 
Instructionen. 

.#) Königk Decrec vom 6. Febr. 1808. Bull. 17. 

' ■ > ' * - * 
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> B) Richtende Behörde. ' 

I) Die richterliche Gewalt kann im gan- 
zen Umfange des Königceichs i\ur im Narnrn 
des Königs durch die von ihm verfassungs- 
mäßig angeordneten Gerichte ausgeübt wer- 
den. Alle Patrimonialgerichtsbarkeit der 
Corporationen und Gutsbesitzer ist daher 
aufgehoben (a) und die Acten Versendung an 
auswärtige Spruchcollegien findet nicht mehr 
statt. II) Die Justitz wird durch berath- 
schlagende Collegien verwaltet ; nur die 
Friedensrichter machen hiervon, ihrer Be- 
stimmung gemäs , eine Ausnahme. III) Die 
Richter sind in ihren Amtsverriphtungen un- 
abhängig (b). Die Staatsgewalt läfst dem 
richterlichen Amte seinen freien ungestörten 
Gang und den rechtskräftigen Entscheidun- 
gen der Gerichte ihre gesetzmäfsige Kraft. 
Alle Cabinets justitz ist in der Theorie und 
Praxis verbannt (c). Die richterlichen Ur- 
theile werden nicht durch Instructionen ge- 
leitet. Der. König kann die Amtsentsetzung 
eines Richters nicht anders, als auf das Be- 
gehren eines Appellationshofes ausspre- 
chen (d). IV) Die Gerichte sind nach einem 
einfachen System organisirt , zu dessen 
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Hauptzügen folgende gehören : A) Es sind 
nie mehr als zwei Instanzen. B) Für alle 
Personen und Sachen findet der Regel nach 
eine gleiche, Competenz des Gerichtstandes 
statt (<?). Es sind neinlich i) für bürgerli- 
che Rechtssachen , nach Qualität und Quan- 
tität der Gegenstände, die Friedensgerichte, 
die Tribunale erster Instanz (/) und die Äp- 
pellationshöfe angeordnet* 2) Die Strajsa- 
cheh gehören nach der Beschaffenheit und 
Gröfse der Strafen und der sich hierauf 
gründenden Abtheilung der Vergehen für die 
£pliceigerichte , für die Correctionsgerichte 
und für- die Criminalhöfe. 3) Für beiderlei 
Sachen ist der Cassationshof bestimmt , wel- 
eher jedoch, da er, auf Nichtigkeitsbe- 
schwerden eingeschränkt, nicht über die' 
Materialien erkennt und dem Cässationsge- 
sucli (Ehesachen ausgenommen C. N. art. 
263.) die aufschiebende Kraft fehlt, keine 
dritte Instanz bildet. Von diesen ordentli- 
chen Gerichten kennt die westphälische Ju- 
stitz Verfassung nur wenige Ausnahmen, zu 
welchen theils die für die administrative Ju- 
stitz bestimmten Behörden (der Staatsrath, 
die Präfecturräthe und die Bergämter), theils 
die für gewisse Verbrechen gegen die öffent- 
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liehe Sicherheit niederzusetzeodea Special- 
gerichte und Militärcommissiouen , theils 
Endlich die zur Beurtheilung der Militärver- 
brechen augeordneten Kriegsgerichte gehö- 
ren. C) Die Jurisdictiopsgränzen sind scharf 
vorgezeichnet und es herrscht unter den Ge- 
richten ein einfaches, genau "bestimmtes Sy- 
stem den Unterordnung und ein gleichför- 

miger Instanzenzug* V) Um nur Würdige 

' ** 
Männer zum Richteramte zuzulassen« ber 

stimmt das Gesetz die erforderlichen Eigen- 
schaften der Adspiranten und unterwirft sie 
einer Prüfung (g). Erst nachdem sie durch 
eine fünfjährige Amtsver waltun« ihre Tuch* 
tigkeit erprobt haben , werden die Richter 
auf Lebenszeit ernennt (h). Diese Einrich- 
tungen, .verbunden mit einem angemessenen 
Gehalt der Richter (*'), gewähren dem Bür- 
ger die Garantie , dafs er nur von Männern , 
die seines Vertrauens würdig sind, beur- 
theilt werden wird. Zugleich herrscht über 
die gesetzmäsige Amtsführung der Rich- 
ter eine vielseitige Aufsicht und Wach- 

- 

samkeit von Seiten des Justitzministers (§. 
3-)> der königlichen Procuratoren (§. 5.) und 
des Cassationshofs, welcher alle Urtheile 
vernichtet, die den Gesetzen eutgegenlau- 

v . 
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fen, oder die Form des Verfahrens Verle» 
tzen (k). Damit auch der Richter frei voa 
aller Störung und von allem Einflufs fremd- 
artiger Functionen seinem wichtigen Beruf 
seine ganze Thätigkeit widme > so sind alle 
Verrichtungen der eigentlichen Administra- 
tion und alle* Geschäfte der willkürlichem 
Gerichtshai keit von seipem Amte ausge- 
schlössen (§. i. 2.) VI) Nur wenn die ge- 
setzmäfsige Zahl der Richter versammelt 
ist, können die Gerichte ein Erkenntnifs 
fällen. Damit nun , im Fall ein oder meh- 
rere Richter zu enscheinen verhindert sind*, 
der Gang der Jüstitz nicht gehemmt werde*, 
sind bei den Tribunalen and Criminalhöfen 
Assessoren angestellt, .welche theils eine 
Pflanzschule für den Richterstand bilden, 
theils aber, wenn sie das gesetzmäfsige Alter , 
haben , die Stelle abwesender Richter ver- 
treten. 

a) pfestphälische Constitution 'Art, 02. Konigl. Decret 
vom 27. Jan. 1808. Tit. VII. Art. 3. „ Das Recht 
er Leben und Tod» über Ehre und Eigenthum 
seiner Mitbürger z*i entscheiden» ist nicht mehr ein 

verkäufliches, ein vererbliches Recht " Rede des 

■ * 

Herrn Grafen VPolffradt in der Versammlung der 
Reichsatdnde am 16. Aug. 1808. (Sammlung a^er In- 
structionen über die Staatsverwaltung des Königreichs 
WestphaJen. ß. II. Heft I. S. i6> « ' 



* * - 



1 



Digitized by Gdogle 



fc) Wes'tph. Constitution Art, 

c) Nur die verdammenden Urtheile der aufserorUentli- 
chen x Revisions- Kriegs- Gerichte bedürfen» um voll- 
zogen zu werden , der königlichen Bestätigung. JCiJ- 
nigl. Decret vom 12. fliärz 1808. Art. 164. Buil. 52. 

d) PVestp. Constitution. . Art. 5i. 

e) In Deutschland heiTschte hierin eine bunte Mannig- 
faltigkeit. Die vielartigen Gerichte, die grofse Zahl 
der Instanzen, deren wenigstens drei waren» und^der 
privilegjrten Gerichtsstände » . deren Amtsgränzen sich 
durchkreuzten und mannigfaltige Conflicte veranlafs- 
ten , waren der promten Rechtspflege sehr nachtheilig. 

/) Aufsei dem allgemeinen und -wirklichen Wohnort 
eines jeden Bürgers wird bei Eingehung einseitiger 

. Rechtsgeschäfte und Verträge häufig noch ein beson- 
derer "Wohnsitz gewählt und dadurch ein besonderer 
Gerichtsstand des "Wohnsitzes^ begründet, welcher 
an die Stelle des in Deutschland üblichen fori con- 
tractu tritt. , Code Nap. art- 4.11. 176 2148. u. a. m. 
Grolman Handbuch über den Code Napoleon B. I. 

S. 367 — 384. 

g) Köngl.. Decret vom 29, Nov. 1809. Bull. 50. Zu be* 
dauren ist es in mehreren Rücksichten» dafs nicht» 
nach dem Muster Frankreichs» auch die akademi- 
schen Prüfungen derer» welche die Universität ver- 
lassen» vorgeschrieben sind. 

h) Hiervon machen nur die Friedensrichter» auf deren 
Ernennung aufserdem auch die Staatsbürger Einllur$ 
haben (J. ia.)» eine Ausnahme» indem solche nur 
auf 4 Jahre ernannt werden. 

«) ' Königl. Decrete vom 29. Nov. 180g. Bull. 5o. und 
vom 7. Aug. 1810. Bull. 29. 

k) Von Recusatian der Richter und von der Synfli- 
catsklage gegen dieselben s. die bürgerliche Vrocefs.- 
ordnung Art. $Oi f. 447 t Spangenberg 1. c. $.'5o — 54. 

I . , » r ■ 

t 
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C) rb« den königlichen Procuratoren (minislere public) (a). 

'Um das Interesse des Staats bei der 
Rechtspflege zu wahren und • für das gesetz- 
raäfsige Verfahren der 'Gerichte zu wachen, 
sind eigne Commissarien {procureurs royaux y 
ministere public) als Stellvertreter der Re- 
gierung angeordnet. Bei den Tribunalen 
erster Instanz heifcen sie Procuratoren des 
Königs, bei den Criminell- upd Appellatious- 
liöfeö aber königliche Generalprocurato- 
ren (b): Unter sich stehen diese Procurato-^ 
ren in demselben Verhältnisse der Unter- 
ordnung wie die Gerichte. Insbesondere ha* 
ben die Generalprocuratoren bei den Appel- 
lationshöfeq die Aufsicht über die Procura- 
toren des Königs, erinnern sie an ihre Pflich- 
ten und können ihnen in Diensgeschäften 
Befehle ertheilen. Die Procuratoren wohnen 
den Gerichtssitzungen bei und haben einen 
eignen Platz in den Gerichtssälen (c). Die 
vielen und wichtigen einzelnen Functionen 
derselben lassen sich auf folgende Classen 
zurückführen. I) Die Procuratoren wahren 
das Interesse des Staats bei der Rechtspfle- 
ge y und zwar A) bei der bürgerlichen 
Rechtspflege. Sie sind d^her befugt zu yer- 

■ ■ ■ . . , 
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langen, dafs ihneri *alle Sachen inrtgetheilt 
werden , um sie einzusehen und ihre Anträge 
zu machen, so oft als das Interesse der hur-' 
gei liehen Gesellschaft ihnen dies zu fordern 
scheint. Insbesondere sind aber durchs Ge- 
setz gewisse Arten von Rechtssachen be- 
stimmt, worüber sie stets gehört werden 
müssen , bevor darin peurtheilt werden kann; 
Dazu gehören i) theils diejenigen Sachen, 
welche den'Staat selbst , die öffentliche Ord- 
nung, die Domainen, die Gemeinden »und 
öffentlichen Anstehen, die Geschenke und 
Vermächtnisse an Arme, die* Competenz der 
Gerichte , deren Recusation oder die Syndi- 
catsklage gegen dieselben und den Stand der 
Personen zum Gegenstande haben. 2) Theils 
solche Rechtssachen, welche das luteressö 
Schutzbedürftiger betreffen , insbesondere 
der Vermifsten und Verschollenen v der Mich 
derjährigen und Urimündiggesprocbenen , sö 
wie derer, welche unter Curatel stehn und 
der Ehefrauen, in so fern sie nicht vom 
Manne autorisirt sind, oder ihr Interesse 
mit dem des Mannes streitet. Alle Schutz- 
bedürftigen .finden in der Vertretung der 
Procuratoren Schutz gegen Verletzung und 
Unterdrückung. Bevor die Anwälde der Par- 
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üeeix in dergleichen Rechtssachen einen Ter- 
min in öffentlicher Gerichtssitzung auswir- 
ken , müssen sie dein Procura tor die Acten 
und Beweisstücke mittheilen. , Die Art der 
Wirksamkeit desselben ist doppelt. Entwe- 
der er macht seinen Antrag ie^procureur 
entendu) , welcher jedoch die Gerichte nicht 
bindet und sie nicht hindert ihrer abwei- 
chenden Ueberzeugung gemäs zu erkennen y 
oder er tritt förmlich als Partie auf (contra- 
dictoirement avec le procureur) (rf). Wird 
der Procurator da, wo es geschehen mufs- 
te, nicht gehört» so begründet dies ein Ge- 
such um Wiedereinsetzung (<?). B) Bei der 
peinlichen Rechtspflege versehen die Procu- 
ratoren das Amt der öffentlichen Ankläger, 
und zwar bei den Correctionsgerichten die 
Procuratorfen des Königs , bei den Criminal- 
höfon aber die Generalprocuratoren. Auch 
bringen erstere die Verbrechen , nachdem 
von den Correctionsgerichten deren Pein- 
lichkeit erkannt worden ist, durch Einschi- 
kufcg der Protocolle an die Criminalhöfe. 
Beide sorgen für Vollstreckung der in Straf- 
sachen geteilten Urtbeile. II) Die Procura- 
toren wachen über die Beobachtung der Ge» 
setze (/) , die verfassungsmäßige Prozedur 

- 
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der Gerichte und «her die Thätigkeit der 
unteren Justizbehörden. Sie beobachten • 
das Geriebt selbst und dessen Disciplin, sie 
führen die Aufsicht über die Friedensrichter, 
Procuratoren^ Huis&iers, Hypothekenbe- 
wahrer und Notarien des Bezirks v und -über 
die Verrichtungen der Beamten desCivilstan- 
desQf), und machen Bemerkungen über ein- 
geschlichene Fehler und Mifcbräuche. Aus 
j dieser Darstellung der Verrichtungen des mi- 
nistere public ergibt «ich die Wichtigkeit 
und der grofse Nutzen dieses der französi- 
schen und westpbälischen Gerichtsverfas- 
sung eigentümlichen , tief in die ganze Ge~ 
setzgehung verwebten und dyreh keine an» 
dere Anstalt zu ersetzenden Instituts. Es 
begründet eine stets fege und wachsame 
Controle der Gerichte , es setzt den Justitz- 
minister in den Stand» den Zustand der 
Rechtspflege richtiger zu beurtheiJen, es 
macht es möglich, dafs nun viele Sachen, 
welthe sonst eine Anfrage bei den oberen 
Behörden erfordern würden, kurz abgethaq 
werden, es entzieht endlich den Richtender 
unangenehmen Collision, welche aus der 
Verpflichtung, das Interesse der Partieen 
oder des Staats von Amtswegen zu wahren 
< ■ » 
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und doch die strengste Unparteilichkeit zu 
' beobachten , unvermeidlich hervorgeht. Zu 
leugnen ist es*auf der andern Seite nicht, 4 - 
dafs alles auf die glückliche Wahl der Person 
3e< Procurators ankommt, dafs übermäßiger 
Diensteifer und Anmafsung oder Collision 
mit den Gerichten der gleichen Rechtspflege 
hinderlich und dkfs die Aufsicht der Procu- \ 
reurs über die Gerichte dem Ansehb dieser 
nachtheilig werden können (A>. Allein da» 
Bestreben der Regierung eine gute Wahl zu 
treffen-, die stete Widerruflichkeit des Amts 
und die Controle, welcher die Procuratoren 
selbst wieder unterworfen sind, mindern 
diesö Besorgnisse und begründen die auch . 
schon durch Erfahrung bestätigte Hoffnung , 
dafs dies wichtige Institut nur wohltbäuge 
Folgen haben werd&-> • ? ^ t!. :. 

a) Königl. beeret v. 2y> Jan. 1808, Tit. 4. (Bull. XV.) 

fc) Bei den Policeigerichten versieht der Policeicommis- 
sair oder Maine- Ad junet die Stelle des königlichen, 
Commissairs und bei den Militärgerichten ein Offi- 
cier. Beim Staatsrath als solchem» und als Cassa. 
tionshof ist kein Procurator angestellt, weil darin 
«der König selbst oder der Jastitzminister prasidirt 
, und also kein Stellvertreter der Regierung nöthig ist. 
Germanien B. II. Heft II. S 25o. 

c) Bei öffentlichen Aufzügen nehmen sie ihren Platz 
gleich nach den Richtern. Schreiben des Jnstitzmi 
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nisters v- 17. Juli 1808. In der Sajnntl. aller Instruc- 
tionen über die Staatsverwaltung des KS Westphalem 
B. II H. 2. Es sihd ihnen Bureaukosten aus den Spor- 
tein bewilligt. Königl. Beeret 0. 27. Dec. 1808. Bull. 7^. 

•I) Z. B. Codi Nap. art. 116. Der königliche Procura- 
tor tri« entweder als Haupt- oder als Neben - Partie 
auf. Jenes äufsert sich besonders auch bei den kö- 
iiiglichen Domainen , für welche er Zugleich des Kö- 
nigs directer Sachwalter ist. 

e) Königl. Beeret vom 27. Jan. 1808 Tit. 4. ärt. 2. 
r f) Daher inufs in Frankreich beim Cassationshof der 
Procurator in alten Sachen gehört werden , weil es 
dabei immer auf Beobachtung der Gesetze ankommt; 
daher kann , selbst im Fall die Partieen ein Urtheil 
rechtskräftig werden liefsen, der Procurator blos zu 
Gunsten des Gesetzes auf Cassation antragen , wel- 
ches in diminal- und Correctionssa'chen äuch durch 
teine blofse Anzeige beim Justitzminister geschehen 
kann. PeinL Procefsordnung vom 19. Aug. 180& 
Art i55. 

g) Almanach foyäl dp TVettphalie jiöur Tanne 181 o; 
pag. 169. 170. Die Procuratoren wirken auth für 
Bekanntmachung der Gesetze. Es 'werden ihnen did 
Bulletins zugesendet und sie sorgen für deren Ver* 
Sendung an die unteren Justizbehörden. 

A) C: Gossler juridische Miscellen. Berlin 181O. Heft 
^ . IL No. 4. 



D) Von dem Secretariat (a)* 

h ■ * ' > 

Bei jedem l Gerichte findet sich eiüe Gte- 
tichUchr eiberei (le greffe> Cäuzlei}* Ad 
der Spitze derselben steht der Grejfier 
cretair) (6)* Diesen ernennt der König au£ 
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Vorschlag des Gerichts. Die nötbigen Ge- 
hülfen aller Art (c) wählt sich der Secretair 

w , 

selbst, Wozu ihm der Staat nur die Kosten 
yerwilligt (d). Er ist daher auch allein ver- 
antwortlich. Der Gr^ffier vereinigt in sich 
die Verrichtungen des Secretairs, des Re- 
gistrators und des Archivars und bekleidet 
daher ein äufserst wichtiges Amt, welches, 
besonders bei den Civilgerichten , Rechts- 
kenntnifs, Fünctlichkeit und grofsen Fleifs 
erfordert. Die einzelnen Verpflichtungen, 
welche ihm in dieser dreifachen Eigenschaft 
aufliegen v richten sich nach der Verschie- 
depheit des Gerichts , bei welchem ^ler Gref» 
iier angestellt ist. * 

d) Kdnigl. Decret'vom »9. Jan. 180& Tit. V. von 
Strombeck Uber die Organisation der französischen 
Öffentlichen Gerichtssitzungen , wie auch der Secre- 
tariate der Tribunäle erster Jnstanz. Götring. 1809/ 

i) Nach französischem Canzleistyl sind nur bei den 
administrativen Behörden Secretaire f bei den Gerich- 
ten Greffiers. Die Uebersetzung der königlichen De- 
crete nennt aber letztere auch Secretaire. 

e) Der Secretair eines Appellation shofes präsentirt die- 
sem einen Commis - Greffier, Dies geschieht auch 
bei den übrigen Gerichten , wenn solche es für nÖ> 
tliig halten. Konigl. Decret vom n. April 1608. 
art 3 — 5. 

d) Der Gehalt der Secretaire und die Bureaukd«ten wer- 
den aus den Gexichtssporteln antriebt. Der Betrag 
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des Gehakt iat dusch da» Dedret vom u. April 1808 
(Bull. 53) mit Rücksicht auf den Gehalt der Richter 
bestimmt. Dies bezieht sich jedoch nicht auf die 
durch das Decret vom 29 Nov. 1809 (fi* ^O) vcr * 
willigte Erhöhung des richterlichen Gehalts. S» aucih 
in Beziehung auf die. neuen Departements Königh 
Decret v. 7. Aug* a8iQ. art. 30; (Bull. 39.) 

* 

.7* $ '+ • ~ ■ x 

/ E) Von den Huissiers («)• 

/ Die Huissiers (b) sind ihrem wesentli* 
fchen Charakter nach Hilfsbeamten der Ju* 
ßützverwaltung. I) Bestimmung dersel- 
ben besteht A) i/rc Allgemeinen in Vollzie* 
hung der ihnen aufgetragenen Mittheilungerij 
Bekanntmachungen * Aufforderungen und 
Ladungen in Rechtssachen (c)*. Sie diene* 

ia dieser Rücksicht sowohl den Gerichten ^ 

• . . . . 

deren Befehle sie vollziehen müssen* als deä 
Partieen* deren Aufträge sie zu besorget 
haben, Üeber alle diese Amtsverrichtunge£ 
sind sie befugt "glaubwürdige Instrumente 
(explöits) Und Protoctolle aufzunehmen. B) 
Die bei den Civilgericteri* an gesteilten Huis- 
siers haben aüfserdem noch die wichtige 
Function, dafs sie die rechtskräftige^ Ür- 
theile und die in der Executivform abgefafs- ' 
ten Instrumente vollstrecken^ Es gehört 
öemlich die Trennung der vollziehenden VOÖ 



Digitized by Google 



20 

der dichtenden Behörde mit zu den Haupt- 
gruudsätzen der westphälischen Justitzver- 
ovaltung. Die Huissiers ersparen dem Rich- 
ter das Detail der Vollziehungen, wfelche 
doch nach gefälltem Urtheil aufser seiner 
Sphäre liegen, und erleichtern die Execu- 
tion. C) Die Audienz* Huissiers sind ins- 
besondere theils für die Policei und den 

r r 

Dienst der Tribunäle , theils zur Besorgung 
und Bescheinigung der Mittheilungen unter 
derf Anwälten bestimmt. * Sie haben daher 
in dem Sitz des Tribunals ihren Wohnort , 
während die übrigen Huissiers in den Can- 
tons wohnen; Beide dürfen ihren Wohn- 
sitz nicht ändern und bei Strafe und Nich- 
tigkeit keine Functionen aufs er halb desje- 
nigen Gerichts , in dessen Sprengel sie woh- 
nen, verrichten. II) Die Anordnung der 
Huissiers, deren Zahl sich nach den Be- 
dürfnissen- der Tribunäle richtet, geschieht, 
auf den von letzteren an den Justitzmini- 
ster eingesendeten Vorschlag, vom Könige, 
worauf sie durch eine öffentlich angeschla- 
gene Liste dem Publicum bekannt gemacht 
werden. III) Die Huissiers müssen ihre 
Functionen in Person verrichten, sind dem 

Gerichte und den Partieen zu ungesäumter 

. * > 
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Dienstleistung verpflichtet und machen sich 
durch Verletzung dieser Pflicht zu vollstän- 
digem Schadensersatz verbindlich. Unge- 
achtet sie viele ihrer Geschäfte kraft eignen 
Rechts und, so lange ihnen kein Urtheil 
Einhalt thut, unabhängig von den Gerich- 
ten ausüben, so stehen' sie doch unter der 
Aufsicht des Präsidenten und öffentlichen 
Procurators, können von jenem auf den An* 
trag dieses wegen geringer Dienstvergehn 
mit einem Verweifs? ünd dreitägigem öefäng- 
nifs>, vom ganzen Tribunal aber mit sechs- 
monatlicher Suspension bestraft werden. 
Im Fall sie sich jedoch zu einer Amtsent- 
setzung eignen, mufs das Tribunal deshalb 
an den Jusützminister berichten. 

#) KifnigL Decret «. 11. März 1809. Boll. XIV. AU 
phabetisches Handbuch für Huissiers. Nach dem Fran- 
zösischen bearbeitet von J. C Fische*. Götu 1809. t 
Wixlioerode Handbuch für Huissiers, 

h) Die bisherigen Ucbersetzungen (Gerichtsdiener , Cfe- 
richtsboten, Pedellen} entsprechen der wichtigen 
Bestimmung der Huissiers nicht und führen auf un- 
richtige Begriffe. Passender dürfte schon der Aus* 
druck Justitidiener seyn. 

«) Es gehören dabin auch aufsergerichtliche Rechtshand* 
lungen, z. B. Mahnungen, Erotestationen, Opposi« 
lionen 1». dgl. m. v 
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F) Von den Sachwaltern und Anwälten. 

I) Die Sachwalter (avocats) vertheidl« 
gen die Rechtssachen der Partieen vor Ge-> 
rieht. Ihr. Beruf ist wichtig und ehrenvoll. 
Sie sollen die Rechte des Bürgers gegen die 
Eingriffe Anderer, und seihst des Staats ver- 
theidigen, sie. sollen die Unschuld des pein- 
lich Angeklagten in Schutz nehmen , und so 
ein Palladium der bürgerlichen Freiheit 
seyn (a). Wer als Sachwalter angestellt 
seyn will, mufs, 22 Jahr alt seyn, 3 Jahre* 
die Rechte studirt, ein Jahr bei einem Sach- 
walter gearbeitet und durefi eine theils 
schriftliche, theils mündliche Prüfung seine 
Rechtskenntnifs bewährt haben. Unter die* 
sen Voraussetzungen wird er von "dem Ge- 
richte angenommen und nach geschehener 
Beeidigung in die Liste der Sachwalter ein- 
getragen, wodurch er die Befugnifs erhält, 
alle Arten von Rechtssachen vor allen. Ge- 
richtshöfen und Districtsgeriqhteüi des Kö- 
nigreichs zu vmheidigen. Die Zahl der 
Sachwalter ist /unbestimmt (b). II) Die An- 
wälte (avoues) vertreten die Personen der 
Partieen vor Gericht. Sie werden vom Kö- 
nig auf den Vorschlag des Justitzministers 
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aus den Sachwaltern, derea , Geschäfte sie 
daher audh zugleicH führen können , ernannt 
Ihre Zahl soll nach der Gröfse des Ge- 
richtssprengels und nach der Menge der 
Processe bestimmt werden (c\ ^lede Partie 
bedarf, ausgenommen bei den Friedenvsge- 
richten, eines Anwalts, der sich durch eine 
Vollmacht legitimiren mufsj hingegen die, 

Functronen des Sachwalters kann sie selbst; 

* 

-übernehmen, wena es ihr nicht das Gericht 
aus gesetzlichen Gründen untersagt (ß). 

*) Je wichtige* und ehrenvoller der Beruf des Sach- 
walters in der bürgerlichen Gesellschaft ist, desto / 
heiliger ist die Pflicht eines jeden , der sich demsel- 
ben widmer, nichts zu versäumen, was ihn zn des- 
sen gewissenhafter Erfüllung in den- Stand setzt. 
Insbesondere mufs er sich nicht nur grundliche 
Rechtskenntnifs erwerben» sondern sich auch durch 
Studium und Uebung zum gerichtlichen Redner bil- 
den. Ein sehr schätzbares HUlfs mittel ist -C. S. Za- 
CHAAiAe's Handbuch %ur gerichtlichen Beredsamkeit» 
Heidelberg 1810. 

b) Koni gl. Beeret vom sß. May 181O* art* 1 — 5. Bull. 
XX. 

«) Das angeführte Decret Art. 6 — 9. 

d) Bürgerliche Trotejs Ordnung Art. 27. 4^ 

1 1 

H) Von Einrichtung des gerichtlichen Verfahrens* 

A) Tubluit ät und niiindliche Verhandlung. 

• • • •'■>*. 

In den Gerichtein Westphalens wird ein 



r 



r 
1 



Digitized by Google 



0 ' 1 

u 

öffentliches , mundliches Verfahren beob* 
achtet (a). Es ist indessen nicht schlecht«* 
hin öffentlich und mündlich, sondern es 
geht eine der Regel nach schriftliche Ver* 
handlung voraus, der Ricbterspruch folgt 
aber erst, wenn die Sache nochmals in ei* 
Her öffentlichen Gerichtssitzung ihrem gan- 
zeil Umfange nach mündlich verbandelt wor<- 
den ist (6). Während diese Form des Ver» 
fahrens mit dem Wesen der Gerechtigkeits-* 
pflege, welche nicht in Dunkel gehüllt wer* 
den darf, innig übereinstimmt und das Bei- 
spiel der cultivirtesten Nationen des Alter- 
thums (Griechen und Römer) und der neue- 
ren Zeit (Engländer, Franzosen und halie«* 
ner) , ja seihst unsrer deutschen Vorfahren 
für sich hat, ist es zugleich unverkennbar, 
dafs es von den wohlthätigsten Folgen seyn 
müsse, i) Den Richter mahnt es dringend 
an die heilige Pflicht, in seinen Aussprü- 
chen nur dem Recht und der Wahrheit zu 
huldigen und schützt ihn durch die Furcht 
vor dem Urtheil des Publicums gegen die 
Versuchung seine Leidenschaften zum Maas- 
stab seiner Erkenntnisse zu machen (c); 
auch ist die mündliche, aufeinanderfolgen- 
de Darstellung der Sache von beiden Seiten 

« » r 
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mehr geeignet ihm eine vollständigere Ue- 
bersicht zu geben (rfj. 2) Der wichtige Stand 
der Sachwalter findet in dem öffentlichen, 
mündlichen Verfahren eine mächtige Trieb- 
feder sich zu seinem schwierigen Beruf sorg- 
fältiger vorzubereiten , und indem er ihn un- 
ter -den Augen des Publicums gewissenhaft 
erfüllt, hat er Gelegenheit,, sich zu der Ach- 
tung zu erheben, die seiner ehrwürdigen 
Bestimmung gebürt. 3) Die Furcht vor Öf- 
fentlicher Schande wird die Bürger theils 
von Vergehungen und falschen Anschuldi- 
gungen abschrecken, theils von Anstellung 
ungerechter oder unsittlicher Klagen zurück- 
halten , theils', als Zeugen , zu einer gewissen- 
haften Aussage bestimmen: 4) Das Folk im 
Ganzen wird bei dem lebhaften Interesse, 
womit es die öffentlichen Gerichtssitzungen 
Besucht und dadurch deren Feierlichkeit er- 
, höht, über die Gesetze aufgeklärt und der 
Sinn für Recht und Unrecht in ihm ge- 
schärft werden. Die Publicität der gericht- 
lichen Verhandlungen wird endlich 5) gegen 
Eingriffe der Regierung den sichersten Schutz 
gewähren und für die Selbstständigkeit der 

Gerechtigkeitspflege von den besten Folgen 
§eyn (*), 
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d) JTestph. Constitution art. 46. Ausnahme weise ge* 
schiebt die Verhandlung bei verschlossenen Thüren, 
wo entweder das Gesetz dieses vprschreibt (Code 

. Nap. art. 241.), oder vermöge eines vom Gericht 
gefafsten Beschlusses, im Fall die Verhandlung den 
Anstand verletzen oder Aufsehn erregen würde. Bttr- 
ger liehe Procefsordnung art. 48. 

V) Germanien von Crome und Jaup. B. II Heft ft. N. 
12. K. S. Zachariae das Staatsrecht der rheinischen 
Bundesstaaten. Heidelberg 1810 S. 100 f. Gegen die 
Publicität der gerichtlichen Verhandlungen erklärt 
sich Goenner im drehio für Gesetzgebung und Üe- 
form des Jurist, Studiums. B. II. H. 2. n. 17. 

e) Daf* irrige Völksmeinungen eine der Rechtspflege 
möbtheilige Herrschaft über Richter nnd Sachwalter 
ausüben werden, dies wird nur in seltenen aufseror» 
^entliehen Fällen zu befürchten seyn, und dafs die 
Künste einer falschen Beredsamkeit das richterliche 
TJrtheil bestechen werden, ^ies ist höchstens bei den 
Gesthwornengerichten zu beBorgen , wo aber auck 
der Ankläger und der Präsident diesem Eindruck ent- 
gegen wirken können. 

d) Dafs das blos schriftliche Verfahren den Sachwalter 
besser in den Stand setze , die Sache bedachtlich und 
vollständig auszuführen und dem Richter die genaue 
Prüfung niehr erleichtere, als das blos mündlich* 
Verfahren, dies ist nicht zu leugnen. Allein die Vor- 
theile des blos schriftlichen Verfahrens sind im west- 
phäKschen Procefi, wenigstens in wichtigeren und 
verwickeiteren Sachen, mit denen mündlichen 

• vereinigt. 

#) Ueber die äufsere Einrichtung der öffentlichen See* 
sionen s. von Strombeck Äbhandl. Über die Or gani» 
tation der franz. BffentL Gerichtssitzungen. Gotting, 
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1809. I>en Dienst nnd die Police* de* Gerichte bc* 
stimmt in Frankreich das Decret von» ?o. Mprz 1806» 
wovon jener Abhandlung eine Uebersetzung ange* 
längt ist, 



S. 10. 

B) Gang des gerichtlichen Verfahrens : 
1 1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten (*)♦ - 

Das vorwaltende Princip des westphä-*" 
lischen Civilverfahreps besteht in der Selbst- 
Betreibung des Processes durch die Partiten 
und deren Anwälte, Indem diese die Sache 
ihstruiren uqd betreiben, sind sie im .Staude 
einestheüs zu verhindern, dafs die collegia- 
lische Verfassung der Gerichte der schleu- 
nigen Rechtshülfe nicht nachtheilig' werde, 
anderntheils abef den {lichter vollständig 
von alleq erheblichen Momeriten zu unter- 
richten. Das gewöhnliche Verfahren vor 
den Tribunalen (b) zerfällt in zwei Hauptr 
theile. I) Die schriftliche Verhandlung. , 
Diese bezweckt blos die wechselseitige In» 
structioa der Anwälte , damit diese theils 
von den gegenseitigen Ansprüchen genau un- 
terrichtet, theils zur mündlichen Verband?" 
lung gehörig vorbereitet werden. Daher er- 
fährt hiervon das Gericht nichts, und wirkf 
dabei üicht mit, Wet nemlich einen rech* 
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liehen Ansprach gerichtlich geltend machen 
will, läfst eine von seinem Anwalt unter- 
zeichnete Klagschrift mit den nöthigen Bei- 
lagen dem Gegner durch einen Huissier zu- 
stellen und denselben zur zeitigen Bestel- 
lung eines Anwaltes und zur Vertheidigung 
auffordern. Auf gleiche Weise wird binnen 
der gesetzlichen Frist dem Kläger die Ex- 
ceptionsschrift des Beklagten und diesem die 
Replik des Klägers' zugefertigt, mit "welcher 
letzteren sich der Schriftwechsel schliefst. 
Hierauf folgt II) die mundliche Verhand- 
lung. Diese zweckt darauf ab, das Gericht 
von dem streitigen Rechtsverhältnifs voll- 
ständig zu unterrichten und es dadurch zur 
richtigen Beurtheilung in den Stand zu se- 
tzen. Zu dem Ende erscheinen die Partieen 
oder deren Sachwalter an dem zur Audienz 
bestimmten Tage, wozu ein Theil den an- 

I t M " 

dem' einzuladen hat, in der öffentlichen 
Gerichtssitzung und suchen durch mündli« 
che Vorträge die Rechtsgründe auseinander 
zu setzen. Findet nun das Gericht die Sa« 
che hierdurch völlig zu seiner Beurtheilung 
vorbereitet, so erläfst es alsbald seinen Aus- 
spruch. Tritt aber jene Voraussetzung nicht 
«in , so ist ein doppelter Weg zur weiteren 

* 
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Aufhellung der Sache offen. Das Gericht 
kann nemlich zunächst verordnen, dafs die 
von den Anwälten gewechselten Schriften 
nebst den Beilagen eingereicht werden. 
Nach deren im Berathschlagungszimmer ge- 
nommenen Einsicht fällt es nun entweder 
sogleich das Unheil , oder beschliefst sol- 
ches in einer der nächsten Sitzungen zu fäl- 
len , oder beauftragt einen Richter in einer 
bestimmten Audienz zu referiren , um dann 
darüber zu erkennen. 

Scheint hingegen die Sache dem Gericht 
nicht geeignet, um durch mündliche Ver- 
handlung völlig aufgeklart zu weiden, so 
kann es dieselbe zum schriftlichen Verfsfh- 
ren verweisen. Die in diesem Fall von je- 
dem Theil noch einzureichende weitere 
Schrift wird dem bestellten Referenten ein- 
gehändigt, welcher nun in dpr bestimmten 
Sitzung die Sache, jedoch ohne sein Gut* 
achten hinzuzufügen , öffentlich vorträgt, 
gegen welchen Vortrag aber die Partieen 
alsbald dem Präsidenten ihre schriftlichen 
Bemerkungen mittheilen können. 

- In allen diesen Fallen wird entweder 
mittelst eines Interlocuts der Weg zum Be- 
weisverfahren eröffnet", bei welchem im Gan- 
. . \ •/ - \ • 

.- 
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sert das bisher in Deutschland übliche V6r- 
fahren beobachtet wird (c) , oder es wird 
durch ein Definitivurtheil die Sache selbst 
entschieden. Während nun das G 
fugt ist, für die Vollstreckung in den dazu 
geeigneten Fällen eine Frist zu bestimmen, 
binnen deren der Verurtheilte die Zahlungs- 
mittel anzuschaffen vermag , hat es auf der 
andern Seite das Recht , im Fall Rechtsmit- 
tel eingewendet" worden sind, das Ürtheil 
(mit oder ohne Caution) provisorisch voll- 
strecken zu lassen — eine Einrichtung, wo- 
durch das Bestreben eine schlechte Sache 
durch den Mifsbrauch der Appellation zu 
verschleppen, vereitelt wird* 

0) Eine genaue Darstellung des westphäliscben Procea- 
ses ( Bürgerliche Procefsordnung. E. Spangenbeao 
processus iudiciarius civilis in regno PJZestphaliae. 
Gött. 1809 Ausführlicher Commentar über das fr an» 
eÖsische und westphälische Gesetzbuch des Verfahr 
rens in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten von Q H. 
Oester letc und E. Spanoenbero. I Th. Gött. rftio) 
kann nach dem Zweck dieser Schrift hier keinen 
Platz finden» sondern es kommt nur darauf an, hier 
ao viel davon zu sagen» als nöthig ist, um dessen ei« 
genthümlicben Charactef im Allgemeinen darzustel- 
len. Man sehe dar übel' die vortreffliche Rede des 
jetzigen Herrn Ministers des Innern Grafen von 
Wolpfradt gehalten in* der Versammlung der Stän- v 
de am 16. Aug. 1808* In der Sammlung aller In* 
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Structionen Uber die Staatsverwaltung des Königreichs 
Westpjialen. B. II. Heft 1. S 26 f. 

b) Vor den Friedens gerichten hat keine schriftliche Ver- 
handlung statt und das Verfahren ist (so wie auch 
in summarischen^ Sachen) einfacher und schleuniger. 

«) Unter die wichtigsten Eigenheiten und Voiaüge des 
westphälischen Beweisverfahrens, gehören theijs die 
Bestimmungen des Code Napoleon über den Urkun- 
denbeweis, tbeils das Recht einer jeden Partie ihren 
Gegner vor Bericht über streitige Thatumstände zu 
befragen und dadurch die Sache aufzuhellen und ab- 
zukürzen* 

, §• II. v 

In Strafsachen. 

Das gerichtliche Verfahren in Strafsa- 
chen wird durch folgende Hauptzüge cha-\ 
rakterisirt. I) Es herrspht darin durchge- 
hends die Ariklageform. Sowohl bei den 
Policei- und Corrections-Gerichten , als bei 
den Criminalhöfen tritt ein öffentlicher An- 
kläger auf, , welcher im Nartien des Staats 
nicht nur den Richter zur Untersuchung und 
Bestrafung begangener Verbrechen auffor- 
dert , sondern auch an dem Verfahren thä- 
tigen Antbeü nimmt, indem er dem Rich- 
ter die Beweise an die Hand gibt und über, 
die Gesetzmäßigkeit der Procedur wacht. 
Diese Einrichtung hat die wohhhätige Fol- 
ge , dafs einesteils nicht leicht ein Verbre- 
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chen ungerügt bleibt, andemtheil£ durch 
Trennuug der Person des Anklägers und 
des Richters die Einseitigkeit der Richtung 
verhindert wird, zu welcher der Inquisi- 
tionsprocefs den Richter so leicht verführt (a). 
II) Die verschiedenartigen Haupt handlun- 
gen des Crifninalv erfahr ens sind getrennt 
und jede Gattung ist einer eignen Behörde 
überlassen. Dahin gehört A) die Trennung 
der Instruction der Strafsachen von deren 
Beurtheilung und Entscheidung. Die erste 
blos policeima/sige Instruction (Prälimi- 
naruntersuchung) der für die Besserungsge- 
richte oder Criminalhöfe gehörigen Verbre- 
chen geschieht vom Friedensrichter; dieser 
sammelt nur die Beweise, vernimmt die Vor- 
geladenen summarisch und übergibt die Sa- 
che, wenn sie nicht zu seiner eignen Com- 
petenz gehört und doch zu einer weiteren 
Untersuchung geeignet ist , dem königlichen 
Procurator beim Districtsgericht , durch den 
sie dem mit der Instruction beauftragten 
Mitgliede dieses Gerichts ybergeben wird, 
welches nun die zweite, schon förmliche 
und justiizmafsige Instruction vornimmt. 
Weder jener noch dieser Instruent ist aber 
berechtigt über die Schuld oder Unschuld , 
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des Angeklagten zü urtheilen, Em wenn 
das Districtsgericht findet, dafe die Sache 
au deh Crirrn Uelhof gehörig $ey und dieses 
durch >in Unheil erklärt, wird solche an 
' den Cnmiaalhof abgegeben, welcher die al- 
lenfalls noch mangelhafte Instruction er* 
g'äQit und dann erst auf den Antrag des 
Generalprocuralors die für die Ehre upd 
Freiheit' des Angeschuldigten so wichtige 
Frage : Ob eine peinliche Anklage wider ihn 
statthaft sey? durch ein förmliches UrtheU 
entscheidet. Durch jene verschiedenen In* 
strnctioneo wird nicht nur die Sache vor- 
bereitet, sondern auch verhindert, dafs der 
Angeschuldigte nicht einem Gerichte über- 
geben und einer Untersuchung ausgesetzt 
werde, wozu seine Handlung nicht geeignet 
m ist. B) Trennung- d0s Unheils über die 
Thatsachen von dem UrtheU über die An- 
wendung des Gesetzes auf die Thatsachen, 
Jenes ist in Criminalsachen (4. 25. 27.) den 
Geschwornen überlassen , dieses den CriminaU 
richtern. Der Grundsatz , welcher die Noth- 
wendigkeit einer solchen Trennung aus- 
* spricht, ist unverkennbar richtig und mufs 
für die unparteiische Verwaltung der Cri- 
njiuafjustitz von den wohltätigsten Folgen 
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seyn. Wider die Einrichtung der Geschwor- 
nen erinnert man/ zwar, es fehle ihnen an 
der nöthigen Rechtskenntnifs übet* die Er- 
fordernisse des Thatbestandes und die Kraft 
der Beweise, ihr Urtheil sey meist einsei* 
tig und mehr das Erzeugnifs ihres leicht zu 
täuschenden Gefühls als ihres Verstandes > 
und es sey zu befürchten , ddfs ihr Ausspruch 
entweder durch die Redekünste des Ver- 
theidigers, öder durch die Geistesüberlegen- 
heit und Anmafsung Eines der Geschwornen 
geleitet werde. Allein um über Thatsachea 
zu urtheilen , bedarf es* kleiner Rechtsk^nnt- 
nisse. Nur gesünder Verstand, allgemeine 
Bildung und guter Wille sind erforder- 
lich; für diese Eigenschaften bürgt, aber 
theils die Art der Wahl der Geschwornen , 
theils das lebhafte Interesse , welches sie bei 
Erhaltung der allgemeinen Rechtssicherheit 
haben , theils endlich die Publicität der ge- 
richtlichen Verhandlungen. Auch kommt 
der Präsident des Criminalhofes durch eine 
getreue Darstellung der Sache dem Urtheil 
der Geschwornen zu Hülfe. Eine gröfsere 
und gefährlichere Einseitigkeit würde im 
Gegeutheil zu befürchten seyn , wenn be- 
ständige Criminalrichter über dieThatsa 
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chen zu urtheilep hatten, da solche durch 
ihre tägliche Beschäftigung alln/ählig hart 
tind unempfindlich werden und daher im- 
mer nur Verbreichen ahnden und nichts als 
Schuldige sehen. Sollte endlich die Jury 
aus Mangel an Einsicht oder durch Leiden- 
Schaft verblendet denqoch eip .offenbar uu- 
richtiges. Verdammungs Ürtheil gefällt ha- 
ben, ^so gebürt dem Crifninalhof das Recht 
ein solches ürtheil zu verwerfen*, die Sache 
bis zur nächsten Sitzung auszusetzen und 
den Angeklagten solchergestalt gegen allen 
Mi fsbrauch der den Geschwornen anver« 
trauten Gewalt zu schützen (6). 

a> Meine Grundsätze fies Criminalprocesses. $ 70. 
&) Ein«, ausführliche Darstellung der . V'.rsiige dieser 
Einrichtung enthalt die vortreffliche Rede dei Herris\ 
Staatsraths Baron von Leist gehalten in 4er Vet<* 
» Sammlung der Reichsstände am 17. Aug. i&o8 als 
denselben der Entwurf der neuen Criminaipro^ef*» 
ordnimg zur Genehmigung vorgelegt wurde (/« der 
Sammlung aller Instructionen über die Staatsverwal» 
tung 'des Königreichs fPestphalen. Bd. IL Heft L 
S. 62 i.) 
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Zweites Hauptstüclc. * 

Schilderung det einzelnen Gerichte , zAr** 
Wirkungskreises und ihres gegenseitigen 



Verhältnisses* 

1 



i * 



Erster Titel. 

v * f ff * ' I 

Von den. ordentlichen Gerichten* 



> . . ■ 



I 



Erste Abthdilung, \ 

Pon den zur Verwaltung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit 

bestimmten Oeriphtesu 



§. 12. 

I) Von den Friedensgerichten (ö): 

A) Einrichtung derselben. 

» • .•Iii**'- ■» » f 

Ia jedem Canton <Ä) befindet sich ein 
Friedensgericht; in Städten, welche über 
10,000 Einwohner haben, sind deren, nach 
Verhaltnifs der Volksmenge , mehrere. Die 
Eriedensgerichte bestehen aus einem JFW*» " 
densrichter, zweien Gehülfen fsuppl6ans) 
und einem Gerichtsschreiber . ( greffier, Se- 
xretär), welche sämtlich vom Könige ernannt 
werdep. Die Friedensrichter ernennt der 
König aus zweien Candidaten, welche die 



- 
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Wahlcollegien zu jeder Stelle vorschlagen. 
Sie werden auf vier Jahre ernannt, können 
aber sogleich wieder in Vorschlag gebracht, 
und ernannt werden Co). Die Gehülfen sind 
nicht als Beisitzer des Friedeasgeriehts an* 
zusehn , sondern sie vertreten nur die Stelle 
des verhinderten Friedensrichters , welcher 
deshalb einep von ihnen hierzu auffordert. 
Zu der Stelle des Secretärs schlägt der Frie- 
densrichter vor, indem er den Kandidaten 

■ * 

dem Procürator des Königs anzeigt, welcher 
d^h Vorschlag mit seinen Bemerkungen au 
den Justitzminister einsendet {d u Jedes 
Friedensgericht hat einen oder zwei für das- 
selbe besonders bestimmte Jiistitzdiener 
(Huissiera) , welche zwar der f riedeusrich« 
ter ernennt, Jedoch verbunden jst , splche 
aus der Zahl derjenigen zu wählen die 
schon beim Districtjsg^richte angestellt sind 
-und in dem Bezirk des Frifdensgerichts 
wohnen. Sind diese aber verhindert, 60 ist 
der Friedensrichter befugt einen andern 
JustiMiener zu beauftragen (e). 

d) Königl. Decret vom. a 7 . Jan. 1808. Tit. 6. Bull XV. 
Vmziti H*ndb*qhifiir Friedensrichtern Hannov- lÖoß. 
(Wieoahd} Versuch einer systematischen Darstel- 
, Inn g der Amtsgeschäfte und des Wirkungskreises 
ier FrUdensrichur.tLm Hülf»buch für rricdenaricli« 
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tcr des Königreich« Westphalen-so wie -für ihre Sup- 
pleanten und Secretäre. Cassel u Marburg 18 10. L.Ä- 
vasseuä manuel des justices de paiac, Paris 1807, 

b) Die richtige Zahl der Cßntons auszumitteln igt, we- 
gen der durch die Vereinigung der hannoverschen 
Provinzen entstandenen Veränderungen, 'nicht ohne 
Schwierigkeit» Folgende Angaben, weiche aas einer 
guten Quelle üiefsen, durften, wohl die richtigsten 
seyn. Das Departement der Elbe hat 66 Cantons; 
der Fulde 56; des Harzes 07; der Leihe 41 ; det 

. Ocker 5&; ? der Saale 48 ; t der Werra 54 ; der > Weseic 
6i; des Norden 40; der NiederElbe 38; 4er Aller 41 
, Cantons. . Das Königreich zählt also 540 Cantons und 
eben so^lele Fried ensgerxchte. 

c) fVestpK. Constitution Art. 44. 47. 4a Tn Frankreich 
: werden die Friedensrichter auf 10 Jahre ernannt; 1 

Königl. Decret vorn* «4. Fe&r. 1809. Bull.' X. Der 
Gehalt der Friedensrichter ist nach der Volksmenge 
ihres Cantons auf 1200, 1600 und 800 Franken be« 
Stimmt. KQnigl Decret 0. 2. /im. 1808. Bull. XLII. 
Königl Decret vom 7: Aug. Bull. XXIX. Der 

> Gehalt des Secietärs betragt ein Drittel der ; Besol- 
dung; des Friedensrichters, Die Sporteltaxe ist durch 
das Decret vom fti. Jul. 1809 Bull. XXX VI. festge- 
setzt und darin zugleich bestimmt i welche Sportein 
dem ilichtcr oder dem Grcffier aussen] ieslichgebü- -. 
reu und welche unter beide dergestalt vertheilt wer« 
den sollen, da's jener zwei drittel, dieser ein Drit- 
tel erhalt Für die kleinen Bureau kosten müssen die 
Municipalvei waltungen sorgen. Königl Decret com 
27. Jan, 1808. Tit. $. art. 9. und vom 10. Febr. 1809* 
Bull. VII. , 

e) Königl. Beeret vom 11. .Mars 1809. Bull. XJV. 

l » 
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B) /^rÄoif^/ew «kr Frieden* geruhte. 
-* i) Vom Friedensrichter als Richter (a). 

V Der Friedensrichter erscheint in dop« 
peltVr Hinsicht in der Eigenschaft eines 
' Riahters. Er ist * ' f « 

I) Civilrichter. Zur Entscheidung bür- 
gwlicher Rechtsstreitigkeiten sind die Frie- 
densrichter der Regel nach und hauptsäch- 
lieh htekt bestimmt, indem theils das Ein- 
heitsprincip für die Justizverwaltung nicht 
pafst, theils das bei der Rechtspflege so 
wichtige ministere public nicht wohl bei je* 
denk ! Friedeosgerichte angeordnet werden 
kontttfe. Nur ausnahmsweise gebürt -'den 
Friedensrichtern die Ausübung der bürger- 
liehen Gerichtsbarkeit. Man hätte dabei 
ivediger ein . eigentliches Gericht vor Augen , 
al3 einen Ort, wo vorzüglich das Volk bei 
einem selbstgewählten Beamten in seinen ei- 
ligen oder minder wichtigen Rechtshändelf* 
Belehrung und t väterliche Zurechtweisung 
öder «ihteunige Rechtshülfe fände. "Zu die* 
sea Gfegenlständen (&) gehören daher A) bür* 
gerliche Rechtsstreitigkeiten , welche einen 
gewissen policeiUchen Charakter hdhexi. Da 
Hier der« Grund der Gom peteaz in, der Qua* 
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lität des Objects liegt, so ist der Friedens- 
richter in dergleichen Sachen unbedingt 
competent d. h. ohne Beschränkung auf 
eine gewiss^ Summe. Es gehören i#' fliese 
Classe i) die Klagen wegen aller, von Men- 
schen oder Vieh, auf den Feldern, an den 
Früchten und der Erndte angerichteten 
Schadens. 2) Alle posseesoriscke Klagea », 
insbesondere wegen Gränzverriickungen, 
widerrechtlicher Anmaßungen auf Gröüd nad 
Boden, an Bäumen, Hecken, Graben uüd 
andern Befriedigungen , so wie wegen Ein- 
griffen in den Lauf des zur Wässerung. die- 
nenden Wassers, in so fern alle d&*& Usur- 
pationen im Laufe des Jahres unternommen, 
worden sind 3) Die aus dem Mieth- Pficht* 
und Lohn-Vertrag entstehenden Klagen We- 
gen folgender Gegenstände: wegen der den 
Mietherp aufliegenden Reparaturen* wegen 
der an sich nicht bestrittenen Entschädigung 
der Miether, welchen die vermiethete Sa- 
che nicht geleistet wnrdfc^ wegen Arbeits« 
lohns der Tagelöhner, Und wegen Erfüllung 
der Verbindlichkeiten zwischen Herrschaft 
und Gesinde. 4) Die Infurienilagen wegen 
wörtlicher Beleidigungen, Zänkereien und 
" Thätlichkeiten , in so fern der Beleidigte 

— » < 
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vtcht deshalb au^öfkptUche Bestrafung an- 

v getragen bßt. ; 

In allen diesen, Sachen erkeanea die 

Frie^sgerichte : bi$ *ur .Summe von 74 
Frauken io erster, wd letzter Instanz., bei 
fcahei em Betrage, §fo*r #ur iq erster löstao* 
d. h. mit Vorbehalt der AppeHaf ion <*a du* 
Dretriclsgerichte. ; .B . Die andere ■CUsse voa 
bürgerlichen Bechtsbändeln , welche; xu^ 
Competenz der Friedensgerichtß. l gehöreD, 
besteht in Bagatellsachen d. h. ; persönliche 
Klagen und . solche die, Mobilien betreffen. 
Da also hierbei die Geriqgfügigkeii d#.Qbf 
jects, mithin die Quantität den ; Grund der 
Goinpeten« enthält , so; ist der Fr»f densricb.7 
ter in dergleichen Sachen nur beding? com* 
peteot d> h. unter der Voraussetzung dafa 
der! Werth des Streitgegenstandes jfiicht dje. 
gesetzliche Summe ilberschreiW, Dies« 
Summe ist auf *48, franken bestimmt und, 
zwar dergestalt , dais der Friedensrichter bis, 
zum Betrag von 74 Franken (<?) in erste* 
und letzter Instanz , bei gröfseren Sqmnieq, 
hingegen mit Vorbehalt der Appellation er- 
kennt (rf). .J . ,y, fc f >« 1 .- ,\ > <• r '- > 

Wenn jedoch auch eine Rechtssache 

zur Kompetenz aw 

■ 1 ' 
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Friedeö^Hcfcters 'gebart , es mr& aber darin 
die Aechtheit einer für die Entscheidung er- 
heblichen Urkunde angefochten, so mufs er 
die Sache an das Districtsgerieht verwei- 
*en, und kann erst, wenn dieses über den 
Incidentpurtct erkaüüt hat, die Hauptsache 
entscheiden (e). . , • 

Competenzstreitigheiten zweier Friedens* 
gfcricbte entscheidet das Districtsgerieht, 
oder, wenö die Friedensgerichte unter vef 
schiedenen ; Districtsgerichten stehen , der* 
jenige Appellationshöf» 2U dessen Gerichts* 
bezirk solche gehören ('/)• Die Paftieeü 
sibd iwär berechtigt sicli vor einem s&lbsfc» 
gewählten in Ansehung der Persoü oder cfer 
Lage des streitigen Gegenstandes incompe* 
tenten Friedensrichter freiwillig zu stellen 
und ihm die Entscheidung ihrefe Rechts- 
streite zu übertragen ; jedöch nur in solchen 
Sachen , welche überhaupt zur BeäVtheilung 
der Friedensgerichte geeignet sind; J In al- 
leb andern bedarf es eines förmlichen Com- 
' promisises (g). [ t - < * ' * v "*>' : - ■ 
7 Der Friedensrichter ist II) auch JPo/i- ' 
ceirichter. Das Friedensgericht bildet 
riemlich zugleich das Municipal* Policei* 
Tribunal., In diesem Hinsicht erkennt der 

* 

, , Digitized by Google 



■. 



F^!eäeosnclltei• fihef ; die" MceiveTgehen d. 
ji. welche mit. keiner höheren Strafe bedroht 
sind als 20 Franken Geldbuse oder achttä- 
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gigem Gefanguifs (A); 

a) In Frankreich besteht die Hauptbestimmung der Frie- 
densrichter , welche ihnen auch den Namen gibt, 
ip Ermittelung dar Rechtsstreitigkeiten. I?s dar£ 



von den Districtsgerichten der Rege} nacli keine Kla- 
ge angenommen werden, wenn nicht der Kläger 
nachweisen kann, da f« vorher zwischen ihm und sei* 
neni Gegner vom competentcn Friedensrichter die 
Gii£e vergeblich versucht worden. Diese Einrich- 
tung hat man in pf^estphalen^ nicht angenommen* 
Hier bilden die Friedensrichter nur Vermittler in St- 
chen ihrer Competenz,, bevor sie als Richter ürt hei- 
len,' und' haben folglich eine wesentliche Bestim-» 
mung verlorn. Acht ungs würdige Gelehrte haben 
, ihre Stimme für und gegen diese Abänderung erho- 
ben. GosstER in seinen juridischen Miscelhn Ber- 
lln jBiO. Heft I. S. 14 mifsbilli^t die Versuche 'der 
Güte vor instruirter Sache Grolmaw im Handbuch 
über den Code Napötedk. B. "I. S. xxxtv n i behaup- 
tet hingegen, .dafs der friedensrichter 'semes 'Amte* 
nicht würdig sey , welcher nicht vermöchte, in ei- 
nem Termine, wo er mit beiden Theilen auf eine 
für den Procefs unpräjudicii liehe Weise sich iioer 
die Sache unterhaltet kann-, wenigstens denäriiten 
Thoil aller Rechtsstreitigkeilen beizulegen und da* 
durch Wahrhaft der Wbhltbäter der seiner vHteili* 
chen Obhut anvertrauten zu werden. Mit Genehmi- 
gung des Jusützministers ist beim Tribtiriäl tu Eirtr 
beck, auf Betrieb des Präsidenten von SirOmbeck, ein 
V er gleich shure au angelegt» vor welchem sich d^e 
« freiwilßg zum Versuch der Güte steilen 
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kennen. Ei ist zu wünschen, daf* der Jtjrfolg die« 
•er zweckmässigen Einrichtung ihrer wohuhangeit 
, Absicht entspreche. Oäs^eAley J und Spainoehberci 
MagäM ß. ii. Heft S. 5*4. , ■ 
*) JftJuigi. Debet vom S7. Ja». 1808. Tit VF 3uU X7> 
•) Das angefiiHrte Decret Tit.. 6. art. 2 Sagt 74 Franken 
oder 20 Rthl. Allein 74 Banken madicn* nach kei. 
aem Münrfu* genau 20 Rthl. Auch fuhrt (Jas Decret 
bei der Summe von 1$ Fr. nicht an, dats diese 
dem Betrag von )6 Rthl gleich zu schätzen sej 
J) Befallen Summen, welche die Compettnz oder Ap- 
pellabilität bestimmen , ist blos auf den Hauptstuhl, 
nicht auf die rückständigen Zinfsen zu sehn, Schrei. 
^ ben des Justitzministey vom 29. März UJic. In der 
Sammlung aller Instructionen Jlber di f Staat sverwaU 
tun* des Königreichs tVestphalen. B. It. Heft a $. 
*9 Auch im Magazin von pEsrERiEX und. Spaw- 
©ejnbero. B. II. Heft 2. S. 299. 
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«) Bürger/. Procefsordnung. Art. 58a. 
Bürgerk Prooejsordnung Art. 296 ; / 
Bürgert. Procejs Ordnung Art. 3 7 5 und Buch Vitt. 
; Ä) Die pähere Schilderung dieser Municipal Policeige- 
richte kann erst unten in der zweiten «Abtheiinng in- 
ren Platz finden. J. 20. 2u 

r .. ' 

1 ' 

a) Von den Übrigen Functionen des Friedensrichter!. 

Der Friedensrichter wirkt qicht nur als 
Richter, sondern es sind ihm aufserdem 

hoch mehrere wichtige Geschäfte anvertraut. ' 
Er ist nemlick 



_ s 



I) Hütfobeamter der gerichtlichen Poli- 
zei zur Ausmittelang der nicht zu seiner ' 



. . .1 
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Compefen* gehörigen Verbreche« und zur 
Vorbereitung ihrer Untersuchung. Bei ihm 
geschehen die Anzeigen begangener Verbre- 
chen , er sammelt die Beweise der That und 
des Thäters , läist die auf der That Ertapp- 
ten veibaften, vernimmt die Vorgeladenen 
oder Verhafteten , so wie die an Ort und 
Stelle vorgefundenen Zeugen summarisch zu 
Protocoll und ,thut folglich alles was zur 
«ersten , blos policeimafiigen Instruction der 
Sache (Präliminar- Untersuchung, inquisltio 
generalissima) gehört (o). Findet er nun 
die Sache zu einer weiteren Untersuchung 
geeignet, so ist er diese weder zu erkennen 
noch vorzunehmen berechtigt, sonderen ver- 
pflichtet, seine Verhandlungen an den Pro» 
curator des Königs einzuschicken, welcher 
solche dann dem mit der Instruction beauf- 
tragten Tribunalrichter einhändigt und den* 
selbeü zur genaueren , schon justitzniäfsi- 
gen Instruction der Sache auffordert- hin* 
det hingegen der Friedensrichter, dafs kein 
Verbrechen begangen oder dafs der Verhaf- 
tete völlig unschuldig ist, so entiäfst er 
denselben , ohnö dafs jedoch hierin ein Jos*» 
sprechendes Urtheil liegt, und gibt davon 
sowohl dem Procurator des Königs , als dem 
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Imtrbctioasriehtei? . , die erforderliche JVach* 

II) Der Friedensrichter ist ausnahms- 
weise f£) mit Handlungen der willkürlichen^ 
Gerichtsbarkeit beauftragt, urtd vertritt. ic| r 
dieser Rücksicht die öffentliche Auctoii(ät t 
Es gehört dahin A) die Ausstellung der JVb 7 
torietatsurkunden , welche die Stell« der feh* 
lenden Geburtsscheine vertreten (C. Nap. 
art. 70); B) Vor dem Friedensrichter ge^ 
sc heben die Erklärungen, welche bei den 
Adoption und Annahme eines Pflegekindes 
erforderlich swd (C. N. a. 353. 363 )• C) 
Vor ihm geschieht die Erklärung des Va- 
ters, welcher seiner überlebenden Ehegat- 
tin, als Vorraünderin ihrer Kinder, einen 
Beistand r zuordnet (C. N. art. 392); vor; 
ihm kann der überlebende Vater oder Mut* 
ter einen Pormund ernennen (C. flf. a. 398) 
und minderjährige Kiu.der emqncipiren (C. 
N. a. 477), auch kann vor ihm die Em an* 
eipation vaterloser Kinder erfolgen ( C. N # 
a. 478). D) Der Friedensrichter verfertigt, 
auf die Aufforderung des königlichen Pro- 
curatörs, ein Inpentarium über die Mobilien 
und Papiere eines Verschollenen (C. N. a. 

126). E) Er nimmt (gleich wie ein Notar 

• > / 

V 
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oder Jusritzbedienter) das erforderliche Pro- 
iocoil auf, wodurch beurkundet wird^dafs 
ein Hypothekenaufseher die Einschreibung 
oder die Ausstellung verlangter Zeugnisse 
verweigert habe ( C. N. a. 2199). Auch ver- 
richtet er F) die Anlegung und Abnahme 
der Siegel , so oft solche erforderlich ist* 
ohne jedoch die sich hierüber 'erhebenden 
Streitigkeiten entscheiden zu könaen. 

_ III) Der Friedensrichter bildet utd be- 
ruß ä^o bamilienrath und führt darin den 
Vorsitz (c). Seine Stimme wird mitge- 
zählt fd; und gibt im Fall der Stimmen, 
gleichheit den Ausschlag. ld dieser Eigen- 
Schaft bildet er die väterliche Obrigkeit der 
seiner Obhut Anvertrauten, wirkt bei den 
wichtigsten Familienangelegenheiten dersel- 
ben und hat einen weiten Kreis für die 
wohlthätigste Wirksamkeit. 

In Hinsicht auf alle Theile seines gro- 
fsen Wirkungskreises steht der Friedensrich- 
ter unter der Aufsicht des königliche^ Pi-o- 
cürators. Mit den übrigen Gerichten steht 
er hingegen nur im Verbaltnifs der niede- 
ren zur höhereü Instanz. Doch sind solche 
befugt in den vom Oesetz bestimmten lal- 
len den Friedensrichtern ihres Bezirks , we- 
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gen gro&er Entfernung des .Orts oder der 
Personen, aufzutragen, ^claf9 sie in ihrem 
IN amen einzelne gerichtliche Handlungen 
verrichten Le). Diese Aufträge sind die Frie- 
densrichter zu vollziehen verbuiiden und 
besonders ist est ihnen zur Pflicht gemacht, 
den in peinlichen und korrectionellen Sa» 
chen an sie gelangenden Requisitionen de* 
höheren Gerichte pünctliche Folge zu lei- 
sten if). 

m) Königl. Beeret vom Off. Ja». 1808»' Bull. XV. Tit. 6. 
Art. 7. Circular schreiben des Justitzministers an die 

v königlichen Procuratoren vom 29.' Atou. 1809. In'der 
Samml. aller Instructionen B. II. Heft «. S. i5. Von 
den übrigen Beamten der gerichtlichen Policei s. 

S l 9- ■ i \ • • 1 \- « ' . , 

fr) Der Regel nach gehören die Handlungen der will* 

kurlichen Gerichtsbarkeit für die Notarien. S. Ab- 
toknsm IL •':*.»•■ ^ 

<. #) Ueber die Bestimmung, Organisation, Versammlung 
>und die Beschlüsse des Familienraths s. mein Lehr- 
buch de* napoleonischen Cwilrechts. (.92 — 94. Las* 
»flAUtx Codex Napoleon dargestellt und commentirt. 
Th. II/ S. 3i 7 f. ■ ' 

«*) C. AT. «rr.4i6 Vöix deliberative steht der blos be- 
rathschlagenden Stimme (^voix consultative) entge« 
gen. Arg. art. 4q5. Goenner im Archiv für Gesetz- 
gebung u. Reform des juristischen Studiums. B. HIw 

Heft a. , » v • . 

► - * 

*) Bürgerl. Procefs Ordnung. Art. 955. 
f; 5. das in der Note a angeführte Ciriular schreiben 
des. Justitwninisters an die königl. Procuratoren. 
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II) Von den Districtsgerichten , oder Tribunalen 

erster Instanz. 

■* * . 

_ \ 

A) Einrichtung derselben (a). 

Für jeden District (deren das König- 
reich 36 zählt) ist ein Tribunal erster In» 
stanz angeordnet, welches in dem Haupt- 
orte des Districts seinen Sitz hat (6). Die 
Personen, aus denen jedes Districtsgericht 
besteht, sind: der Präsident, fünf Bich» 
ter (c) , der Procurator des Königs {ä ei- 
ne unbestimmte Zahl von Assessoren und' 
ein Grejffier (*?). Der Präsident , dessen 
Stelle, falls er verhindert ist, der erste 
Richter vertritt, dirigirt das Gericht, distri- 
buirt die zum Referiren bestimmten Sachen 
unter die Richter und hat im Fall der Stim- 
mengleichheit eine entscheidende Stimme C/)* 
Um ein Urtheil fällen zu können , müssen 
wenigstens dr ei oder vier Richter , den Prä- 
sidenten mit eingeschlossen, zugegen seyn. 
JeneZahl genügt, wenn das Tribunal in erster 
Instanz über. appellabte Sachen, oder in letz* 
ter Instanz über Sachen erkennt, die durch 
Appellation vqu friedensrichterlichea Urthei- 
len an dasselbe gelangt sind; so~oft hinge- 
gen das Tribunal in erster und letzter In* 

' ■ \ m Digitized 



stanz zugleich urtheilt, sind vier Richter 
erforderlich. Die Assessoren vertreten , 
wenn sie 25 Jahr alt sind, die Stellen ab- 
wesender Richter (g). Aber auch ohne die- 
se Voraussetzung können sie den Sitzun- 
gen heiwbhnen und es gebürt ihnen, wenn 
sie das 23$te Jahr zurückgelegt haben , eine . 
berathschlagende Stimme. Auch wählt das 
Gericht aus den Assessoren (oder dea Rieh- 4 
teYn) den Stellvertreter des abwesenden oder 
verhinderten königlichen Procurätors (ä). 

a) Königl. Decret vom S7. Jan» 1808. Tit. 3. Bull. XV» 
Königl. Decret vom 7. Jhg. 1810 Bull XXIX. 

b) Hiervon macht nur das Tribunal des Districts Braun- 
schweig eine Ausnahme, welches in TVolfenh&ttcl 
seinen' Sitz hat. N 

e) Die Tribunale in Cassel und Magdeburg habert sechs 
Richter. In Frankreich gibt es Gerichte von 5 Rieh* 
tern* aber auch yon 10 Richtern und 5 Suppleanten. 
Das Pariser Tribunal hat 32 Richter und ia Supple- 
anten, welche in 6 Senate ahgetheilt sind. Um Rich- 
ter au werden mufs man in Frankreich' Licentiat der , 
Rechte seyn. »* 

d) Die Glieder der Districtsgerichte haben folgende • 
Besoldungen. In Cassel der Präsident 6500 Fr. ; die 
beiden ersten Richter 4600 Fr. ; die -vier andern 4000 
\ Fr ; der Procurator des Königs 5000 Fr. In Magde- 
burg , fVolfenbüttel , Halle, Halberstadt, Hilde** 
heim, Göttingen, Hannover und Cille hat der PrHsi- 
dent 6000 Fr. ; -die beiden ersten Richter 4000 Fr. ; 
die andern 3ooo Fr. , mit Ausnahme derer in Hanno« 
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ver und Cell*, Welche 35oo Fr. haben; der Procura* 
tor des Königs 45oo Fr. Bei allen übrigen Tribuna- 
len erster Instanz hat der Präsident öooo Fr. ; die 
Richter erster Classe 35oo Fr ; die Richter zweiter 
Classe flöoo Fr. und der Procurator des Königs 4000 

. Fr. Königh Beeret vom flg. Ncv. 1609; Bull. L. 
Königl. Beeret vom 7. ^u£. i8»o. Bull. XXIX. 

«) Vom Greffier-consetvateur des hypolheques , wel* 
eher, auch zum Personale des Districtsgetichts gehört, 
kann erst unten im zweiten Abschnitt die Rede seytt 
($• 43 £)• tJeber die Advocaten> Prpqüratoren und 
Huissiers s. j. 7. 8. 

f) Ueber die Art der Stimmenzählung s. die bürgert* 
Procefsordnung Art. 75. Der Präsident hat aufs er* 

/ dem noch mehrere wichtige Functionen. Er cotirt 
und paraphirt die Standes- Urkundenbücher (C. N* x 
art. 4i>, beglaubigt die Auszüge aus denselben 
N. art. 4^Tt wirkt vorzüglich- bei Ehescheidungen 
(C KT. art. 436 f. fl8i f.)> ertheilt auf Verlangen der 
V&er den Befehl zur Einkerkerung ungehorsamer 
Kinder (C. N. art* 376 f ) > eröffnet die eigenh'ändi* 
gen und mystischen Testamente (C* N. art» 1007) 
s.w. 

g) Für jede Sitaung erhält ein steÜvertretender Assel»; 
tot 3* Franken , welche dem Richter, dessen Stelle 
er vertritt, am Gehalt abgezogen werden. jLönigL 
Beeret com 17. Jan. i8p8. Tit. llt art. 7» 

h) Bürgert. Procefsordnung. Art. 46. 

r t r .■ ■ 

s 

, B) TJ^irkungskreis der Bislriclsgtrichte, 

Die Districtsgerichte sind \) als solch« 
betrachtet A) der eigentliche ordentlich» 

Da 
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Gerichtsstand in allen bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten , welche Personen oder Sachen 
des Districts betreffen. Daher ihr Kamen 
Tribunale erster Instanz (a). Ueber alle 
diese Sachen erkennen sie i) entweder in 
erster und letzter Instanz zugleich d. h. 
ohne Appellation. Dahin gehören theils 
alle Schuldforderungen und Mobiliai klagen 
bis zum Betrage von iooo Franken Capi- 
tal, theils die Klagen wegen unbeweglicher 
Sachen,' wenn deren Hauptgegenstand be- 
stimmt ioo Franken an jährlichen EipkünjF- 
ten oder Pachtgeldern (b) ausmacht. 2) 
Bios in erster Instanz d. h, mit Vorbehalt 
der Appellation erkennen sie in allen Sa- 
eben, welche diesen Betrag übersteigen. B) 
Ausnahmsweise formiren ] die Districtsge- 
richte eine zweite Instanz in Ansehung der- 
jenigen Sachen , welche an die Friedensge- 
richte gewiesen sind , in so fern solche Ap- 
pellatidn zulassen d. h. üher 74 Franken 
betragen (§. 13.) 

II) Aufserdem bilden aber die Tribu- 
nale erster Instanz auch die Correctionsge- 
richte. Tri dieser Eigenschaft üben sie die 
Strafgericbtsbarkeit aus , indem sie in' er- 
ster instant über die correctionellen V«*- 
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brechen und in zweiter Instanz über die 
£oliceivergehen erkennen (§. 23.)- Auch ist 
ein Mitglied jedes Districtstribunals mit in- 
struction der correctionellen und peinlichen 
Sachen beauftragt (§. 11 und 19.); 

m) Die X>istrictsgerichte sind daher mit den deutschen 
Regierungen, Hofgerichten und Jastitzcanzieien» 
welche meist nur in zweiter Instanz erkennen , in 
Kucksicht des Umfangs ihres. Wirkungskreises nicht 
au vergleichen. Sowohl in dieser Rücksicht, als 
weil sie zugleich die Correctionsgerichte bilden, 
mufsten auch ihre Gerichtsbezirke kleiner seyn , als 
die der Jüsützcanzleien. 

*) Bei Berechnung äet Apnellationssummen: in Rück- 
sicht verpachteter Immobilien kommt nur der Betrag 
des Pachtzinfses » nicht auch der für den Pachter von 
den Nutzungen bleibende Vortheil in Betracht. R. 
W. Ppeifjer Mechtsfälle zür Erläuterung der Ce* 
richtsverfassung und Proeefsordnung fVestpkalens. 
B, I. St. z. Nuxn. XV» 

» 

§• 17* 

HI) Von den Appellationshöfea (ä); 

Für das ganze Königreich sind zwei 
Appettationshöfe (b) angeordnet, deren ei- 
ner in Cassel , der andere in Celle seinen 
Sitz hat. Erster er , *u dessen Sprengel 
sechs Departements (der Saale, des Har- 
zes, der Leine, der Werra, d^r Fulde und 
der Weser) gehören, besteht aus 3 Präsi- 
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Renten, 24 Richtern (c) und einem Gene- 
ralprocurator mit zweien Substituten (</)• 
Unter den Richtern finden sich die sechs 
Präsidenten der Criminalböfe, welche aus 
denselben gewählt §ind und jährlich in den 
Appellationshof zurückberufen werden köa- 1 
Ben. Der AppeUationshof tbeilt siqh in 
drei Sectionen , deren jede aus einem Prä- 
sidenten und 6 Richtern besteht. Der erste 
Präsident hat immer den Vorsitz in der er- 
sten Section; dieser ist auch der General, 
procurator hauptsächlich zugegeben, -wel- 
cher jedoch auch Sachen übernehmen kann, 
die einer andern Section zugetheilt sind. 
Die Präsidenten bleiben immer in der nem- 
liehen Section ; von den Richtern treten aber 
jährlich zwei aus jeder Section aus und ge- 
hen in eine ander© über, so dafs jeder 
Richter nach und nach alle Sectionen durch- 
geht (e). Die Sachen werden vorn ersten . 
Präsidenten % in der Ordnung wie $ie ein- 
kommen, und ohne allen weiteren Unter- 
schied an die Sectionen vertheilt. 

Der Appellationshof zu Celle , dessen 
Sprengel fünf Departements (der Aller, der 
Niederelbe, des Norden, der Elbe und der 
Ocker) umfafst* ist auf gleiche Weis? or- 
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ganisirt, jedoch wegen seines geringeren 
Umfangs schwächer besetzt. Er besteht 
nemlich 'aus zweien Präsidenten, 17 Rich- 
tern, worunter sich die fünf Präsidenten 
der Criminalhöfe befinden, und dem Gene- 
tfalprocurator , welcher eitlen Substituten 
hat. Jejle der beiden Sectioneü , in welche 
er getheilt ist, besteht/aus einem Präsiden- 
ten und 6 Richtern (/). 

Die Appellationshöfe bilden, ihrfer all- 
gemeipen und wesentlichen Bestimmung 
nach , die zweite und letzte Instanz in al- 
len bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, welche 
vor die Districtsgerichte in erster Instanz 
gehören und appellabel sind (§. 16.). Aus- 
serdem erkennen sie auch über die (Kompe- 
tenz Streitigkeiten zwischen Friedensgerich- 
ten verschiedener Districte und zwischen 
Tribunalen erster Instanz (g), so wie über 
die Syndicatsklagep , welche wider ein Di- 
strictsgericht oder dessen einzelne Glieder, 
wider einen Criminalrichter oder einen Ap- 
pellationsrichter angestellt werden (ä) # Ein 
anderes wichtiges Attribut der Appellations- 
höfe besteht endlich darin, dafs sie, auf 

* 

den Antrag des königlichen Proctirators oder 
eines ihrer Präsidenten, vom Könige did 

Diqitize 
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Absetzung eines Richters , der ihnen einer 
Verletzung seiner Amtspflichten sfchuldig 
scheint, begehren können (i). 

a) Königl. Beeret 90m 27. Jan. 1808. Tit. I. Bull. XV- 

Königl- Decret vom 7 Aug. 181a Bull. XXIX. 
Jt) I$8 ist zu unterscheiden zwischen Appellationsfco/ 
und Appellations£*ricJit. Letzterer Ausdruck wird 
nur beziehungsweise gebraucht und bezeichnet jedes 
Gericht, welches im Verbältnifs zu einem andern- 
die höhere Instanz bildet. Die Appell ationshöfe sind 
(mit Ausnahme der beiden ' am Ende des $. ange- 
führten Gegenstande) zwar stets auch Appellationsge- 
richte; allein nicht jedes Appellationsgericht ist des- 
halb. auch als ein Appellationshof zu betrachten. Da- 
her ist bei der neuen Promulgation des Code Napo- 
leon in mehreren Artikeln (Z. B. 2265) der Ausdruck 
1 Appellationsgericht in Appellationshof verwandelt 
worden > während er in andern Artikeln > wo er je- 
nen relativen Sinn^ hatte, stehen blieb z. B. Art. 

2ot 8 U. 2023. 

c) Vor der Einverleibung der hannoverschen Provinzen 
bestand der Appellationshof aus 26 Richtern* • Die 
beiden Präsidenten der Öriminalhöfe des Elbe- uud 
Ocker- Departements gehören jetzt zum Cellischen 
Appellationshof. Die nun noch übrigbleibende Zahl 
von 24 Richtern soll bei Todesfällen und Abdan- 
kungen auf 21 herabgesetzt werden, worauf alsdann 
jede Section nur aus 5 Richtern und dem Präsiden- 
ten bestehen wird. S. das angeführte Decret vom 7. 
Aug, 1810. Tit. L art. 5. 
t d) Besoldungen der Glieder der Appellationshöfe: Beim 
Appellationshof zu Cassel hat der 'erste Präsiden* 
12000 Fr.; die beiden andern 9000 Fr.; die 6 ersten 
Richter 7000 Fr. ; die Übrigen 6000 Fr. ; der General- 
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procurator gobo Fr.; die beiden Substituten 6ooaFr. 
/ ' Beim Appellationshof zu Celle erhalt der erste Präsi- 

dent 90OO Fr ; der zweite Präsident ÖOOQ Fr. ; die 6 
erstell Richter 65oo Fr ; die 6 letzten Richter fxxx) 
Fr. ; der Generalprocurator Öooo Fr. und dessen Sub- 
stitut 6000 Fr. KonigL Deere t vom 29. Nov. 1809. ' 
Bull. L. Königl. Decret vom 7. Aug. 1810. Art. 16. 
BullxXIX. 

9), Zweck dieser Einrichtung : Damit in keiner Sectios 
eine Meinung Wurzel fasse , damit vielmehr der bes- 
seren tjeberzeugung des Individuums > wenn sie, gleich 
für den Augenblick der Stimmenmehrheit sich Schwei« 
gend unterwerfen raufs, Gelegenheit gegeben weide,' 
in einem neuen Kreise' ohne Vorunheil prüfender ' 
Richter neue Anhänger, zu gewinnen und es endlich 
dahin zu bringen, dafs die stets wechselnde Zusam- 
mensetzung der einzelnen Sectionen und die dadurch 
bewirkte allgemeine Mittheilung der individuellen 
Ansichten der Wahrheit den allgemeinen Sieg errän- 
ge. B. W. Pfeiffer Rechtsfälle entschieden nach 
dem Gesetzbuche Napoleons. 1 Abth. Hannover 1Ö1O. 
S. IV* 

/") Cassirt der Staatsrath das Unheil des einen Appella* 
tionshofes, So gelangt die Sache an den andern» 

g) Bürgerliche Prpcefsordnung Art. 696. 1 

h) bürgerliche PtocefsOrdnung Art. 460. 
I) Westfhälisehe Constitution Art.5i. 
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Zweite Abtheilung, 
Von den zur Verwaltung der Straf gerichtsbarkeit bestimm- 



ten Gerichten (a). 



*8* 

Einleitung: 1) Classification der Strafgerichte %a$h der 

Beschaffenheit der Strafen. 



Alle straf barea Handlungen (Verbre- 
chen im weitern Sinn) zerfallen in Rücksicht 
der Natur und Gröfse des gedrohten Stra£ T 
übels (b) in drei Classen : I) Policeiülfhrtre* 
tungen (contraventions). Hierzu gehören 
diejenigen Vergehen, welche mit blofsen Po- 
iieeistrafen bedroht sind d. h* mit keinen 
höheren Strafen , als einer Geldbufse von 
20 Franken oder achtägigem Gefängnifs. II) 
Correctionsv ergehen (de'lits auch delits.de 
police correctionelle) d. h. welche mit bes- 
sernden Strafen (Züchtigungen) belegt wer- 
den. Hierzu gehören solche Strafen , wel- 
che »war gröfsersiud , als die einfachen Po- 
lieeistrafen , jedoch eine zweijährige Gefang- : 
nifs- Zucbthaufs- oder Werkhausstrafe nicht 
»übersteigen. III) Verbrechen im eminenten 
Sinn (crimes , peinliche Verbrechen) , welche 
das Gesetz mit peinlichen Strafen d. h. mit ' 
infamirenden oder schweren Leibesstrafen 
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(peines affectives) bedroht. Zu letzteren 
gehören nur solche Strafen, die eine. zwei* 
jährige Oefängnifs- Zuchthaufs- oder Wer^> 
haufsstrafe übersteigen: Nach dieser Tlin- 
^heilung der Verbrechen richtet sich theil$ 
jdie Form> insbesondere die gröfsere oder 
geringere Jiedächtlichkeit und Feierlichkeit 
des bei einer jeden Classe derselben zu be- 
obachtenden Verfahrens , theils die Behör- 
de , welcher deren Untersuchung und Be- 
strafung aufgetragen ist. Für dieTolicei- 
übertretungen sind neinlich diö Municipal- 
policeigerichte angeordnet (§. 20. 21.) ; di$ 
Cörrections vergehen gehören vor die Cor* 
rectionsgerichte (Zuchtpoliceigerichte) (§.22. 
23.) und den Criminalhöfen (§. 24—27.) ge- 
bärt die Bestrafung der eigentlichen Ver- 
brechen. 

Unter diesen drei Gassen voA Strafge- 
richten herrschen zwar theils in Rücksicht 
der zu ihrer Competepz gehörigen 'Verbre- 
chen, theils in Ansehung ihrer Organisa- 
tion — indem bei letzteren beiden d$s Col- 
legialprincip herrscht und bei den Crimi- 
nalhöfen die Beurtheilung der Thatsäehen 
der Jury überlassen ist — theils in Bezie- 
hung auf ihre Unterordnung , theils endlich 
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ig Hinsicht 3es Verfahrens wesentliche Ver- 
schiedenheiten. Sie haben jedoch auf der 
andern Seite alle diejenigen Einrichtungen 
mit einander gemein , > welche sich auf die 
oben (I. Hauptst.) dargestellten allgemeinen 
Priöcipien und Hanptzüge der westphäli*- - 
sehen Gerichtsverfassung gründen (cj. Da- 
hin gehört vorzüglich die stete Mitwirkung 
des minist&re public, ohne dessen Antrag 
keine Strafe erkannt werden kann , die Oef- 
fentlichkeit des Verfahrens, die Statthaftig- 
keit der Cassation gesetzwidriger Erkennt- 
nisse und die Trennung des Urtheils selbst 
von der Vollstreckung desselben , welche 
von den Interessenten betrieben wird (d). 

•) £. J. Külenxamp über die gerichtliche Policei und 
das Verfahren der Municipalpoliceigerichte und der' 
Korrekt io'nstribunäle nach französischen und westphä* 
tischen Gesetzen. Braunschw. 181O. Eine nützliche 
Schrift, welche jedoch mit Vorsicht zu gebrauchen 
. i*t, da sie das Verfahren bei den westphäli sehen Mu- 
• njcipal policei- und Correctiona,- Gerichten aus dem 
französischen» in Westphalen nicht angenommenen 
Code d'instruction criminelle ergänzt. 
V) Gegen die Classification der Verbrechen nach der 
Beschaffenheit der Strafen lSfst sich zwar in wissen« 
jehaftlicber Rücksicht vieles einwenden C. A. l'iTt- 
KANN Versuch über die Wissenschaft liehe Behandlung 
däs peinlichen Rechts. Leipz. 1798. Allein für die 
Praxis ist jene Abtheilung, unter der Voraussetzung 
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•inet bestimmten Strafgeserzgebung 9 die brauchbar- 
ste. S. über diese Classification die beiJen muster- 
haften Reden des Herrn Staatsraths Baron von Leist 

■ 

über die peinliche Procefsordnung und Uber die cor« 
rectionelle Procefsordnung. In der Sammlung aller 
Instructionen über die Staatsverwaltung des König- 
reichs Westphalen. B. II. Heft 1. S, 45 f. S. go f. 
' e) Auch sind alle diese Strafgerichte befugt und ver- 
* V pflichtet , neben der Strafe zugleich über die Ent- 
schädigungsforderungen zu erkennen. Ist die Privat* 
klage bei den Civilgerichten angebracht worden, so 
können diese doch nicht eher darüber erkennen, als 
bis über die öffentliche Anklage erkannt worden ist, 

£) üeber die Verschiedenheit des Gerichtsstandes des be- 
gangenen V erbrechens > des fVohnorts und der Ergrei» 
fung enthalt die westphälische Gesetzgebung keine 
Vorschriften; weshalb sie als aufgehoben anzusehen 
ist. Auch die französischen Gesetze geben keinem die« 
Ser Gerichtsstände einen Vorzug und verhüten dadurch 
viele , dem raschen Gang der Criminaljustitz na en- 
theilige Streitigkeiten Code d' Instruction criminelle 
Art. fi5. Dafs jedoch in einzelnen Fällen» der bes- 
seren Untersuchung halber * die Ablieferung gesche- 
hen könne» dies ist dadurch nicht für unstatthaft er- 
klärt.' 

X) Verschiedenheit der Strafgerichte und der Beamten der 

gerichtlichen Policei. 

Es ist ein wesentlicher und folgenrei- 
cher Unterschied zwischen Strafgerichte 
barkeit und gerichtlicher, Policei. Die 
Strafgerichtsbarkeit besteht in dem Hechte 
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die Übertretungen der Strafgesetze zu un- 
tersuchen und zu bestrafen. Zur Ausübung 
derselben sind die im vorhergehenden Pa- 
ragraphen erwähnten Gerichte angeordnet. 
Die gerichtliche Policei hingegen spürt den 
begangenen (a) Verbrechen aller Art nach, 
bereitet deren Untersuchung vor und über- 
liefert den Verbrecher den Gerichten. Zur 
Ausübung der gerichtlichen Police^ sind ver- 
schiedene > über das ganze Staatsgebiet ver- 
breitete , allenthalben gegenwärtige und thä- 
tige Beamten angeordnet, welche dazu be- 
stimmt sind , den Verbrecher auf der Stelle 
dergestalt zu Umschlingen , dafs er weder 
entfliehen, noch die Spuren seiner That 
vor dem Blick des Richters verbergen 
kötine (&)• Zu diesen Beamten der gericht- 
liehen Policei (e) gehören I) die Maires^ 
Mairie-Adjuncten ttiid Policeicommissarien\ 
welche vorzüglich mit Ausmittelung der Ver- 
gehen gegen die Ortspolicei beauftragt sind; 

II) JDie Außeher der fluider, Jagden, 1 
schereien und Felder in Beziehung auf die 

. an diesen Gegenstanden verübten Frevel. 

III) Die Aufseher der indirecten Steuern lrt 
Hinsicht auf Steuerdefraudatiouen. IV) Die 
königliche Gendarmerie , weiche dazu be- 
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Stimmt ist, über Erhaltutrg der allgemein en 
Sicherheit und Ruhe zu wachen , Verbre* 
eher zu verfolge» und die Pfcliceibehörden 
mit Nachdruck zu unterstützen (d). V) Die 
Friedensrichter (§. 14,) VI) Die Instruc- 
tionsrichter. Vöii den Richtern der Tribu- 
nale erster Instanz hat jeder drei Monate 
lang ' die vorläufige Instruction der correc- 
tionellen und peinlichen Sachen (e). Doch 
kann auch, auf das Gesuch de$ Präsiden- 
ten und n*ch vorausgehendem Gutachten, 
des königlichen Procurators , * vom Justitz- 
minister ein Richter auf unbestimmte Zeid 
mit diesem Geschäft beauftragt werden (f$. 
Dieser Richter ist theils Beamter der ge- 
richtlichen Police*, theils übt er abör, als 
delegirter Richter, eine wirkliche Gerichts- 
barkeit aus , in welcher Eigenschaft; er eine 
schon justitzmäfsige Instruction der Sache 
vornimmt und also einen gröTsei'en Wir- 
kungskreis hat, als die bisher genannten 
Beamten. 

VII) Die -Procuratoren des Königs (§. 
5 ; ). Diese sind Vorzüglich beauftragt die 
innerhalb ihrer Districte verübt werdenden 
Verbrechen auszuforschen und gerichtlich 

zu verfolgen. ßie bilden den Mkeekmiict 
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der gerichtlichen Police! , von welchem aus 
die ganze Maschine ihren Antrieb erhält 
und in Thätigkeit erhalten wird. Der kö- 
nigliche Procurator nirpmt Denunciationen 
an, setzt die apf frischer That entdeckten, 
Verbrechen in Gewifstieit (g) und versichert 
sith der Verbrecher , bedient , sich hierbei 
der Friedensrichter, Gendarmerie Officiere, 
Mairen und Policeicommissarien als seiner 
Hilfsbeamten, steht dem Instructiönsrichter 
.bei fast allen Schritten mit seinen Requisi- ■ 
tionep unjd Anträgen zur Seite (ä) und sorgt 
für Vollstreckung der vom Tribunal, als 
Correctionsgencht erlassenen Verfügungen (i). 

d) Die ceribdltende Folicei trifft Anstalten zur VerhU* 
turtg d r Verbrechen. 

Ciroularschreiben des Justitzministers die gerichtliche 
Policei und Instruction der peinlichen Sachen betreff 
fendf vom .'flg. Dec. 1808. In der Sammlung aller 
Instructionen B. II. Heft 2. S. 3. Der französische 
Codex des Criminalprocesses Buch I. gibt hierüber 
▼ollständigere Vorschriften, als die westphälischen 
Gesetze» 

») Kulenkamp über die gerichtliche Policei Abschn. I. 

__ 

Kap. i« v *• • 

d) Ueber die neue Organisation und über die Pflichten 
der königlichen Gendarmerie s. das Decret vom 14* . 

'Mai 1610. Bull. XXIV 

• ^ * • 

e) Königl. Decret vom slj. Jan. 1808. Tit. III. Art 6. 
/) I&nigl. Dekret i»m 16. Sept. 1809. Bull- ÄIII. 

,1 » 
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g) Der IC ProcnratOr llfst daher insbesondere auch die 

Leichenöffnungen bewerkstelligen. Ueber diesen wich- 
tigen Gegenstand erscheint ehen ein , nach form und 
Inhalt, merkwürdiges Citculur schreiben des Justtz- 
v ministen an die königl. Procuratoren vom 28 Octt 
181b Hierin wird die Legaltection, sowohl beim 
Tpdschlag als beim Selbstmord , im allgemeinen ein 
Mifsbrartch genannt und für Unvereinbar mit den 
Grundsätzen der jetzigen Gesetzgebung erklärt ! Nur 
in solchen Fällen findet, diesem Schreiben zufolge, 
die Leichenöffnung Statt , wo sehr erhebliche und ver- 
nünftige Zweifel über die To&esart obwalten. Zu- 
gleich werden darin die königl. Procuratoren ermäch- 
, . tigt, die Ablieferung der Leichname der ilingeiich* 
teten, der Selbstmörder und der im Duell Getödeten 
an die Schulen der Chirurgie zu gestatten. 
h) Üeber das gegenseitige Verhältiiifs des Instructions- 
jrichters und des königl. Procurators s. das Schreiben 
des Justitzministers vom 25. März 1810. in der Sa mm* 
Jung aller Instructionen B. II Öeft 2. S. 3 j. , 
1} S. das angefahrte Circularschreiben. Die Präfrctcn 
und Ünterpräfecten gehören zwar nicht zu den Be* 
ernten der gerichtlichen Policei ; sie sind jedoch be- 
fugt, falls ihnen bei ihren Amtsverriciitungen Ver- 
brechen kund werden, solche entweder selbsi iri Ge- > 
wifsheit zu setzen, oder die Boamten der gerichtli- 
ehen Policei dazu aufzufordern. Code d'instruction 
criminelle Art. 10. 

L 20. 

* I) Von den Municipal - foliceigerlcnten i 

l A) Einrichtung derselben (d). 

Zur Untersuchung und Bestraft^ de* 
Policeicontraventionen ist in jedem Cauton 
eia Municipal 'Pvliteigericht {tribänal. de 

. £ 
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simple police) Angeordnet. Dies, besteht I) 
aus dem Friedensrichter oder, im Fall er 
verhindert ist, aus einem seiner Stellver- 
treter, näch der Ordnung ihrer Ernennung. 
Ist jedoch eine Gemeinde in mehrere Can- 
tons getheilt, sö besteht darin nur ein Po- 
liceigericlit, und die Friedensrichter wech- 
sein, nach der Ordnung ihrer Ernennung, 
alle drei Wochen ab (b). II) Aus einefti Re- 
gierungscommitsair , indem alle Strafgerich- 
te nur auf Antrag des ministere public un* 
tersuchen uud strafen können. Dies Amt 
bekleiden die Policeicommissarien , wo de- 
ren sind; in kleineren Gemeinden aber (d. 
h. die nicht über 5000 Einwohner haben) die 
Gehülfen des Maire, welche auch die Stelle 
des verhinderten Policeicommissairs Vertre- 
ten. Zugleich' wirken die Steuerbeamten, 
Wald- % Jagd- Berg und Feldaufsichter , als 
Beamten der gerichtlichen Policei, mit; 
auch können beschädigte Privatpersonen auf- 
treten und (als jpartie civile) eine Vorladung 
auswirken. III) Aus einem Secretär. EÜes 
ist der Secretär des Friedensgerichts. \ Wo 
«aber in einer Gemeinde mehrere Friedens- 
gerichte sind, da wählt der Justitwninister 
einen unter den Secretären. Dieser kann 

> 
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sich <Jänn ,einea Gehülfssecretar (comtinä* 
greffier) halten, welcher beeidigt seyn und 
den fer besolden mufs. Für die kleinen Aus* 
gaben der Bureaux sollen die Municipal- 
verwaltungen sorgen. Die von den Policei- 
geriohteü erkannten Geldbufsen* mit Aus** 
nähme .derer/ welche wegen Forstfrev.elü 
und Steuercontraveationert erkannt werden * 
fliefsen in die Municipalcdssen derjenigen 
Gemeinden, worin die Vergehen verübt wor- 
den sind (c) ; durch welche Einrichtung den 
Policeicoumissarien und Mairiegebülfen eid 
neuer Antrieb zur gerichtlichen Verfolgung 
der Policeicoutravfentionen gegeben wird. 

a) Gesetz vom 6. August 1808. die Errichtung vori 
Pöliceigerichten in den Munizipalitäten betreffend. 
Bull. Lllt. (Municipal-Policei-Geiichts- Ordnung). 
Die Motiven* dieses Gesetzes entwickelt die be lei- 
tende Rede des Herrn Staatsrdth Baron von CöninX 
Uber die Einführung der Policei- Tribunale irt den 
Munici pal i täten , gehalten in der Sitzung der Reichs- 
Stände am 6. Aug. 1808. Abgedruckt im u cstphäli- 
sehen Moniteut v. i&>8. ftd. 98. Und in der Samiüh 
aller Instructionen *U. B. II. St 1. S 3 f. 

4) In Frankreich ist durch ein neueres Gesetz, nemlick 
durch den Code <Tinstruction criminelle vom 27. Nur* 
1808 Art. 166 f. Art. i3g. auch (Jett Mairen ein Ari- 
theil an der Policeigerichtsbarkeit eingeräumt wor- 
den- Die iMairen der Gemeinden, weiche nicht: 
Hauptorte eines Cantons sind, erkennen lieinhch j 
fconCUrrirend mit dcü Friedensrichtern, übfcr dicj€ni- 
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ge« Policei Übertretungen, welche im Umfange ihrer 
Gemeinde begangen und nicht ausschlief» lieh den 
Friedensrichtern zugewiesen sind. Die Stelle des Re- 
gieriingscommissairs versieht der Adjunct , oder ein , 
vom königlichen Procurator auf ein Jahr gewähltes 
Mitglied des Municipalraths. Die Absicht dieser Ein- . 
riclitung geht dahin» dafs dadurch viele unbedeuten- 
de Sachen mit geringem 2eit- und Kostenaufwand 
abgethan werden. ^ \ 
e) Köni*l Decret vom i3. ücc» 1808. Bull. LXX. JC. 

Dekret vom 12. Jan. 1810. Art. 6. Bull. I» 4 \ 

> 

§♦ 21* 

B) Competenz der Polic einrichte. 

s Die Mu nie! pal- Policeigerichte erkennen 

» v 'mm 

irber alle Policeicontraventionen d. h. Ver- 
gehen , diö nach den alten oder neuen Ge-r 
setzen mit keiner höheren Strafe bedroht 
sind, als einer Geldbuße Von 20 Franken (a) 
oder achttägigem Gefähgnifs. Das Gesetz (b) 
zählt eine Reihe von einzelnen Policeiüber- 
tretungen, als Beispiele, auf, welche sich 
auf folgende Classen zurückführen lassen. 
-A; Vergehen gegen die Ortspolicei in Hin- 
sicht auf Sicherheit, Gesundheit, Reinlich- 
keit und Ruhe, insbesondere 1) die unter- 
lasseue Erleuchtung und Reinigung der Stra- 
fsen vor den Häufsern , da wo die Einwoh- 
11er hierzu -.verbunden sind; 2) das Ver- 
sperren oder Verderben der öffentlichen 
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Straften und Wege; 3} Uebertretuägen des 
Verbots, nach welchem nichts vor die Fen- 
ster oder vor die Häufser nach der Strafse 
zu gesetzt, geworfen oder geschüttet wer- 
den darf f wodurch jemand beschädigt, oder 
etwas verdorben werden 'kann, oder wel- 
ches schädliche Ausdünstungen erzeugt; 
4) das Vergehen derer, welche, ohne Vor- 
satz, wahnsinnige und rasende Personen, 
oder auch schädliche oder 1 wilde Thiere 
berumlaufen lassen; 5) das sorglose Feil- 
bieten verdorbener, angegangener oder 
schädlicher Efs- und Trink Waaren . beson* 
ders auch der Verkauf des Fleisches von 
Kälbern , die noch nidht volle vier Wochen 
alt sind. 6) Das 'Verkaufen von Brod und 
Fleisch über die gesetzliche Taxe und das 
Betrügen an Gewicht, wenn der Ausfall 17 
Grammen oder 1 Loth beträgt; 7) Storp a* 
gen der öffentlichen Ruhe durch Verbalin-- 
jurien, falls der Beleidigte Genugthuung 
fordert, durch Händel, nächtliche Zusam- 
menlaufe, Eigenmächtigkeiten und Gewalt- 
tätigkeiten geringerer Art, wobei Niemand 
verwundet» oder geschlagen worden, voraus- 
gesetzt dafs dergleichen Ruhestarer keine 
Landstreicher oder sonst verdächtige oder 
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übelgesinnte Leute *ind, indem cUon nur 
die höheren Gerichte erkennen können. 

B) FPald- Feld- Jagd- und Berg- Fre- 
vel (c). C) Uebertretungen der Steuerge- 
setze > insbesondere der Gesetze über die 
JPatentsteuer (rf), über die indirecten, vor- 
züglich über die Cojisnmtionssteuefn O); 
über die Salzgefälle (f) > über die Stempel- 
taxe (g) so wie über die Zölle undEiufuhr- 
gebüron. Bei Bestimmung der Cornpetens 
des Policeigerichts in Ansehung der Steuer- 
contraveotiooen kommen die etwa zugleich 
erfolgenden Confiscationeq nicht . in An- 
schlag (A), sondern es wird dabei blos'auf 
die Gröfse der Strafe gesehen. Bev&r je- 
doch die Uebertretungen der Steuergesetze 
vor die Municip^l-^oUceigeric^te gebracht 
werden könne« , ist der Steuerbeamte ver- 
bunden, vor dem Friedensrichter den Weg 
der gutlichen Vereinbarung mit dem Ange-> 
schuldigten zu versuchen (i), . . 

In allen diesen Sachen erkennen die \ 
yoiiceigerichte i) in erster und letzter In- 
stanz im Fall das Vergehen nur durch ei- 
ne Geldbuße geahndet wird, indem die Ap- 
pellation leicht eben so viel Kosten verur? 
sachen könnte, als die Strafe selbst be- 

0 
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tragt; hingegen 2) Mos in erster Instanz^ 
also mit Vorbehalt der Appellation an die 
Correctionsgerichte , a) wenn auf Gefi\ng- 
nifsstrafe »oder alternativ auf Geldbufse oder 
Gefangnifsstrafe erkannt wird, sollte diesel- 
be auch njitr von ganz kurzer Dauer seyn, 
indem diese Strafe nicht nur die durch die 
neuere Gesetzgebung sehr in Schutz genom- 
mene persönliche Freiheit der Bürger be- 
einträchtigt ^ sondern auch für die Ehre und 
den Ruf der meisten unter ihnen von den 
nachtheiligsten Wirkungen seyn kann; b) 
wenn zwar auf eine Geldbufse erkannt 
' wird, diese jedoch mit Einrechnung des 
Werths der confiscirten Gegenstände die 
Summe von zwanzig Franken übersteigt (i). 
Das Rechtsmittel der Cassation findet ge- 
gen die Straferkenntnisse der Policeigerichte 
nur in dem Falle statt, wenn keine Appel- 
lation zulässig ist. 

a) In Civilsachen erkennen zwar die Fried ensgerichte 
bis zum Betrage von 74 Frauken; allein die Strafei- 
kenntniase können wegen ihrer wichtigem Folgen fi- 
ltern Richter nicht anvertraut werden. 

i) Munjcipal- Policei- Gerichts - Ordnung vom, & Au». 
1808. Art. a ; — 5. Bull. LlII. 

c) Königl. DecVet vom $j. Jan. 1809. Alt. q5. y6. Bull. 
LXXXV. Das K. Decret 00m ag. März 1808 über 
die Administration der Fönte und Gewässer Art. 89. 
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Bull. XXXV • verwies alle Forstvergehen an die Cor» 

rectionsgerichte , dies änderte aber % die Mvnicipal- 
Policei- Gerichtsordnung Art. 4. 
d) Das >ältere Gesetz über die Patents teuer vom 5. Aug. 

1808 Art. 28 Bull. L. übertrug die Bestrafung die* 
• aer Contra ventionen allgemein den Corrcctionsgerich* 
ten ; das . neuere Gesetz vom 12. Febr. i8iq. Art. 3o* 
Bull. VIlI- änderte dieses. > 
*) Das Decret vom 11. Jan. 1808. Art. 5. verwies al- 
le Uebertretungen der Gesetze über die indirectea 
Steuern an die Präfecturräthe. Dies störte die Ein- 
heit der Organisation der Justizverwaltung und nat- 
te manche Jnconvenienzen zur Folge , weshalb es 
geändert wurde. Für die Competenz der Policeige* 
richte in Ansehung der Steuercontraventionen be- 
stimmte man nun zwar anfänglich die Summe von 
74 Franken ; allein auch dies wurde geändert und 
die Summe von 20 Franken als der allgemeine Maas* 
Stab der Competenz angenommen, Qorrvctlons- Ge- 
richtsordnung vom 14. Febr. 1810. Art. 2. Bull. IX, 
Die einzige Ausnahme von dieser Regel enthalt das 
X. Beeret vom 29. Jul. 1809. Art. 2. 5 Bull. XXXV.. 
vermöge dessen die Friedensrichter befugt sind» 
Miethkutscher, welche einen mit Postpferden' ange- 
kommenen Reisenden unerlaubter Weise weiter fah- 
ren, mit einer Geldbufse bis zu 40 Fr., zu belegen. 
Schreiben des t Jus titzminister s vom 7. May 1810 an 
die K. Procuratoren« 
/) K. Beeret vom 17. Jan. 1809. Art. »5. Bull. II. Ge* 

setz vom 26. Febr. 1810. Bull. XL 
#)/ Audi hier war anfanglich die Competenz der Poli- 
ceigerichte auf 74 Franken ausgedehnt. K. Decret 
vom 25. Jun. 1809. Art. S. Bull. XXXI., welches 
aber die neue correctionillt Prozeßordnung Art. fi. 
puderte. » 

■ 
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Ä) HiernnV verwechsle man jedoch nicht , \dafs bei 
Beurtheiliing dev Statthaftigkeit der Appellation zu- 
gleich auf den Werth der confiscnton Güter zu ae- 
1 hen ist. 

i) CorreetioneiU Procefs Ordnung vom 14. Febr. 1810. 
Art! 3. Oesetz über die Consumtionssteu*rn vom s 6. 
Marz 1810. Art. 56-66. Bull. XIII. Ueber den 
JZweck dieses Versuchs einer gütlichen Vereinbarung 
N bemerkt Herr Staatsrath Baron von Leist in seiner 
•m 14. Febi\ i8»0 gehaltenen meisterhaften Rede fol- 
gendes: „Wie sehr mufs nicht hierdurch die An- 
' zahl dieser Gatto^g von Processen und folglich die 
Arbeit der Corrections - Tribunale vermindert wer- 
den? Unter zwanzig Steuer- Contravcntionen wird es 
vielleicht nicht in zehn Fällen zu einein förmlichen 
pvocessualischen Verfahren kommen. Wie oft wird 
nicht der einer Contravention Beschuldigte sich so- 
gleich zur Erlegung einer Geldbufse verstehen, zu- 
mal wenn dieselbe nicht bedeutend ist? Wie, oft 
wird er sich nicht zur Bezahlung eines Thetfs der 
Strafe bequemen , um nur allen feinein Weitläufig- 
keiten zu entgehen? Und wird nicht eben so oft die 
Steuer -Direction es gerathener finden, mit einem 

> 

Theile der Strafgelder »ich zu begnügen, als das 
Ganze von dem Ungewissen Ausgange einet* Proces- 
ses zu erwarten? Alle Theile, Contravenienten , öf- 
fentlicher Schatz und Gerichte, werden bei dieser 
Einrichtung sich wohl befinden." S. die Sammlung 
aller Instructionen B. II. Heft 1. S. 97. 98. 
hj Corrections - Gerichtsordnung vom 14. Febr. 181Q. 
Art. 4. Dieser Artikel gestattet die Appellation auch 
in dem Fall, wenn das Pol iceigericht eine seine 
Competenz übers leig ende Geldbufse erkannte hat. 
JDies ist aber in der That eine Nichtigkeitsbeschwer- 
de, welche die neuen Procefsordnungeh unter dem 
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Namen cTer Appellation fhit begreifen. Das Correc- 
tion*£ericht spricht hier eigentlich - nachdem' es da» 
vorige IJrthei] aufgehoben hat» in erster Instanz» 
uivd es hat folglich auch noch eine weitere Berufung 
statt.» Heda des Herrn Staatsraths Baron vcht Leist 
in der Sammlung aller Instructionen B. II. Heft l. 
S. aoö. 106. 

V 

II) Von den Correctionsgerichten. 
A) Einrichtung derselben (a). 

p 

% 1 

Die Uistrictsgerichte bilden zugleich die 
Correctiomtribunäle (Zuchtpolicei Gerich- 
te). Der Procurator des Königs verrichtet* 
die Functionen des ministere public b) und 
einer der Richter ist mit der vorläufigen In- 
struction beauftragt 19* n. vi). Die Di- 
strictsserichte bestimmen die öffentlichen 
Sitzungen, welche sie in jeder Woche den, 
Correctioussachen widmen« Ueber jede* cor- 
rection^Ue Vergehen mufs jedoch binnen 
vier Wochen, vom Tage an, da die Sache 
anhängig wurde, erkannt werden-. Um aber 
ein Urtheil fallen zu können, ist die Ge» 
genwart von vier Richtern* , mit Einschlufs 
des Präsidenten, erforderlich (c). Im Fall 
der Stimmengleichheit hat die mildere Mei- 
nung den Vorzug (d). Die Richter /erken- 
nen in Correctionssachen sowohl über die 
» ' . ■ • ■ . 
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Thatsachen selbst, als über die Anwendung 

der Sträfge$etze auf dieselben Der Gref- 
iier* des Districtsgerichts versieht zugleich 
die Geschäfte eines Greffiers in Corrections- 
machen, kann «ich aber auch hierzu einen 
Gehiilfen wählen, welcher vom Tribunal 
angestellt und beeidigt wird. 

i 

a) Königl. Beeret vom iß. März 1809. BuU. XVL wel- 
ches die erste, blos provisorische Corrections- Ge- 
richtsordnung enthält. Oesetz vom 14. Febr* 181O. 
Bull. IX. welches die meue verbesserte und nach dem 
Beschluf8 der Reichsstäude promulgirte coriectionelle 
Procefsordnung enthält. Der beste Commcntar Uber 
dieses Gesetz ist die sehr interessante und belehren- 
- de Rede des Herrn Staatsraths und Ritters Baron von 
Leist , abgedruckt in der Sammlung aller Instruction 
nen B. IX. Heft 1. S. 89 f. » ' l 

fc) Eine Schilderung dieses Wirkungskreises des königli- 
chen Procurators enthalt die eben angeführte Rede 
S. 101. 102. Bei Forstfreveln und Steuercontraven- 
tionen treten auch die Beamten dieser Verwaltungen 
auf; jedoch nur als Privatpartie > obgleich mit der 

r Befugnifs, selbst in Rücksicht der Strafe und Cou- 
fiscation, zu appelliren und die Cassation einzuwen- 
den. Der königliche Procurator bleibt dabei in sei- 
ner Thätigkeit und macht insbesondere bei den öf» 
fenriiehen Verhandlungen in der Audienz die ersten 

- 

Antrage. 

c) Da zur Beurtheilung mancher Sachen die Gegenwart 
von drei Richtern genügt , so kann das Disrictsge- 
richt, im Fall' die Co rrections Sachen, sich allzusehr 
Läufer* sollten > mit Zuziehung der stimmfähigen As* 

• * - 

1 ■ 

Digitized by 



- 7« 

sessoren, zwei Senate bilden. Schreiben des Jus'titz« 
mutisters vom «o. Jun. lboö- In der Sammlung aller 
Instructionen R. II. Heft a. S. 5i. 
d) C G. O. Art. 35. 

*) „Hätte man für die Entscheidung der correctioqellen 
Vergehen jede mal eine Jury zusammen rufen wol- 
len, welche drückende Last würde alsdann nicht 
diese sonst so schöne Anstalt für die Notablen der 
Nation geworden seyn , da die Anzahl de* geringen 
Vergehen so unverhahnifsmäfsi^ viej gröfscr ist, als 
die der peinlichen Verbrechen." Rede des Herrn 
Staatsraths Baron von Leist a. a. O. S. 1O1. 

§♦ 23. 

, B> Competenz der Corrections - Gericht*, 

Die Corrections Tribunale kennen I) 
in erster Instanz über alle Corrections- Ver- 
gehen d. h. die mit einer Strafe bedroht 
sind, welche zwar über zwanzig Franken 
Geldbuße, oder über achttä-iges Gefängnifs 
beträgt, jedoch eine zweijährige Einsper- 
rung in ein Gefängnifs, Zucht- oder Arbeits- 
haufs nicht übersteigt («). Dergleichen Ver- 
gehen können auf eine dreifache Art an die 
Zuchtpolicei Gerichte gelangen, indem 1) 
entweder ein Municipal- Policeigericht oder 
der Criminalhof die bei ihnen eingeleitete 
Sache, als vor das Corrections- Gericht ge- 
hörig, an dasselbe verweifst, oder der Cri- 
fniualhof oder der Cassationshof die Sache 
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-an ein anderes Tribunal schickt; oder 2) 
iudem das Correction* Gericht selbst, nach 
beendigter, vorläufiger Instruction, findet 
und erkennt, dafs das Vergehen zu seiner 
Competenz gehöre; oder 3) mittelst einer 
. blöken Verladung, welche nicht nur der 
königliche" Procurator, sondern auch jeder 
äurth das Vergehen Beschädigte aüszuwir* 
ken , befugt i>t b). Das Correctious Tribu- 

^nal erkennt nun über dergleichen Verbre- 
chen A; entweder blos in erster Instanz d. 
h. mit Vorbehalt der Appellation an den 
Criminälhof des Departements (c). Dieses 
Rechtsmittel ist unbedingt zulässig, wenn 
das Corrections Gericht auf Gejangnifs- 
strßfe erkannt hat; bei (Geldstrafen hinge- 
gen findet dasselbe nur dann statt, wenn 
solche die Appfellat,ionssutame betragen. 
Diese ist der Kegel nach dahin bestimmt, 
dafs die erkannte Geldstrafe hundert Fran- 
ken übersteigen mufs; bei Steuercontraven- 
tioqen aber findet die Appellation nicht an- 
jiers Statt, als wenn die Strafe, mit Hinzu- 
rechnung des Werths der zu confisciren- 
den Gegenstände, die Summe von tausend 
franken übersteigt. B) In allen übrigen 
Fällen hingegen d. h. wo nicht auf Gefäng- 
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iiifs, sondern auf eine Geldstrafe, jedoch 
unter 100 oder 1000 Franken, erkannt wor-' 
den ist, spricht das Correctionsgericht in 
erster und letzter Instant d. h. ohne Vor- 
behalt der Appellation. Doch findet jn die- 
sem Falle das Rechtsmittel der* Cassation 
statt, welche, was die Forst- und Steuer- 
Contraventionen betrifft, von den General- 
directionen selbst einzuführen ist (</)♦ II) 
In zweiter Instanz urtlieilen die Correo 
tions - Tribunale über blofse PoliceiCon* 
traventionen , in so fern dergleichen Sa- 
chen durch Appellätipn gegen die Aussprü- 
che der Municipal-Pöliceigerichte an sie ge- 
bracht werden (§. 21.)- Immer hat der Afc* 
geschuldigte das Recht, sich während der 
Instruction der Sache in öffentlicher. Au* 
dien** durch' einen selbst gewählten oder 
ihm auf sein Verlangen vom Präsidenten 
zugeordneten Vertheidiger Beistand leisten 
tu lassen (e). 

a) Corrections- Gerichts* Ordnung Art. i. fl. S. aucn 
$. 21. Note c d. e. 

x * i 

h) C. G. O. Art. g. r ■ . , 
c) Der Ciiminalkof urt heilt jedoch» als Appellationsge« 
rieht in Correctionssachen > ohne Gesch worne* ' Das 
Recht zu appelliren gebUrt i) blos wegen der Strafe 
dem königlichen Procuratof und dem Generaiprocu- 



Digitized by G 



79. 

r*tor bei dem Criminalhofe ; ft) Mos wegen Äes Pri- 
vatinteresses dem Beschädigten; 3 wegen beides zu- 
gleich dem Angeschuldigten , und den Forst- und 
Steuer- Beamten. C G. O Art. /fi. 

d) C. Q. O. Art. 43, Königl. Beeret pom H. Jim. 18x0. 

> 

Bull. XXI. », A f t 

•) C. O. O. -rfrt. 18. , 



HD Von den Criminalhöfen und ien Geschwornen: 
A) Organisation derselben: 1) der Criminalhofe (a). 

<. Die Organisation der zur Beurteilung 
peinlicher Verbrechen (crim.es.) bestimmten 
Behörde beruht auf dem Princip, dafs, we- 
gen der Wichtigkeit dieses Gegenständes, 
das Urtheil über die Thatsachen von der 
Subsumtion derselben unter das Strafgesetz 
getrennt seyn müsse (§. n.). Jenes ist dea 
Geschwornen Gerichten (§. 25.) , diese deä 
Criminalhöfen überlassen. 

In jedem Departement ist ein peinlicher 
Gerichtshof (cour criminelle) , welcher der 
Regel nach (b) seinen Sitz in dem Haupt- 

. orte hat. Er besteht aus einem Präsiden* 
ten y zweien Richtern , einem General* Pro* 
curatof und einem Greffier nebst Gehül- 
fen (c). Der Präsident wird aus den Appel- 
lationsrichtern genommen (§< 17.); der Ge- 
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neral - Procurator' hfcf anfser d«n allgemei- 
nen Functionen das ministere public ($. 5.) , 
das Artit des öffentlichen Anklägers. Er 
wird durch die königlichem Procuratotren 
bei den Districtsgerichteu des Departements 
,von allen vorfallenden Verbrechen unver- 
züglich unterrichtet; durch ihn kommen die 
Criminalsachen zuerst an den peinlichen 
Gerichtshof, er wirkt bei allen Schritten 
zur Ausmittelung s des Verbrecheris mit, 
führt die Aufsicht über die Beamten der ge- 
richtlichen- Policei und leitet die Handlung 
gen derselben (§. 19.), verfafst die Anklage- 
Urkunde, mächt nach beendigter Instruc- 
tion der Sache in öffentlicher Audienz die 
Strafanträge und betreibt die Vollstreckung 
der Erkenntnisse des Criminalhofes, wozu 
er, wenn es nöthig ist , die bewaffnete Mache 
aufbietet, Welche ihm auf der Stelle ihre 
Hülfe zu leisten verpflichtet ist. Bei jedem 
peinlichen Gerichtshofe sind aufser/lem noch 
Assessoren angestellt, welche, falls sie das 
gesetzmäfsige Alter haben , die Stelle ver- 
hinderter Richter vertreten (d) und aüs de- 
nen der General -Procurator seinen- Substi- 
tuten wählt. Wenn sich der Angeklagte 
nicht selbst einen Fertheidiger gewählt hat, 
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so wird ihm ein solcher vom Präsidenten 
beigeordnet (c). - ' 

a; Konigl. Decrtt vom 27. Jan. 1808. Tit. IT. Bull. XV. 
K$w*i. Qrcret v. 7. ^«^. jÖio. Bull. XXIX. Pom« 
tieft« Proceßordnung vom 19 3 ÖOÖ. Bull. LVI. 

h) Ausgenommen die Crimuialhöfe des Ocker- w. pVe* 
ser* Departements. Jener hat seinen Sitz in Wolfen* 
büttel, dieser in Herford. - 

c) Die Glieder der Criminalhöfe haben folgende Besol- 
dungen; In Casstl der Präsi dent 7*300 Ft.; die Rieh* 
ter 6000 Fr ; der General procurator 6000 Fr Rei al- 
ten übrigen Criminalhöien hat der Präsident #>00 Fr. ; 
die Richter 4000 Fr. und der Genera procurator 5ooo 
Fr. Königl. Dectet vqm 29. Nov. 1ÖO9. Ö «U. «K. 
Decret vom 7. Au& 181O.' Art. 21. Bull. XXIX. 

J), Sie erhalten dann für jede Sitzung 5 Franken, wel- 
che den abwesenden Richtern, deren Stelle sie ver* 
treten, abgezogen werden. Ktinigl. Dvcret vom 2ji 
Jan. 1Ö08. Tit. II. Art 4. Bull. XV. 

e) Nach der neuesten französischen Gerichts Verfassung 
Sind, keine besonderen, stehenden Criminalhöfe ange« 
ordnet, sondern es werden zur Beunheilung der yom 
Appellalionshof dahin" verwiesenen Sachen , der Re- 
gel nach alle Vierteljahre, in dem Hauptorte jedes 
. Departements Assisenhöfe (cours d'atsises gebildet^ 
Diese bestehen in dem Departement, worin der Ap* 
pelktionshof seinen Sitz hat, aus 5 seiner Glieder, 
deren eins präsidirt, und dem Generalprocutaior odetf 
einem Substituten desselben. In den jährigen Depar« 
temenis besteht der Assisenhof aus einem Mitglicdo 
des Appellationshofes, welches präsidirt, aus vier 
Gliedern des Districtsgerichts des Ortes, Wo sich der 
" Aswsenhof versammelt, uid aus einem Substituten 
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des GeneYalnrocurator* , w«ldrtr. den Titel iakerli^ 
eher Criminalprocurator führt. Die Assisen werden 
nicht geschlossen, bevor alle bei ihrer Eröffnung 
tum Urtheil instruirten Sachen vor sie gekommen 
sind* Code £ Instruction, criminelle Art. a5i suiv« 

1 \ A. V ' . ' 

«) der Geschwornen (<»)• 

* * w M 

Die Jury ist ein Gericht, welches aus 
Personen zusammengesetzt ist, die jedes- 
mal aus der Classe der bessern Bürger des 
Departements genommen werden und .wel- 
chem die Beurtheilung der bei einem Ver- 
brechen in Betracht kommenden Thatsachea 
gebürt. Dies Gericht wird fol^endermafsen 
gebildet: 1) Jeder Präfect, als welcher hier- 
zu am besten im Stande ist, verfertigt aus 
den nicht ausgenommenen (fi) Staatsbürgern, 
welche sich in dem Departement aufhalten , 
20 Jahre alt sind und in Rücksicht ihres 
Amtes, ihrer Einsichten oder ihres Vermö- 
gens zu den achtbarsten und vorzüglichsten 
gehören (Notablen), eine Liste von wenig- 
stens 300 Personen, welche der Justitz mi- 
nister dem Präsidenten des Criminalhofes 
abschickt. 2) Dieser lSfst am ersten Tage 
eines jeden Monats aus den auf jener Liste 
stehenden Personen 3$ durchs Loos ziehen , 

- 

- 

\ ' ■■ - / 
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aufzeichnen und das hierüber verfertigte 
neue Verzeiohnifs dem Generalprocuratoö » 
' und dem Angeklagten zeitig einhändigen. ^ 4 
Jeder von diesen beiden ist berechtigt 9 Ge* 
schworne ohne Angabe der Ursachen, eine 
gröfse^e Zahl aber nur mit Zuführung d$r 
Gründe, worüber der Criminalhof alsbald 
erkennt, zu verwerfen. Sollte hierdurch 
die Zahl, der Geschwornen bis unter zwölfe 
vermindert seyn , so wird solche durch eine 
neue Ziehung ergänzt. 3) Aus dem, \ er- 

* * 

zeichnifr nicht verworfenen Geschwor- 
xien wählt nun der Präsident zwölfe und 
lHfst solche zeitig d. h. sechs Tage tfor der 
Sitzung einladen. Wer ohne gesetzliche Ur- 
sache (c) ausbleibt und nicht die Unmög- 

, lichkeit des Erscheinens beweifst, wird ia 
die gesetzliche Geld- oder Gefängnifs&trafe 
verurthöilt, mufs &\ch bei der nächsten Si- 

* tzuhg einfinden und kann selbst durch köiv 
perlichen Zwang angehalten werden in der 
Versammlung zu erscheinen« Die Aus- 
bleibenden werden durchs Loos aus Ein- 
wohnern des Hauptortes ersetzt und kön- 
nen, so wie überhaupt alle zur Ergänzung 
der gesetzlichen. Zahl Gewählte, nur mit 
Angahe der Grunde verworfen werden , wor- 

. ' ,F z 
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über dann der Criminalbof binnen 24 Stuii» 
den zu erkennen hat/ 

a) Peinliche Vröcefs Ordnung vom 19 Aug. 1808- Tit. II» 
BulLLVI. 

Ausgenommen sind: Die Minister ,,Staatsrathe , PrÜ- 
fecten , Unterpräfecten , Policeicommissaire , Richter» 
Generalprocuratoren, königlichen procuratoreti und 
Prediger. Art. »9. 
n) Nur Abwesenheit aufserhalb des Departements und 
Krankheit» welche durch ein vom Unterpiiifecten 
oder Maire beglaubigtes» ärztliches ZeugniCs berschei* 
nigt ist» gelten als gesetzliche Entschuldigungen«. 
Doch sind auch diejenigen entschuldigt, welche in 
demselben' Jahre schon einmal die Function eine* 
Gesch. wornen verrichtet haben» so wie 70jährige Per- 
sonen und die Einnehmer Öffentlicher Gelder , in so 
fern sie außerhalb ihres Wohnortes als Geschworne 
auftreten sollen» Art. 3(3. 

B) PJfirküngskreis 1) der Criminalhöfe. , 

Die peinlichen Gerichtshöfe/erkennen 
I) als solche , in erster und letzter Instanz , 
über eigentliche Verbrechen (peinliche Ver- 
brechen } crimes) d. h. welche das Gesetz 
mit einer entehrenden oder schweren Lei- 
besstrafe (peine afflictive) bedroht. Zur 
letzteren gehören jedoch pur solche Stra- 
fen , welche zweijähriges / Gefaugnifs- Zucht- 
oder Werkhaufs übersteigen («). In Bezie- 
hung auf dergleichen Verbröchea gebürt 

• • ■"• * - ' . . ' > ■ 
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den Criminalhöfen ein doppeltes UrtheiL: 
A) Sie erkennen über die wichtige Frage: 
ein peinliches Verfahren wider den An* 
geschuldigten, statt finde und also derselbe 
ki Anklagezustand zu versetzen sey? (b)% 
Wenn nemlich der Friedensrichter die erst© 
policeimäfsige und der Untersuchungsrichr 
ter di$ zweite., schon Justitzmäfsige Insfcruc- , 
. tion einer' Strafsache beendigt hat, so über- 
gibt der königliche Procurator , auf die ihiri 
vom Instruenten eingehändigten. Actenstü- 
cke , binnen vier Tagen dem Districtsge- 
richte seine schriftlichen Anträge. Finden 
nun die hierauf beratschlagenden Richter 
dieses Tribunals in der strafbaren Handlung } 
eine blofse Policeiübertretung , odör ein Cor- 
rections vergehen, so verweisen sie die Sa- 
che in jenem Fall an das Municipal « Poli* 
cei gerieht, in diösem Fall abei^ bleibt sia 
bei dem Tribunal, als Correctionsgericht; 
Finden sie hingegen ein peinliches Verbre- 
chen und halten sie den Verdacht wider 
den Angeschuldigten auch hinreichend be- 
gründet, so wird wider diesen ein Verhaf- 
tungsbefehl erlassen und derselbe in das 
Gefängnifs des Criminalhofes abgeführt« Den 
Verhaftungsbefehl, welcher zugleich eine 

»* . • • - . ■ 
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Darstellung 3er Sache enthält, nebst sä mm t» 
liehen Actenstücken übersendet nun der 
Procurator des Königs dem Generalprocu- 
rator beim Criminalhof des Departements» 
welcher t falls er die Sache für diese Behör- 
de geeignet und hinlänglich ins truirt findet» 
beim Criminalhof auf Erkennung der pein- 
lichen Untersuchung anträgt» und so die- 
sen wichtigen Gegenstand zu dessep Beur-, 
tbeilung bringt. Erkennt hierauf der Cri- 
miiialhof auf Eröffnung des peinlichen /Vter- 
fyhrens, so raufs der Generalprocurator 
binnen zwei Tagen die Anklage Urkunde 
einreichen , worauf der Präsident des Cri- 
jninalhofes die feierliche Audienz . zur münd- 
lichen, öffentlichen Instruction und feeur- 
tb^iluog der Sache vorbereitet (c). B) Die 
Criminalhöfe erkenneq auch, nachdem die 
Geschwornen über die Thatsachen geur- 
theilt haben , über • die Anwendung ' de* 
Strafgesetzes auf die .Thatsachen , und spre- 
eben den Angeklagten entweder los, oder 
yerurtheilen ihq, nach Anhörung des Ge- 
neral procurators und des Vertheidigers, zur 
gesetzlichen Strafe. In beiden Fällen findet 
keine Appellation gegen das Unheil eines 
Crimiualhofes statte doch känn theils der 

' S 
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Generalprocurator , theils der Verurfheilte, 
' theils endlich der Beschädigte , letzterer je- 
doch nur in Ansehung seines Privatinte- 
resses, das Rechtsmittel der Cassation er- 
greifen/ . : 

II) Die Criminalhöfe bilden aufserdem 
auch die Appellation* - Instanz in Correc- 
tionssachen, im Fall einer der hierzu be- 
fugten Interessenten wider ein von dem 
Zuchtpoliceigericht gefälltes Urtheil an sie 
appellirt (§. 23.). In dieser Eigenschaft 
sprechen sie aber ohne Geschworne ; sie 
sind hier zugleich Richter der Thatsachen 
und des Rechts. Nachdem eine solche Cor- 
rectionssache beim Criminalhöfe in öffentli- 
eher Audienz verhandelt ist, verwirft er 
entweder durch sein Urtheil die Appella- 
tion , oder er ändert das vorige Erkenritnifs 
ab und entscheidet nun selbst über die Sa- 
che, oder er erklärt das vorige Urtheil für 
nichtig und spricht nun, nach Verschieden- 
heit der Nichtigkeitsgründe, den Angeschul- 
digten los, oder erklärt sich selbst als Cri- 
miualhof für com^etent, oder verweifst die 
Sache an ein anderes Corrections- Tribu- 
nal (d). Gegen die von einem Criminalhof, 
als Appellationsgericht , in Correctionssa- 

# * 
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oben ausgesprocbenenUrtheile findet gleich- ♦ 
falls die Cassation statt. 

a Peinliche ProcefsordnHng Art, l. 

bj In Frankreich war dies sonst das Geschäft einer eig- 
nen Anklage- J^ry (jury d'accusation) Loi du 5* 
f Brumaire an IV. Lib IL Tit. III. 
f) Peinliche Procejs Ordnung Tit* L 
d) CorrectiomUe Proceftordnuns TiU IL 

fi^ der Gesehivorhen. . „ 

Die Geschwornen sind nur Richter über 
ThaUacherty keineswegs über das Recht. 
Sie haben einzig und allein darüber zu ur- 
theileu: ob eine Handlung, welche das Ge- 
setz als ein peinliches Verbrechen bezeich- 
net, für erwiesen zu halten, ob der Ange- 
klagte überführt ist , der Urheber jeqer 
Handlung zu seyn, und ob die in den Ge- 
setzen bestimmten und ihnen angegebenen 
mildernden oder erschwerenden Umstände 
in dem gegenwärtigen Falle wirklich vor- 
handen sind. 

Sie wohnen zu dem Ende der, zur öf- 
fentiichen, mündlichen Instruction einer Cri- 
^xninalsache bestimmten Sitzung des peinli- 
chen Gerichtshofes bei , werden feierlich be- 
eidigt und haben, das Recht , mit Erlaubnis 
des Präsidenten sowohl den Zeugen als 

1 » - ■ 
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•dem Angeklagten Fragen vorzulegen. Nach- 
dem sie nun auch die Vorträge des Gene-, 
ralprocurators und des Vertheidigers , so 
wie die Darstellung der Sache von Seiten 
des Präsidenten mit angehöre haben , hän- 
dig}: ihnen letzterer die Acten, nebst den 
von ihm und den Richtern schriftlich auf- 
gehetzten, einfachen Fragen ein (6),» üher 
welche sie in dem dazu bestimmten Zim- t 
nier, untetf Leitung ihres Chefs (d. h. des* 
seu iVaqieu zuerst durchs Loos gezogen ist, 
oder welchen sie unter sich gewählt haben} 
berathschlagen. 

Um eine Frage wider den Angeklagten 
,zn entscheiden , genügt blofse Stimmenmehr- 
heit nicht, sondern aus Hüraandtät und um 
den möglichsten Grad der Gewifsheit zu er- 
halten, fordert da^s Gesetz hierzu acht Stim- 
men der Geschwornen (alsof),. während 
hingegen schon fünf Stimmen genügen , um ^ 
eine Frage zum Vortheil des Angeklagten 
pu entscheiden (c). Die Geschwornen fol- 
gen , bei Abgebung ihrer Stimmen über die ' 
•ihnen vorgelegten Fragen*, allein ihrer Ue- 
berzeugung, ohn6 Rücksicht auf die in der 
Theorie und Praxia höchstschwierigen 
Rechter egetn über die formellen und mata- 
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riellen Bedingungen eines vollständigen Be- 
weises. Der Totaleiüdruck der ganzen Ver- 
handlung der Sache entscheidet über* ihr 
UrtheiL Sie geben keine Gründe ihrer Ent- 
scheidung an, sondern beschränken sich auf 
eine bestimmte Beantwortung der ihnen vor- 
gelegten Fragen (d). Wider dien Ausspruch 
der Jury findet keine Appellation statt. 
Wenn indessen der Criminalhof einstimmig 
der Meinung ist , dafssie sich in der Haupt- 
sache geirrt habe, so kann er, jedöch nur 
im Fall der Angeklagte für schuldig erklärt 
worden ist, die Sache, aus eignem Antrieb, 
an die folgende Sitzung verweisen , um als- 
dann von einer neuen Jury beurtheilt zu 
werden. 

Den Oeschworneö gebürt das wichtige 
Recht, den Angeklagten» welchen ihre Ent- 
scheidung für schuldig erklärt hat, ohne 
alle Anführung von Gründen, der Gnade 
des Königs zu empfehlen. 

Wenn die Jury ihren Ausspruch über 
die Fragen dem Criminalhofe abgegeben hat, 
so ist ihr wichtiges Geschäft zu Ende. Ihr 
Ausspruch liefert dem Criminalhof die fac- 
tischen Prämissen zu dem von ihm zu föl- 

lenden Urtheil. Seine Pflicht ist es ntin 

i 
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die durch die Jury entschiedenen Thatsa- 
eben — aber auch nur diese — unter das 
Strafgesetz zu subsumieren und die Notwen- 
digkeit der Anwendung oder Nichtanwen- 
dung desselben zu erklären (§. 26.). 



a) Man s. Uber diesen ganzen Paragraphen die peinliche 
Procefsordnurtg Tit. III. und oft angeführte Rede des 
Herrn Staatsraths Baron von Leist f in der Sammlung 

, aller Instructionen B. II. Heft i. S. 68 — 8«. 

b) Die richtige Fassung und Stellung dieser Fragen ist 
vun der äufsersten Wichtigkeit, oft auch nicht ohne 
grofse Schwierigkeit. Sie müssen der Form nach ein- 
fach» kurz, deutlich und bestimmt seyn; der Mate* 
ritt nach müssen sie nur Thatsachen, aber auch alle 
erheblichen Thatsachen enthalten. Durch verfängli- 
che und suggestive Fragen Jtann das Urtheil ununter- 
richtete? Gescbwornea leicht irre geleitet werden. * 

e) Die früheren französischen Gesetze verlangten Ein- 
stimmigkeit der Geschwornen, und nur wenn diese' 
binnen ft) Stunden nicht zu Stande kam, entschied 
die Stimmenmehrheit. Nach dem neuen französi- 
schen Codex des Criminalprocess Art. 341. 347. ent- 
scheidet einfache Stimmenmehrheit (also 7 Summen) 
sowohl wider als für den Angeklagten; im, Fall der 
Stimmengleichheit wird für denselben entschieden. 
Sollte • jedoch der Angeklagte nur durch einfache 
Stimmenmehrheit in der Haupt- Thatsache schuldig 
erklärt seyn, so müssen die Richter unter sich Uber 
den nemlichen Punct berathschlagen. Nimmt nun - 
die Mehrzahl der Richter die Meinung der Minder- 
zahl der Geschwomen an » . und entsteht > wenn man 
diese beiden Zahlen vereinigt» eine Anzahl der Stim- 
me*, welche die Summe der Mehrzahl üex Ge- 
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sch warnen und der MindereaM x der Richter übe*- 
steigt, so erhält die dem Angeklagten günstige Mei- 
uung das Ueberge wicht. Art. 35i. / " 
d) Es ist eine eben so gewöhnliche als irrige Idee» 
dafs die Geschworncn auf die Fragen nur mit einem 
unumwundenen Ja oder Nein antworten dürften« 
Wenn die Frage &u allgemein gefafst ist und mehre- 
re erhebliche Umstände der That begreift, so kön- 
nen die Geschwornen , während sie die Frage im all- 
gemeinen bejahen einzelne Umstände davon ausneh- 
men. Code d* Instruction criminelle Art. 545. 346. 

% 

Dritte Abtheilung, 

Von dem Cässationshofe , als der filr .Civil- und Straf- 
Sachen bestmimten x höchsten Gerichtsstelle* 



I) Bestimmung und Organisation des Cassations« 

hofes (a). 

Um in das System der; Gerichts Verfas- 
sung und Rechtsprechung Einheit zn brin- 
gen und zu verhindern, dafs sich nicht in 
jedem Gerichtsbezirk ein eigner Gerichtsge- 
brauch bilde und über das Gesetz erhebe* 
bedarf es eines obersten Gerichtshofes, des- 
sen einzige Bestimmung es ist, über richtige 
und gleichförmige Rechtsprechung im gan- 
zen Umfange des Staatsgebiets , über strenge 
Beobachtung der Formen des gerichtlichen 
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Verfahrens und pünktliche Anwendung der 
positiven Gesetze zu wachen und alle da- 
gegen anstofsenden Urtheile zu cassiren/ 

Diese Wesentlich nöthige (6) höchste 
Gerichtsstelle ist der Cassationshof. . 

Aus dem Zweck desselben fliefsen fol- 
gende nähere Bestimmungen seiner Einrich- 
tung. I) Es ist nur ein Cassationshof für 
das ganze Staatsgebiet; indem er sonst nicht 
die höchste Gerichtsstelle seya und nicht 
die Einheit der Rechtsprechung bewirken 
könnte. II) Die Gerichtsbarkeit desselben 
erstreckt sich über alle nicht besonders aus- 
genommene bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 
und Strafsachen. III) Der Cassationshof 
erkennt nur über Nullitäten , ohne jemals 
in die Entscheidung der Sache selbst ein- 
zugreifen. Er ist daher nicht als ein höch- 
stes Instanzsericht anzusehn. Vielmehr ver- 
weifst er die $ache, nachdem er das vorige 
Urtheil cassirt hat, an ein anderes Gericht 
derselben, Gasse, welches jedoch an des- 
sen Ansicht nicht gebunden ist, sondern 
das Von ihm cassirte Urtheil wieder herstel- 
len kann (c). IV) Der Cassationshof ist nur 
Wächter des Gesetzes; er erkennt blos im 

Interesse des Gesetzes. Für die Rechte der 

- .- * 
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Partieert hat er nicht zu wachen , wenn 
gleich der Erfolg seiner Aussprüche auch 
diesen zu Statten konunt. Wenn daher 

m 

auch die Partieen ein gesetzwidriges Ur- 
theil rechtskräftig werden lassen und es 
dadurch relative Gültigkeit erhält, so sind 
doch die öffentlichen Procuratoren berech- 
tigt und verpflichtet die Cassation dieses 
Erkenntnisses zu betreiben, blos damit das 
Gesetz im Anselm erhalten werde. Wird 
dann ein solches Urtheil cassirt, so hat es, 
ungeachtet seiner absoluten Ungültigkeit, 
unter den Civilpartieen die Kraft eines Ver- 
gleichs. * k 

Im Königreiche We&tphalen bildet der 
Staatsrath (d) unter dem Vorsitz des Ju* 
stitzministers den Cas&ationshof. Ein Gene- 
ral procurator findet sich bei demselben 
nicht (§• 5. n. b)> > 

a) Westphälische Constitution Art. fli. KönigL De er et 
vom 24. Dec. 1807. welches das Reglement fiir den 
Staatsrath enthält. Bull. V- Peinliche Procefsordnung 
Tit. VJ. Königl. Decret Pom 20. Mai 1809« welches 
das Reglement über die vor den Staatsrath gebrach« 
ten streitigen Sachen enthält. Bull XXVIL Schmi» 
er irische Einleitung in das bürgerliche Recht des J ran* 
%'ösischen Reichs, B. I. 'Abth. 2. S. &07. 

&) Ueber die Wichtigkeit und UnentbehrlichLeit eines 

Cassationshofes s. die interessante Abhandlung Uber 

- 

* 
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* die Bedingungen und Foraussetzungen der 

run 9 des Code Napoleon in den Staaten des Rhein» 
bundes. In der allgemeinen Bibliothek für Staats- 
kuust, Rechtswissenschaft u* Critik. Heft Ii. S. 143 f. 

*) Wird nun dies neue ürtheil aus den neinlichen Grün- 
den angefochten, so wird angenommen» dafs ein« 
doctrinell unauflösbare Controvers vorhanden sey, 
und der Fall ist daher zu einer authentischen Ausle- 
gung geeignet. S. das angeführte Decret v. *o. Mai 
1809 Art. 17. 

d) Der Staatsrath besteht 1) aus den Prinzen vom Ge- 
blüte; a) aus den Ministern; 3) aus den Staatsrä» 
then. Deren sind wenigstens 16 und höchstens &5. 
Sie sind a) entweder im ordentlichen Dienst, und 
zwar in den Sectionen , oder nur bei den General- 
Versammlungen angestellt, oder b) im auf serordent- 
lichen Dienst. 4) Aus den Staatsraths- Auditoren, 
welche jedoch keine Stimme haben ; und 5) aus dern^ 
General •Secretär. Alle diese Glieder werden vom 
Könige ernannt und beliebig entlassen.' In den. Ge- 
neralversammlungen des Staatsraths präsidirt der Ko- 
nig , auf dessen Befehl sie allein berufen werden , 
oder der von ihm beauftragte Minister. Die Mit- 
glieder und Präsidenten der drei Sectionen (der Ju- 
stitz und des Innern; des Kriegs^ und des Handels 
und der Finanzen) bestimmt der König. Decret vom 
04* Dec. 1807. Bull. V. Der französische Cassations- 
Löf bildet ein eignes Collegium und besteht aus 3 
Präsidenten, $5 Richtern und einem Generalprocura- 
tor mit 6 Substituten. Die Richter werden auf Le- 
benszeit vom Senat ernannt, welchem der Kaiser zu 
jeder erledigten Stelle drei Subjecte vorschlägt. Er 
theilt sich in 3 Sectionen s die Section der Bittschrif- 
ten, die Ciyilsection und die Criminalsecrion. , 
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II) Competenz des GassationsboFes (ß). 

Die Competenz des Cassationshofes be- 
stimmt sich durch Erörterung der beiden 
Fragen: welche Sachen gehören vor densel- 
ben? und aus welchen Rechtsgründen fin- 
det ein Recurs an ihn statt? I) Es gehören 
vor den Cassationshof alle Civil- und Straf- 
sachen , in denen ein interlocutorisches oder 
definitives Erkenntnifs in letzter Instanz und 
ohne da/s dagegen noch ein anderes Rechts- 
mittel statt findet y ist gefällt wordeü, wo- 
bei sich die Partieen nicht beruhigt habeq.. 
TJnstatthaft ist also die Cassation A> gegen 
blos vorbereitende (prälocutorische und pro- 
visorische) Erkenntnisse, Erst * wenn das 
Definitivurtheil erfolgt ist, kann die gegen 
dieses eintretende Cassation auch auf jene 
ausgedehnt werden (Art. 4 ); B) wenn nicht 
in letzter Instanz gesprochen wurde und 
also noch Appellation eintritt, sollte gleich 
die zu deren Einlegung bestimmte Fri^t ver- 
säumt worden seyn (Art. 5.); C) wenn zwar 
in letzter ^Instanz ist erkannt worden, je- 
doch noch ein anderes Rechtsmittel, nem- 
lich die Opposition oder die Wiedereinse- 
tzung in den vorigen Stand (requete civil©),. 

.— ■ • 
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statt findet, es sey denn, dafs die zur Ein* 
wenduug der Opposition bestimmte Frist 
verstrichen wäre ( Art. 3.); D) Gegen die 
Urtheilie der Friedensgerichte , so wie gegea 
schiödsrichtenrliche Aussprüche, es sey denn 
dafs erstere wegen Incompetenz oder U^beN 
schreituug der richterlichen, Gewalt ange* 
fochten bürden, oder dafs gegen letztere 
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darauf in letzter Instanz erkannt worden 
(A. 3.)« Sie ist endlich E) auch dann un- 
statthaft, wenn die Partieen sich bei den^ 
Erkenntnifs ausdrücklich oder etilischwei* 
gend beruhigt haben (A. 6.) 
' II) Nur wegen offenbarer Verletzung ei* 
hes Gesetzes findet' der Recurs an den Gas* 
sationshof statt ( Art. 8 — ic:). Dahin ge- 
boren ' A) im Allgemeinen d h. ohne Unter- 
schied der Civil- und Strafsachen, folgende 
Fälle: 1 t) wenn d$r Richter in Ansehung des 
Gfegenstandes oder der Person incompetent 
war, und zwar letzteres nur wenn die Ein« 
rede der Incompeten* vorgeschützt wurde} 

2) wenn er -die r Gräpzen' der ihm vom Ge- 
setz . vediehraeir^Gewalt überschritten hat; 

3) wenn er gesetzliche, absolut wesentliche 
Firmen des Verfahreas verletzt, oder deren 

- . u 
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Verfettung gebilligt hat; 4) wenn er wider 
4ie ausdrückliche Vorschrift eines positiven 
Gesetzen (contra ius in thesi ) erkanjnt 
bat (6). B) Aufser diesen allgemeinen Re» 
geln gibt das Gesetz tjoch folgende be&ori- 
dere Bestimmungen über die Statthaftigkeit 
der Cassation, welche aber meist nur «eine 
Anwendung jener Regeln enthalte^. l; Jfera: 
lieh i)in Cipilsachen findet sie statt; weosi 
^wischen mehreren iö letzter In.st^p^ untev 
denselben fartieep uud aus den nemlichea 
Gründen., von verschiedenen Geübten . f 
oder verschiedenen Sectionen eines Appel- 
lationshofes gefällten Erkenntnissen ein Wi- 
derspruch obwaltet; , Hier kann g^gen das 
zweite Erkeuntnifs j als welches dem ersten* 
widerspricht, dfe Cassation eingesendet wer- 
den (c). 2) In Strafsachen: a) wenn der 
Richter niebt auf Gesuche und Anträge er- 
kannt hat, die auf den Gebrauch siner gef 
setzlichen Befugnif« abzwecken ; b^ wenn 
dem Angeschuldigten ocler Beschädigte^ 
mehr zuerkannt worden ist, als er selbst 
gebeten hat; 0) wenn gegen eine Person , 
die wegen ihrer Amtsvjßrrichtungen keiner 
Verantwortlichkeit unterworfen ist , in Be- 
ziehung auf dieselben eine Untersuchung 

^ . * ' ' Digitized by Google 
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angestellt ; oder d) ein öffentlicher Bearn- 
ter, obne die : gesetzlich vorgeschriebene Er- 
mächtigung, ist in Untersuchung gezogea 
\frordjen; e) wenu.es an der gesetzliche!* 
?^hV <>4er den Eigenschaften der Ge*chwor r 
nen gefehlt hat; i) wenn die Richter er r 
kann* haben, ohne, von dem Gene/alprocu- 
rator oder vom Procurator des Königs da- 
*u iöf^fordert worden zu seyn (rf-V 

Zwischen Civil und Strafsachen ist in 
Ansehung des Geschäftsganges dfcr Unter- 
schied, dafs in jenen zuvor die ZiUässigkeit 
des Cassationsgesuches von der Justitzsec- 
tioh , auf den Vortrag eines Attdirors , ge- 
prüft, ünd erst wenn solches zugelassen 
wordjeti-) Vom ganzen Staatsrath , nach «in^r 
weiteren Verhandlung, auf*den Mfrträg ei- 

bes Gliedes der '' > Ju3tin$ection-v; & d r ^fifa^t>c« 
erkenntnifs gefällt wird (e)\ während es in 
Strafsachen keines vorläufigen' Erkenntnis- 
ses über die ZulässTgkeit der Cassation be- 
darf, sondern die Sache gleich an den Völ- 
len ^ Stäätsrath geVracJit unct u cfemseltten 
durch ein Mitglied der Jijstitzsection vor- 
getragen wird (/> . 

Aufser den Caäsationsggsüchen erkennt 

der Staatsrath auch über die zwischen der 

*. * ■ « 
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Administration und den Tribunalen entste- 
henden Jurisdictionsstreitigkeiten , so wie 
über die Frage * ob öffentliche Beamte vor 
Gericht gestellt werden sollen (g) und bil- 
det zugleich für die Verwaltungsjtistitz ein 
aufserordentliches Gericht (§. 33.). 

ei) S. die zum J. fi8. in der Note d) angeführten Gese- 
tze und Decrete, besonders das Decret vom so. Mai 
609» dessen Artikel im Texte des gegenwärtigen 
Paragraphen angeführt sind. , 

h) Dies gilt nur von den mit Gesetzeskraft im eminenten 
Sinn begabten Gesetzen» insbesondere vom Code Na- 
poleon. Die früheren Gesetze » welche nur die Kraft 
der geschriebenen Vernunft haben, begründen blos 
das Recht sich an die Appellationsgerichte zu wen- 
den und um Abänderung der ihnen entgegenlaufenden 
Urtheile zu bitten. Mein Lehrbuch des Napoleoni» 
sehen Gicilrechts. J. 21 u. i& u. die daselbst ange- 
führten Schriften. 

e) Das angeführte Decret Art. i5. und die bürgerlich* 
Procefsordnung Art. 4$5. n. 6. 

d) Peinliche Procefsordnung Art. n2. n3. 

e) Öas angeführte Decret Art. 27. 2& 35. 36. 
/) Peinliche Procefsordnung Art. 127. 
g) Königl. Decret vom 24. Dec. 1807. Art. 22. Bull» V« 
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Zweiter Titel. 

Von den auf serordentlichen Gerichten* 



■: $♦ 30.' , ' . 

Vor er inner uns» 

Sie bisherige Schilderung der verschie- 
denen Gerichte bezog sich auf die Hierar- S 
chie und den Organismus der ordentlichen 
Gerichtsverfassung des Königreichs, welche 
auf der Regel beruht , dafs ohne, weitere 
Verschiedenheit des Gegenstandes und der 
Eigenschaft der Partieen, alle Rechtssachen 
derselben Gattung auch vor die nemlichen ' 
Gerichte gehören. / ^ 

Von dieser Regel hat märt fedoch eini- 
ge Ausnahmen für nöthig gehalten , weil die 
eigentümliche Beschaffenheit mancher Ge- 
genstände (a) eine eigne Behandlung und 
daher auch einen eignen Gerichtsstand er« 
fördert. So sind die außerordentlichen Ge- 
richte entstanden. Es gehören dazu I) die 
tur Ausübung der administrativen Justitz 
bestimmten Behörde* (der Staatsrath, die 
PräfecfeurrätheundBergäroter); II) die Han- 
delsgerichte (Ä); und III) die für manche 
Verbrechen angeordneten Gerichts stellen 
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(die, Speciälgeriehte und Militär gericli- 

oj Alle diese aufserordentlichen Gerichte sind für eigne 
Gattungen von Rechtssachen , nicht fiir besondere 
4 Stände vön Personen angeordnet. Hieivon machen 
gewissermaßen die Studenten eine Ausnahme. Der 
akademische* Obrigkeit gebiiren indessen nur folgen- 
de Befugnisse: 1) Das Recht die Pertieen zu verglei- 
chen. Das Friedensgeiicht oder Tribunal, bei wel- 
chem ein Student verklagt is^t, muff daher die Saehe 
. EUvor au den Prorector verweisen. x) Die Discipli- 
nar- Gerichtsbarkeit. Daher kann das akademische 
^Gericht auf Carcerstrafe und Entfernung von der 
Universität erkennen. Die Execution dieser Strafe 
durch Gewalt gebürt jedoch dem Maire. Ueberhaupt 
ist aber mimdlich und ohne processnalische Förm- 
lichkeiten zu verfahren. Schreiben des Jus titomini* 
sters an den königl. Procurator beim Tribunal zu 
• • Halle vom 8. Sept. 1808. (In Dabelqw's Archiv für 
den Code de procedure civile. Heft I. 3. 88 f.) und 
an den königl Procurator zu Güttingen v. 7. Febr. 
1809* Spapioehbero principia pröcess. westph. J 33« 
n- 3» 

fc) Das durch ein K. Decrct vom 26. Sept. 1810. » ur 
Beurtheilung der Uebertretungen der Gesetze vrider 
die Einfuhr und den Handel mit verbotenen Colo- 
nialwaaren und englischen Fabrikaten zu Cassel nie- 
dergesetzte Prisen gericlu scheint blos ein provisori- 
sches Institut zu seyn nnd ,daher in dtm System dir 
west phänischen Gerichtsverfassung keine bleibende 
Steile einzunehmen, Bs besteht aus zweien Mitglie- 
dern der General -Administration der indirecten Steu« 
ein und aus einem Mitglied des peinl. Gerichtshofes* 
Wider seine Alisspruche findet kein Rechtsmittel atatfc 
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Ein almliches ist in Paris angeordnet, welches aber 
mit dem Prisenconseil * nicht zu verwechseln ist. 



s Letzteres erkennt über die Rechtmäßigkeit der zur 
See gemachten Prisen etc. 

In Frankreich gehört zu den aufs erordentlichen Ge- 
richten noch der kaiserliche hohe Gerichtshof. Die- 
ser besteht aus den Prinzen, den Inhabern der hohen 
Keichsämter, unter denen der Reichserzcanzler im 
Gerichte den Vorsitz hat, aus den grofsen Kronbe- 
amten , dem Grofsrichter- Justitzminister, 60 Senator 
ren , den 6 Präsidenten des Staatsraths , 14 Staatsrä*- 
then, 20 Cassationsrichtern , einem Generalprocurator 
und einem Gieffier en chef. Der Gerichtshof er- 
kennt über die persönlichen Verbrechen der Glieder; 
der kaiserlichen Familie, der hohen Reichsbeamten » 
der -Minister, der Kronbeamten, Senatoren u. Staats- 
räthe; über Verbrechen gegen die Sicherheit des 
Staats, gegen die Person des Kaisers und des Thron- 
erben; Uber Amtsvergehen der Minister und Staats- 
räthe; über Bedrückungen der Colonial • Präfecten , 
Gouverneurs , Generale etc. ; über die Subordination«« 

1 

vergehn der Generale ; über Concussionen und Dila- 
- pidationen der Präfecten; über Amtsverbrechen und 
Syndicatsklagen gegen ein Appellations- oder Crimi- 
nalgericht und über die Anklagen wegen willkürli- 
cher Einkerkerung und Verletzung der Prefsfreiheit. 

I) Von den zur Verwaltung der administrativen Ju- 

stitz bestimmten Behörden. 

A) Von den Präfecturräthen (a). 

In der Staatsverwaltung des Königreichs 
Westphalen ist die Rechtspflege von der 
eigentlichen Administration scharf abge- 
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schieden i ). Jeder wechselseitige Ein- 
griff der für beide Gegenstände angeordne- 
ten Behörden ist daher' unstatthaft, indem, 
die Einmischung der Gerichte in die Admi- 
nistration den raschen Gang derselben hem- 
men , die Eingriffe der Verwaltungsbehör- 
den in die 'Justitz hingegen in die Hand 
eines Einzigen eine gefährliche Macht legen 
würde (bj. Da indessen auch über Gegen- 
stände der Administration Streitigkeiten zu 
entstehen pflegen, so ist zu deren Beur- 
teilung eine mittlere Behörde — der Prä- 
fecturrath — angeordnet (c). Es befindet 
sich nemlich in jedem Departement ein, 
aus drei bis vier Mitgliedern bestehender 
Prafecturrathy dessen Sitzungen auch der 
Präfect beizuwohnen befugt ist und dann 
ejne entscheidende Stimme h^t. Der Prä- 
fecturrath gehört zwar eigentlich der Ad- 
ministration an , er verwaltet aber zugleich 
Justitz (administrative Justitz); deshalb 
konnte bei Anordnung dieser Behörde das 







• 






de Einheifsprincip l $. i.) nicht befolgt wer- 
den, sondern es bedurfte eines berathscbla- 
genden CoIJegii. 

Die Bestimmung des Präfectorraths be- 
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steht im allgemeinen in Entscheidung strei- 
tiger ■» Verwaltungsgegen&t'ande , in Beurthei* 
lung der x Streitigkeiten , welche bei Vollzie- 1 
hang der Maasregeln der Verwaltungsbe» 
bördln entspringen (d). Im Einzelnen zählt 
das Gesetz folgende Gegenstände als Bei* , 
spiele auf: i) Die von Privatpersonen ein» ' 
gereichten Gesuche und Beschwerden über 
ungerechte Vertheil ung der directen Steuern; 
2) alle Beschwerden in Hinsicht der Beitrei- 
bung der indirecten Steuern (§. ai. n. e)\ 
a) die zwischen den Unternehmern öffentli-, 
eher Arbeiten 1 über die Art % der Auslegung 
und Vollziehung der Bedingungen ihrer Con- \ 
tracte Entstehenden Streitigkeiten ; 4) die 
Beclamationen der Privatpersonen! welche 
sich üher Schäden beklagen , die ihnen 
durch die persönliche Schuld der Unterneh- 
mer öffentlicher Arbeiten bei deren Vollfüh- 
rung zugefügt worden ; 5) die von Privat- 
personen wegen der ihnen beim Wege- und 
Canalbau , oder zu andern öffentlichen An- 
lagen h in gen om m eaen und umgegrabenen 
Ländereien eingegebenen Entschädigungsfor- 
derungen; 6) die über Chausseen p Brücken, 
Lei in pf ade, Land- und Heerstrafsen entste- 
henden Schwierigkeiten. 

;•• • > • • • ' • 
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Aufswdäm gebürt Aüm A Präfecturrath - 
auch noch f) die Autorisation einer Gemein- 
de um, als Klägerin oder Beklagte, vor Ge- 
richt aufzutreten odei; die Appellation oder 
Cassation wider ein Urtheil einzuwenden (e) $ 
2) die gutachtliche Bestimmung des Betrags 
der gegen widerspenstige Conscribirte durch 
das competente Districtsgericht zu erken- 
nenden Geldstrafe (f). 

In allen jenen Verwaltungsstreitigkeiten 
erkennt der Präfecturrath nur in erster In- 
stanz d. h. mit Vorbehalt der Berufung an 
den Staatsrath (§. 33.). Der Ausspruch des 
Präfecturrat^is hat jedoch , wenn die Gese- 
tze es nicht besonders vorschreiben, nicht 
eher die Kraft eines richterlichen Erkennt- 
nisses, als bis er vom Präfecten dem kö- 
niglichen Procurator zugesendet, durch die- 
sen dem competenten Districtsgerichte vor- 1 
gelegt und von letzterem (welches jedoch 
nicht das mindeste daran andern darf) mit 
der executorischen Form bekleidet ist (g). 
Die solchergestalt vollstreckbar gewordenen 
Aussprüche des Pr'äfecturraths werden nun 
audj nicht durch die Unterbedienten def 
verwaltenden Behörden , sondern durch die 
Justitzbedienten (Huissiers} vollstreckt, de- 

> . * * 
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nen sie zu dem Ende der Prafect um mittel* 
bar oder durch den königlichen Procurator 
übergibt. 1 ' 

a) Königl. Decret vom 11. Jäh. 1808. Are. 1 a. 9. Buli. 
XI. Instruction des Ministers der Justin und des In- 
nern über den Geschäftskreis der Präfectur* Depar- 
tements' und Distrietsräthe i>om 4. Febr. 1808. In 
der Sammlung aller Instructionen B. I. Heft 1. S. 71 . 
-r- 76. Manuel des censeils de prefecture , ob reper- 
toire analytique des lois 9 arrete's y decrets f avis etc. 
relatifs a la justice administrative du ressort des con- 
seils de prefecture par Mathieu Simon. Coblenz 181O. 
LassAXJLX 4nnalen der Gesetzgebung Napoleons. £, 
Iii. H. 8. S. 189. 

Uebet Competenzstreitigkciten zwischen gerichtlichen 
und. administrativen Behörden entscheidet der Staats» 
räth. Westph. Constitution Art* 27. 'Königl. Decret 
< vom 10. Jan. 1809. Bull. Ity Oestkrley u. Spa^ 
oexnbero Cdmmentar über «lie bllrgerl. Procefsord- 
nung. Th. I. S. 94/ - ' 

«) Vor der Revolution wurden dergleichen Sachen vor 
, die Gerichtshöfe gebracht ; da diese aber die Maxi- 
me hatten» gegen den öffeiulicheu Schatz zu entschei- 
den, so vereinigte man wUhrend der Revolution die 
: Entscheidung der Verwaltuhgsstreitigkeiten mit det 
Administration. Die neue Verfassung achlug zwi- 
schen diesen beiden Einrichtungen durch Bildung 
des Prüfectuirath* eine zweckmäßige Mittelstrafs« 
ein ' v 

ein. <. 
d) S. das tn der Note a angerührte Decret vom ix. Jan. 
1809. /Art. 9. 

; •) Königl. Decret vom n. März 1809. Bull. XIV. Di* 
Verweigerung jener Automation zuV Tührung eine* 
Pracesscs enthält «ine Anerkennung des dem •Ki3ger 
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gebärenden Rechts » in welcher jedoch kein recLtli* 
ches Erkenntnifs liegt. ' 
/) Co Je» <J«r Militär conscription Art. 222. 223. Bull. 

1 vom Jahre 1809. N - XLVIII. 

Magazin von Oester Ley u, Spangonbarg. B* II. HCt 1. 

S. 245 f. 

B) FVm den Bergämtem (a). 

Die ganze Berg* und Hütten - Verwal- 
tung des Königreichs ist in drei Divisionen 
getheilt, und diese sind wieder in 19 Berg- 
amts • Bezirke unterabgefcheik. In jedem 
Bezirke findet sich ein Berg- Hutten- und 
Salzamt (conseil des mines> usines et sali' 
nee, Bergrath). Ein solches Amt beisteht 
aus den Oberberg • Ingenieuren , Berg- und 
Unter- Ingenieuren des Bezirks; ein Ober- 
berg* Ingenieur hat den Vorsitz. Hauptsäch- 
lich sind diese Bergämter für die Admini- 
stration angeordnet; zugleich ist ihnen aber 
auch die Entscheidung der Streitigkeiten 
übertragen, welche die Grenzen der Berg- 
'Verleihungen, die Dauer des Betriebs und 
die Ausführung der durch die Verwaltungs- 
behörden vorgeschriebenen Arbeiten betref- 
fen. Sollte ein Bergamt hierbei selbst als 
Partie* anzusehen seyn, so gehört die Sache 
vor das uächstgelegeije Bergämt. Immer 

» 
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erkennen aber die Bergämter hur in erster 
Instanz und es Tcann gegen ihre Aussprü-^ 
che an den Staatsrath appellirt werden. 

, «) KönigL Beeret vom *J. Jan. 1809. 
Bull. VI* 

§♦ 33* 

C) . Fo>w Staatsrath (d). t 1 

Der Staatsrath als solcher (nicht als 
Cassationshof) erkennt in Verwaltungästrei- 
tigkeiten A) in erster Instanz , indem ihn 
entweder der König, welchem eine Sache 
mittelst Berichts eines Ministers vorgelegt 
wird , • dazu auffordert , oder eine solche 
Streitigkeit durch Gesuche der Partieen an 
denselben ^gelsmgt. Letzteres findet statt 
bei Streitigkeiten über die mit den Mini- 
stern , den Intendanten des königlichen Hau- 
fses oder in deren Namen geschlossenen Ac- 
corde , sq wie über die für den Dienst de^ 
Departemente, der Minister, für den per- 
sönlichen Dienst des Königs oder dfer köni- 
glichen Häufser^ gemachten Arbeiten und 
Lieferungen. B) In zweiter Instanz erkennt 
der . Staatsrath über diejenigen Rechtsstreit 
tigkeiten , welche durch den Recurs der Par- 
tieen wider die von den Pr^fteturräthen oder 
Bergämtern gegebenen Entscheidungen an 



denselben gebracht werden (§! JiVsaO Hier? 
gehört: jedoch, dafs der streitige Gegeo,- 
*stand den Werth von 300 Franken erreicht* 

«) Königl. Decrst yom 24. Dec. 1807. Art. 2». 2*. Bull. 
V. Königl Decret vom 20. Mai 1809. , welches das 
Reglement über die vor den Staatsrat gebrachten 
Streitigen Sachen enthält. Art. 41- f. Bull. XXyiL ^ 

• J 

• ' < §• 34» • . * 1?.» 

II) Von den Handelsgerichten. 

Bei Organisirung der Gerichtshöfe sind 
fcwär im Königreiche Westphalen (a) keine 
besonderen Handelsgerichte angeordnet wor- 
den. AHeia das königliche Decret über 
diesen Gegenstand (&) enthält die allgemein* 
Verordnung, dafs die bestehenden tfändflsr 
gerichte bis anf weitere Vertilgung fortfah- 
ren sollen, ihre Amtsgeschäfte im ganzem 
bisherigen Umfange ausüben. Diese stehen 
älso da, Wo sich deren finden. (c); mit dea 
Tributoäkn erster Instanz auf gleicher Stufe ' 
in der Hierarchie deö Jüstitzwesens. „Wo 
daher kein Handelsgericht ist , da vertritt 
das Districtsgericht dessen Stelle. 

a) In Frankreich bestehen in den vonu hmsten Handel«« 
ttädten Handelsgericht** deren Glieder aus und von 
der Kaufmannsch4ft erwählt werden und keinen Ge- 
halt bekommen; vor ihnen müssen die.Partieen stet« 
persöulieh erscheinen« Gegen ihre Erkennmisse Jan? 



• 
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det die Berufung au die Appellationshöfe statt. Code 
de commerce Liv, IV. Tit. I. 
b) Königin Decret vom £7. Jan. 1808. Allgemeine Verfii- 
-* gungen Art. 7. Bull. XV. 

. Z. B. in Braunschweig befindet sich ein Handelsge- 
richt erster Instanz und ein Special - Appell.ttiousge- 
riclit in Handelssachen. Beide sind provisorisch be- 
stätigt worden durch das Konigl. Decret vom 8. Aug. 
1808. Bull. LI. Das Handels -Colle^ium zu Cassel 
ist durch's K. Decret vom 26. Aug. Jiioo,. Bull. XL. 
(mim. 119) aufgehoben und verordnet worden, dafs 
künftig die während der Messe unter den Kaufleuten 
entstehenden Streitigkeiten vor den Friedensrichter 

. der Oberstadt Cassel gebracht werden sollen. Die- 
ser erkennt darin ohne Appellation bis zu 148 Fran- 
ken und es bedarf keiner Caution um die Vollstre- 
ckung zu erhalten, wenn die Summe nicht 3oo Fr» 
übcisteigt. 

III) Von den Specialgerichten (n). 

• ., • . -,.>. 

/ • t . # 

Die Regierung ordnet in den Departe- 
ments, wo sie es nöthig findet, auf gewisse 
Zeit Special- Kriegsgerichte an, die, mit 
Ausschlufs der ordentlichen Gerichte, über 
gewisse Verbrechen , welche die allgemeine 
Sicherheit und Ruhe unmittelbar stören, 
zu urtheilen bestimmt sind. Das Königli- 
che Decret vom 5. April 1809 setzte deren 
d^ei, zu -Cassel, Braunschweig und Mag- 
deburg nieder, welche anfänglich nur zwei 



Monate bestehen sollten , deren Dauer nach- 
her auf unbestimmte Zeit verlängert wur- 
de (£), welche aber nun aufgelöst sind. Je* 
-des dieser drei Spezialgerichte bestand aus 
dem die Militaidiyision commandirendea 
General, welcher den Vorsitz führte, aus 
4 0fficieren, welche dem Grade nach die 
höchsten waren, und 2 Officieren vom ge- 
ringsten Grade. Ihre Bestimmung war alle 
Deserteurs, falsche Werber und diejenigen, 
welche mit den Waffen in der Hand als 
Theilnehmer eines wider die öffentliche 
Ordnung bewaffneten Complotts ergriffen 
werden, zum Tode zu verurtheilen (<?). 

a) K. Decret pont 5. April 1Ö09. Bull. XVW. Schon 
durch das Deere t rom 5. Febr. 180Ö. Bull. XIV. wa- 
ren Miütair»Commissionen niedergesetzt worden, 
um über Z usammearottir ungen bewaffneter Räuber 
zu erkennen. 

b) KönigU Decret vom ftg. Mai 1809. Bu,L XXVIII. 

c) In Frankreich bestehen die Specialhöfe aus dem As- 
siscnhof und 3 Militairpersonen , die wenigstens den 
Grad eines Hauptmanns haben. Sie erkennen theils 
Uber Verbrechen, welche Landstreicher, heimathlo- 
se Leute und Personen, die zu infamirenden oder 
Leibesstrafen verurtheilt sind > begangen haben , 
theiJs über das Verbrechen der bewaffneten Wider- 

, eetzlichkeit, des bewaffneten Schleichhandels, der 
Münzverfähchung und der durch bewaffnete Zusam- 
menrottung vorbereiteten Mordthaten. Code d* In- 
struction criminelle L, H. tit. 6. 
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IV) Von den Militärgerichten (a> 

, A) Von den fortwährenden Kriegsgerichten* j 

Zur Beurtheilung militärischer Verbre« 
eben sind theils fortwährende, theils tem- 
poräre Kriegsgerichte Bestimmt Zu den 
fortdauernden Kriegsgerichten (conseils .de 
guerre permanens) göhören I) die Militär- 
gerich te erster Instanz. In jfeder Militärdi* 
vision des Königreichs und in jeder Bivi- ' 
sion der Armee bestehen zwei fortdauernde 
Kriegsgerichte von gleicher Competenz, ua? ' 
ter'der Benennung erstes und zweites Kriegs- 
gericht. Jedes derselben bat 7 Mitglieder > 
nerrilich einen Präsidenten, welcher Obrist 
oder Major, seyn rmifsj 1 Bataillons? oder; 
- Escadronschef , 1 Cajjitain, 2 Lieutenants er«* 
ster Glasse und 2 Lieutenants zweiter blasse. 
Ein Capitain versieht dife Geschäfte, ; d$s 
Rapporteui^ ,und diesem wählt auch den Se* 
cretair; ein anderer Capitain übernimmt 
die Functionen eines königlichen Coromis- 
8ärs (ministere public). Diese Militärge- 
richte erkennen über eigentliche ^Jfölitar» 
Verbrechen d. h. Üehertratun ge a (Jeff . jnjli- 
tärischen Strafgesetee V besonders in Bezie- 
hung auf Disciplin und. Subordination (Art. 

TT 

^ 

* * ' 

Digitized by Google 



l»4 

87 f.); jedoch nur ünterlder Voran ssetzung f 
dafs solche von Militärper&men |iftter d$m 
Grade eines Bataillons- oder Escadrönsehefs, 
dder voa andern au m Gefolge eiäfer Armee 
gehörigen Leuten begangen worden «kfd 
(Art. 93). Ist ein Militärverbrechen von an- 
dern Personen verübt worden (z. B. Begün- 
stigung der Desertion) , oder finden sich un-» 
ter mehreren Angeschuldigten theils Militär* 
persooen,: theiUi andere Leute, oder liegt 
in ^derseibeu Handlung zugleich eia gemein 
nes uöd ein miiitämches Verbrechen, so 
gebärt die Untersuchung und Bestrafung 
den ordentlichen (bürgerlichen) Strafgerich- 
ten (6). Hie Beratschlagung bei diesen Ge- 
richten bat einige Aehnlichkeit mit dem Ver- 
fahren bei der Jury- II) Kriegsgerichte 
zweiter Instanz. In jeder Militär- und Ar- 
mee -Division befindet sich noch ein drit- 
tes , ; fbrtwährettdeis Militärgericht., welche« 
mit "der Revision der vom ersten oder zwei- 
ten fCrifegsgertcbte .gefällten Urtheile beauf- 
trägt ist und daher. Revisionsgericht (con- 
seil de re vision) genannt wirdL Es »besteht 
aütf'feiä*«* General^ als Präsidenten, aus 
eiriem* Major (oder Bataillons- oder Esca- 

dronschef) und 3 £apit*ins. Den Rappor* 

* 
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teur wählen diese (Glieder aus ihrer Mitte j 
die Steile eines königlichen Comraissärs ver-i 
sieht ein Staabsofficier oder ein Commissair? 
Ordonnateur, oder ein Musterungsinspecr 
tor, oder ein Kriegs- Com njissair (Art. 70-^ 
71). Das Revisioos -Gericht annullirt die 
Urtheile der Militärgerichte , . welche eine 
Verletzung der. Gesetze enthalten, entscheid 
det aber nicht 4 her die Sache selbst, som 
dcrn ver weifst solche an ein anderes Ge? 
rieht (Art. 145 f.) . 

1 ■ 

•) Königl. Dscte* v. ift. März 1808., welches <}ie Fort- 
Satzung des militäriscjien Strsf - Codex enthält. Bull. 
LH. 

h) Milk. Straf. Codex Art 36. 40. 88. 9O-93. 
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B) Po» «J«» temporären Kriegsgerichten. 

Aufser den fortwährenden Kriegsgericht 
ten werden deren auch für einzelne Fälle 
besonders niedergesetzt, nach deren Btour- 
theilung sie sich wieder auflösen.. Dazu 
gehören 1) die außerordentlichen Kriegs- 
gerichte (o). Diese sind bestimmt über mi- 
litärische Verbrechen, welche von einem 
Staabs-Officier, Kevuen-Inspector, Com- 
missair-ordopnateur oder Kriegs -Commis- 
sair begangen werden , in erstfer und zwei* 

Ha 
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ter Instan* zü erkenneb.'- A) ©le smfser- 
ordentlicher* Kriegsgerichte' erster Instanz 
bestehen aus 5 Gliedeiuiy'' deren -drei '-von 
wenigstens gleichem militäfetschen Grade mit/ 
dem Angeklagten sind, zwei aber von dem 
tinmittelbar geringeren Grade. /Der oberste 
oder älteste von jenen fuhrt den Vorsitz; 
der Rapporteur mufs ebenfalls von höherem 
-oder gleichem Grade seyti und die Verrich- 
tungen eines königliche» Coftiraissairs *ver* 
sieht ein Staabsofficier. Alle diese Glieder 
werden im Innern des Königreichs vom 
Kriegsmihister ri)it königlicher Genehmi- 
gung, bei der Armee aber vom Oberbe- 
fehlshaber ernannt, der jedoch zuvor dqm 
Kriegsminister darüber berichten mufs. B) 
Die aufserordentlichen Kriegsgerichte zwei- 
ier Instanz (Revisionsgeriphte} bestehen 
aus 5 vorrfKönige ernannt werdenden Giie^ 
dern. Alle verdammende Urtheile der aus* 
serordentlichen Kriegs gerichte bedürfen, 
Tim vollzogen zu werden , der königlichen 
Bestätigung, zu welchem Ende sie alsbald 
mit den Acten an den Kriegsminister ein* 
zusendet sind (»Art. 164). Zu den tempo- 
rären Kriegsgerichten gehören auch II} die 
Militär - Commissionen (6). Ihre Bestim- 
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mung ist über das Verbrechen der fak^ 
sehen Werbung, des Spionirens und der 
Unternehmungen gegen die Sicherheit der , 
Armee , ohne Unterschied wo und von wem 
solche begangen werden, au erkennen. Sie 
bestehen aus 7 Gliedern, unter denen we* 
«igstens ein JStaabs-Officier seyn mufs, 
und welche im Innern des Königreichs 
vom Commandanten der Militair - Division , 
im Felde und bei Cantonnirung aber vom 
Oberbefehlshaber ernannt werden. Den 
Vorsitz führt de* oberste Officier uu<L eins 
der Mitglieder bekleidet das Amt eines 
Rapporteurs. Zur Fällung eines verdam- 
menden Urtheils ist eine Mehrheit von 5 
Stimmen erforderlich. Von den Aussprü- 
chen der Militair- Gommissionen hat kei- 
ne Berufung statt; sie müssen binnen 24 
Stunden vollzogen werden. Sollten jedoch 
6 Glieder einstimmig dafür halten , dafs 
der Verurtheilte zu. einem Gesuche um 
Begnadigung oder Strafveränderung zuzu- 
lassen seyv so wird die Vollziehung des 
Erkenntnisses ausgesetzt und deshalb an 
den Kriegsminister einberichtet , welcher 
die Befehle des Königs darüber einzuholen 

hat. Nachdem die Militair- Commission 

- 

» 
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tiber die Adgeklagten \ um derentwillen sie 
niedergesetzt wurde» erkannt hat, ist sie 
alsbald aufgelöst- 

«) Militärischer Straf- C*4*x tfk. II. Cip. 6. 
Militärischer Straf- Codex Tit. II. Cap. 7. 
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Zweiter Abschnitt. 

* » ■ 

Von Veribaltung der freiwilligen Ge~ 

richtsbarkeit (a). 



- 1 



Erstes Hauptstück. 
Vom N o t a r i a t (6). 



§. 38» 

I) Organisation de« ^ Notariats : 
A) Anordnung der Notarisn* 

Die Notarien sind die zur Verwaltung der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit angestellten öf- 
fentlichen Beamten (e), Ihr Amt ist von 
dem der deutschen Notarien sowohl in Rück« 
sieht der Organisation als des Wirkung*« 
kireistes wesentlich verschieden und von der 
gröfsten Wichtigkeit. I) Siq werden samt- 
lieh vom Könige, auf den Vorschlag de* 
Justinministers , und zwar , wenn sie durch 
eine dreijährige Amtsführung ihre Würdig- 
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keit bewÄhrff haben, auf Lebenszeit, er- 
nannt. Die Erfordernisse der Adspiranten 
sind folgende: i) Sie müssen im Genufs d^r 
Rechte eines Westphalen seyn , das fünf- 
undzwanzigste Jahr zurückgelegt, zwei Jah- 
re die Rechte stuclirt und die gesetzliche 
Zeit, welche in der Regel auf drei volle, 
Ununterbrochene Jahre bestimmt ist, bei 
Notarien gearbeitet haben f. Art. 10 — 12). 
2) Nachdem sich ein Candidat hierüber , so 
wie über seine gute Aufführung, durch Zeug- 
. nisse der Notariatskamitier legitimirt hat, 
wird e£ v&nr Districtsgefricbte , ' in* dessen 
Sprengel sich das von - ihm gesuchte Amt 
befindet, geprüft, worapf dieses Tribunal 
seinen mpytivirten Bericht , nebst dem Gut- 
achten des königlichen Frocurators an den 
JustitormiiSister einsendet (Art. 16). 3) £>er 
nun ernannte Notar wird vor seinem, wirk- 
lichen Amtsrantritt in der öffentlichen Si- 
Uung des Distriotegerichts beeidigt und 
mu& 4) hfcim Beginnen! seiner Amtsführung 
tbeils bei dem Sekretariat eines Jeden Bi-' * 
strictsgerichts des Departemente, 7fh$iU bei 
dem Sekretariat der Munictpalität rd$$ ibxnc 
in seiowc B«3tallp<ig bestimm tea WohoOjrte* 

4 

X 
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zug (Paraphe), wenn er einen solchen hat, 
abgeben, welche er dann auch nachher 
nicht mehr verändern darf (Art. 19). 5) Je- 
der Notar ist verpflichtet im ersten Mgnate 
seines Amtsantritts Caution zu leisten, wel- 
che entweder ganz in Geld , oder halb in 
•Geld und halb in Grundstücken bestehen 
kann. Der Zweck dieser Caution ist die 
Sicherung £es Staats uad des Publicums im 
Fall der Notar zu Geldbufsen oder Scha* 
densersatz verurtheilt werden sollte. Die 
. Gröfse der Caution richtet sich theils nach 
der Bevölkerung des Wohnsitzes eines je- 
den Notars* theils nach dem Unterschied 
zwischen Districts^ und Cantons -Notarien , 
und erstreckt sich von 600 bis 4000 Fran- 
ken (Art, 24).- Die in Geld geleisteten Kau- 
tionen werden an die Amortisationscasse 
abgeliefert, welche sie mit 4 Proqent ver- 
zinkst und nicht eher zurückgibt, $ls bis 
der. Notar beim Secretariat des Districtsge- 
gerichtÄ die Absicht , sein Amt niederzule- 
gen, erklärt hat , diese Erklärung zwei Mo-. 
Bäte laiig im Sessionszimmer des Tribunals 
angeschlagen geblieben, ist und entweder 
keine Einsprüche geschehen oder die erfolg- 
ten Einsprüche entfernt worden sind (Art. 
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&2). Sollte die Caution durch Verurtei- 
lungen des Notars ganz oder zum Theil ei> 
schöpft seya, so ist der Notar voo Rechts- 
wegen bis zu dereo Ergänzung als suspen* 
dirt zu betrachten (27). 6) Pas Amt eines 
Notars ist mit mehreren andern Staatsära- 
tern unverträglich; insbesondere mit den| 
Amte der Richter, der königlichen Procu- 
ratoren , Hypotheken - Aufseher t Anwälte , 
Justitzbedienten; Friedensrichter , Gerichts- 
äecretafien , Steuerbeämten und Policeiconi- 
inissarien. Wenn daher -ein Notar zugleich 
ein solches Amt bekleidet, so mufs er bin- 
nen *wei Monaten ausdrücklich erklären* 
welche Stelle er behalten will; nach Ablauf 
dieser Frist wird angenommen, dafs er das 
Amt eines Notars aufgegeben habe (Art- 

8. 9.) 1 ; J 1 

II) Die Zahl der Notarien richtet sieb 

jnach der Bevölkerung der Gemeinden , wor- 
in sie ihren Wohnste haben. In Gemein- 
den, welche unter 6000 Einwohner haben, 
sollen nicht mehr als zwei Notarien für dea 
Bezirk eines Friedensgerichts seyn (ib> Sie 
sind in zwei Clasaen abgetheilt: Dietrteis- 
und Caritons- Notariell. Jene habe» ihre» 
Wohnsitz in d^n Städten, worin sieb ei* 
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Tribunal erster Instanz befindet, und kön- 
nen im ganzen Umfang des Districts ihr 
Amt ausüben. Die Caatons- Notarien woh- 
nen in andern Gemeinden und üben ihr 
Amt nur in dem Canton desjenigen Frie- 
densgerichts aus, worin ihr Wohnort gele- 
gen ist. Beide Classen von Notarien sind 
in ihren Amtsverrichtungen dergestalt auf 
ihren Bezirk beschränkt , dafs sie aufserhalb 
desselben, bei Strafe und ' Schadensersatz, 
keine Urkunden aufnehmen dürfen. Doch 
ist es ihnen gestattet, zum Besten fremder 
Partieen, die sich zu ihnen verfügen, ihr 
Amt auszuüben (Art. 6. 7). 

III) Die Beendigung des Amts eines 
Notars erfolgt durch Suspension , oder durch 
Absetzung^ oder dadurch dafs die Stelle 
desselben für erledigt angesehen und von 
Ueuem besetzt wird. Die Ursachen, aus 
denen das eine oder das andere erfolgt, 
sind im Gesetz bestimmt (d). 

• 

0) Ueber den Grundsatt, dafs die Ausübung der strei* 
tigen und der freiwilligen Gericht« barlcit verschie- 
denen Behörden anvertraut werden müsse a. J. 2. 

6) Notariats' Ordnung vom 17. Febr. 1809. Bull« VTII. 
deren Artikel sind in den $. $. allegirt. Le nouveau 
parfait Notaire, ou Ja tcience des Notairei de M. 
t» Fuääieiu mite wu Harmonie avec le Code civü 
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etc. par A. J. Mass*, a Vol. 4. aParis. Element <fc 
Ja soMAM notariale etc. par J. B. I4ORET. a Pari«. 
Traite e'lementaire du notariat par E. H. GaAnier 
des GpLF.NES. ä Paris. Seconde edition. 1808. E. Titt« 
mann Handbuch filt westphälische Notarien nach 
Garnier des Chenes verfafst .und mit den nöthigen 
Formularen versehn. I Th. Göttingen 1Ö1O. (Four- 

" mont) Instruction über das Notariatwesen. Cassel 1809* 
j)as Notariat in Frankreich; in Lassaulx Annahn 
der Gesetzgebung Napoleon*. B. IL u HIV J. L. G- 
Huebnch das Amt der Notarien im Königreich ffest- 
-phalen.^ Hannover 1810. Archiv für das Notariat von 
P. N. The*er. Ir B<k Mainz i8;0. Bs kann zwar 
hier keine vollständige Abhandlung utfer das Nota- 
riat Platz finden. Allein ein etwas ausführlicherer 
Abrifs der Organ|sation dieses wichtigen Instituts und 
seines Wirkungskreises darf doch, nach der Bestim- 
mung dieser Schrift, nicht fehlen. 

<r) So.de&nirt »ie./elbst. di* Notariats -Ordnung Art. 1. 
Doch sind die Notarien nur per eminentiam die Be- 
amten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; denn theils 
sind den Friedensrichtern einige dieser Handlungen 
ausnahmsweise übertragen (j. 14. )» . tUeiU ' gehört. _ 
auch die Hypothekeubewajirung mit zur freiwilligen^ 
Gerichtsbarkeit. ^Im Grofsherzogthum Baden werden 
die Notarien Staatssihreiber genannt* Staatsschreib*.' 
reiorrinung vom 20. Mai 1869* • 

d) Notariats- Ordnung Art. 4. £7. 9. ^7. 69. 8a. 85. 

v- §♦ 39* ' ' ' 

BV To» <le« ZI^Mrta^mmeris. 

Die grofse Wichtigkeit des Amts itet 
Notarien macht es nothwendig f dafs nicht 
nur das ganze Institut vorsichtig orgaoisirt 
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werde,'- sondern dafs es auch einer stets 
regen Aufsicht uqterworfeft sey. Diese Auf- 
sicht gebürt ,theils > den königlichen Procp- 
ratoren (§. 5.), theils sind zu dem Ende eig- 
ne Notariatekammern angeordnet. I). Die 
Einrichtung dieser Kanunern ist folgende« 
In jedem Sitz eines Dietrict6gerichts befin- 
det «ich eine Notariatskämmer. Diese be- 

1 

steht in der Regel aus 8 Notarien, welche 
. in der allgemeinen Versammlung der sämt- 
lichen Notarien des Districts durch gehei- * 
me Stimmens'aramlung gewählt werden und 
wovon jährlich swei, die das LoöS bestimmt, 
austreten (Art. 32. 33V Die Glieder wählen 

* 

sämtliche • Beamten der Kammer. Dazu ge- 
hört zunächst der Präsident, welcher die 
Kammer nach seinem Ermessen, oder auf 
ein motivirtes Gesuch zweier Glieder, *u- 
\ sammeu beruft, eine entscheidende Stimme 
hat und die Police* der Kammer handhabt. 
Der Syndicu* versieht die Verrichtungen 
des mioistere public. » Er ist insbesondere 
der öffentliche Ankläger wider angeschul- 
digte Notarien , mufs mit seinen Anträgen 
gehört werden, sorgt für Ausführung der 
^Beschlüsse und vertritt die Kammer. Der 
Referent hat die Vorträge, an die Kammer, 
* * . • » . . 

\ 1 ' ; ' • 

■ ■ 

v 



wenn fein Notar angeschuldigt ist. Der 8e* 
ctetar führt das Protocoll, hat die Archive 
unter seiner Aufsicht und besorgt die Aus* 
fertigungen. Dieser kann zugleich das Amtr 
des Cassirers führen (a). II) Die Bestimm 
mung der Notariatskammer besteht im all- 
gemeinen in einer steten Wachsamkeit über 
die innere Disciplin der Notarien des Di-> 
stricts (Art. 29). Cäutionsleistung und Stra- 
fen schienen nicht hinlänglich das Public 
cum zu sichern; es bedurfte noch eines? 
strengeren Gerichts/ welches Verletzungen 
der Redlichkeit und selbst der Schicklich- 
keit verfolgt, die kein Strafgesetz erreichen 
und kein Tribunal bestrafen kamv Die 
Zweckmäfsigkeit dieser Einrichtung und diel 
wohlthätigen Folgen derselben für die ♦Si- 
cherheit der Partieen und für die Würde 
des Notariats sind in Prankreich durch ei« 
jae lange Erfahrung bewährt worden. Im 
Einzelnen haben die Notariatskammern fol- 
gende Attribute: 1) sie tragen beim compe* 
tenten Tribunal auf Bestrafung der Amts* 
vergehen der Notarien an und verhängen 
selbst Disciplinarstrafen, insbesondere Miß- 
billigung, Verweis , Entziehung des Stimpi- 
rechts in der allgemeinen Versammlung jler 

■ . 
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Notarien und Untersagung des Eintritts in 1 
die Zusammenkünfte der Kammer. Derglei- 
chen Beschlüsse der Kammer sind keiuer 
Berufung unterworfen >• sondern jede Kam- 
mer ist iß Ansehung der Censuren unab- 
hängig (Art. 41). Auch dehnt sich diese 
Disciplinar Gerichtsbarkeit über die Gehül- 
fen der Notarien (Clercs) aus. 2) Die Kam- 
mern sind verpflichtet den Streitigkeiten 
uuter den Notarien selbst und mit' dritten 
Personen, wozu ihre Amtsführung Gelegen« 
heit geben mögte , vorzubeugen oder sie güt- 
lich beizulegen > und wenn dieses nicht ge-, 
lmgen sollte, Gutachten darüber. zu erthei* 
len. Sie geben ferner 3) ihr Gutachten übet* 
die wegen des Honorars und der Reiseko- 
sten der Notarien entstehenden Schwierig* 
keiten und Processe. 4) Denen , welche sicli 
um das Amt eines Notars bewerben, stel- 
len sie die gesetzmäfsig erforderlichen* Zeug- 
nisse über ihre Moralität und Aufführung 
aus. Die Kammern müssen endlich. 5) samt» 
liehe Notarien des Dist riete in Hinsicht auf 
ihre gemeinschaftlichen Angelegenheiten und 
Rechte vertreten (b). 

o) Art. 35. Zuflüsse der gcraeinichaftlicfcen Caaae einer 
jeden Notariattkamroer sind: 1) Die Einlagen der 
neu ernannten Notarien ( 5e öder 25 Franken ) ; &) 

* 
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, , dl« Bd&e rw * Fr., wiche* jeder Nour erkgen 
muff, der ohne gültige Eiuscjiuldigung die all gemei- 
nen Versammlungen versäumt; 3) die von -der Gene« 
ral Versammlung in der gesetzlichen , Form bestimm« 
tcn und auf die Notarien vertheüten Summen Art. 
So- 54 ; 

fc) U eher ihre innere Einrichtung und das Verfahren 
soll jede Kammer ein Reglement entwerfen und dem 
Justüsminister cur Prüfung und Genehmigung ein- 
_ j; senden. . * 

5 IT) Amtt Verrichtungen der Notarien. 

A) Aufnahme und Abfassung der Urkunden* 

Die Notarien sind zur Abja&ßung^ Au** 
fertigung und Aufbewahrung der Urkun- 
den über alle nicht besonders ausgenommen 
Den (§. 38* n. b) Rechtsgeschäfte bestimmt (a). 
Manche dieser freiwilligen Rechtshandlun- 
gen erfordern eine Notariatsurkunde als 
Bedingung ihrer Gültigkeit > bei andern ist 
solche nur nothig, um ihnen ein gewisses 
und glaubwürdiges Datum zu geben, bei 
andern endlich ist diese Form nur rathsam. 
Bei Aufnahme und Abfassung der Notariafes- 
Urkunden sind gewisse allgemeine Erfor- 
dernisse zu beobachten, welche theils die 
Form > theils deb Inhalt derselben betreffen; 
A) Zur Form gehört i) der Gebrauch des 
gehörigen Stempelpapiers , wofür die Nota- 

» - i 
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rieo verantwortlich sind (b)y 2> die Gegen- 
wart zweier fähigen Zeugen oder eines zu ei- 
ten Notars. Die Zeugen müssen männli- 
chen Geschlechts und volljährig seyn , sich 
im Genufs der CivUrechte befinden, ihren 4 
Namen unterzeichnen könuen, in dem Be- 
zirke des Tribunals erster Instanz, worin 
die Urkunde aufgenommen wird , ihren 
Wohnsitz haben (Art. 58) und dürfen we- 
der mit dem Notar noch mit deri Contra- 
henten ifl auf- und absteigender Linie oder 
im vierten Grad der gleichen Seitenlinie 
verwandt seyn (61). Auch dürfen die bei- 
den Notarien, nicht in einer solchen Ver- 
wandtschaffr stehu (60). Bei manchen Ge- 
Schäften sind mehrere Zeugen nckhig (C. 
Nap. Art. ,976)- 3) Eine leserliche Hand- 
schrift, ohne Abkürzungen, ohne leer ge- 
lassene Stellen, Lücken (Art. 64), Rasuren 
und CorrecWen (69). Zusätze und Abän- 
derungen sind zwar statthaft, müssen aber 
auf den Rand oder an das Ende des Instru- 
ments geschrieben und gleich derHauptur- 
kunde unterzeichnet werden (68). Alle Sum- 
men und Zeitbestimmungen sind mit Buch- 
staben zu schreiben. Die Urkunden müs* 
sen 41 den Partieen in Gegeriwart der Zeu- 

I 
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gen vorgelesen und 5) von den Parfieen, 
von den Zeugeu und dann v r oni Notar im- 
tei>chrieben werden. Kann eine Partie nicht 
unterschreiben v so ist solche*, nebst Arma- 
be der Ursache, ausdrücklich zu bemerken 

(65 — 67). 

B ) Auch auf den Inhalt der Urkunden 
bezieben sich gewisse allgemeine Erforder- 
nisse. Dazu gehört 1) dafs der Gegenstand 
der Urkunde nicht von dem Wirkung kreis 
dei? Notarien ausgenommen und an eine 
andere Behörde verwiesen sey (§. 38. n. 6); 
2) Dafs diB Urkunde kein Rechtsgeschäft 
betreffe, wobei entweder der Notar selbst 
ab Partie, oder wegen einer zu seinem Vor- • 
theil gemachten Verfügung , interessirt ist, 
oder wobei seine oder seiner Gattin Ver- 
wandten oder Verschwägerten in auf- und 
absteigender Linie oder in de£ Seitenlinie 
bis zum Grade von Geschwisterkinder, ein 
solches Interesse haben (55. 56.). 3) Das 
Rechtsgeschäft darf k^ine gesetzlich verbo- 
tenen Verabredungen enthalten (z. B. Code 

Nap. Art. 223. 1133. 1388- 1339- '538. 
2063). .4) Es müssen in der Urkunde alle 
dabei vorkommenden Personen, inshesonde- 
re die Partieen , die Zeugen und der Notar 
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selbst genau , durch Angabe der Namen und 
Vornamen, des Standes oder Gewerbes und 
des Wohnortes, bezeichnet werden (63). 5) 
Kommen Geldsummen in der Urkunde vor, 
so sind solche nach dem constitutiiouellen ' 
JMünz-System ary&ugeben, doch kann zu- 
gleich der alte Münzfufs eingeklammert be- • ' 
merkt werden 70); 6) stets; ist die Geineiii- , 
de, dc^s Hanfs, das Jahr, der Monat und*. 
Tag, wo die Urkunde aufgenommen wur* 
£e, zu bemerken (63); auch mufs 7) die 
geschehene Vorlesung der Urkunde ange- 
führt werden. 

Der Mangel der unter A. 2. 5. und B... 
1. 2. 3. 5. bemerkten Erfordernisse hat Nich* 
tigkeit der Urkunde zur Folge (Art* iop); 
aufserdem tritt diese auch ein , wenn der 
Notar nicht beeidigt, oder abgesetzt ist, 
oder aufserhalb seines Bezirks die Urkunde 
, aufnahm (5/7. 9.) (e). Wegen Vernachläs- 
sigung der unter A. n. 3. 4. und B> 4, 5. 6* 
7. angeführten Regeln erfolgt hingegen nur 
die Verurtheilung des Notars in sine Geld* 
büße (A. 63. 64 . Die Nichtigkeit einer Ur- 
kunde tritt jedoch nicht von Rechtswegen, 
ein, sondern es bedarf dazu eines auf An* 
trag der Jntere^ffaten oder des königlichem - 

r / 
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Procurators gefällten Unheils (d). Auch 
gilt eine als Notariats-Iustrument ungültige 
Urkunde noch als Privaturkunde, falls sie 
nur von den Partieen unterschrieben ist 
und eine Handlung betrifft, welche zu ih- 
rer Gültigkeit blos der Einwilligung der In- 
teressenten (und keiner Notäriatsurkunde) 
bedarf (C. Nap A. 1318). 

Sind hingegen bei Abfassung einer No- 
tariatsurkunde alle Erfordernisse gewahrt, 
so hat sie volle Beweiskraft unter den Par- 
tieen , l deren Erben und Nachfolgern und 
ein gewisses, glaubwürdiges Datum (C, Nap. 
A. 13 19. 1328); Sie bedarf keiner Anerken- 
nung und keiner Eintragung. Nur durch 
einen förmlichen Beweis der Falschheit kann 
sie angefochten werden (76). Soll indessen 
eine Urkunde aufserhalb des Departements, 
worin der Notar wohnt, gebraucht werden , 
so mufs sie zuvor legalisirt werden d. b. 
der Präsident 4 e & Districtsgerichts beschei- 
nigt unter derselben, dafs der Verfasser der 
Urkunde wirklich als Notar' angestellt und 
dafs die Unterschrift die Seinige sey, dafs 
mithin derselben Glauben beigelegt werden 
müsse: 

ä) £3 können, and zum Theil müssen den Notarien 
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auch andere Geschifte übertragen werden. Z. B. die 
Vertretung eines Vermißten bei Inventarisationen, 
Theilungen, Liquidationen etc. C Nap. Art. n5; 
die Bewirkung einer Erb^ertheilung C. Nap. Art» 
827 u. s. w 

Königl. Beeret vom 7. Jun* 181O, enthaltend die 
Verordnung und den Taiif Uber die Erhebung der 
Stempelsteuer Art. 33. 3g. Bull. XXV- 
<?) Theybr, Archiv für das Notariat. B. I. Heft 3. S. 
371 f. 

\ d) Tittmann Handbuch für ivestphäl. Notarien, $. i6o» 

V * * ... * 

» 

B) Aufbewahrung der Urkunden. 

* 

Eine der wichtigsten Pflichten der No- 
tarien besteht in sorgfältiger Aufbewahrung 
der Original- Coricepte iles minutes) alier 
von ihnen aufgenommenen Urkunden und 
der dazu gehörigen Beilagen (a). In der 
Regel müssen daher alle Urkunden in eig- 
.ne Register geschrieben werden , welche 
gestempelt seyn, und vom Präsidenten des 
Districtsgerichts auf der ersten und letzten 
Seite' mit der Seitenzahl, und' auf jedem 
Blatte mit seinem Namens^uge versehen 
werden müssen. Nur unter dieser Voraus- 
setzung haben die Urkunden Originalität 
und Gültigkeit. Von dieser Regel sind je- 
doch gewisse, durch das Gesetz (73>-genau 
bestimmte, meist minderwichtige, oder ein- 
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seitige Verpflichtungen betreffende Urkun- 
den ausgenommen, welche auf einzelne Bo- 
gen oder Blätter (en hievet) ausgefertigt 
lind den Partieen in Original eingehändigt 
werden können. Doch müfs b.ei Aufnahme 
einer solchen Urkunde dieser Art der Aus- 
fertigung erwähnt und die Partie, welcher 
solche überliefert worden , bemerkt werden. 
Jene Register darf der Notar nicht anders 
aus seiner Verwahrung weggeben , als in 
den durch das Gesetz ausdrücklich bestimm- 
ten Fällen und zufolge eines Urtheils. Dann 
mufs er jedoch eine ~vom Präsidenten des 
Districtsgerichts beglaubigte Abschrift zu- 
rückbehalten, welche imrnittelst die Stelle 
des Originals vertritt (6). Aufser dem Regi- 
ster mufs jeder Notar noch zwei Reperto* 
rieti) ein alphabetisches und ein chronolo- 
gisches, führen , und darin Tag vör Tag alle 

) von ihm aufgenommenen Urkunden, io 
Rücksicht, ihrer Natur, ihres wesentlichen 
Inhalts, der Partieen ; des Datums und der 
Seitenzahl des Registers, kürzlich bemer- 

% ken. Das alphabetische Repertorium dient 
zum eignen Gebrauch des Notars , um das 
Aufsuchen der Urkunden zu erleichtern: 
das chronologische , welches cotirt und pa- 
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raphirt seyn mufs, wind am Schhifse des 
Jahres an das Districtsgericht abgeliefert 

C85 -87). - ^ . 

Nach dem T^ode oder der Absetzung 

eines Notars' wird sein Register nebst den 
Rt^perton'en versiegelt und der Präsident 
des Tribunals bestimmt nun, bei wem es 
aufbewahrt, oder welchem Notar es anver- 
traut werden soll. Der frei willig abtretende 
Notar händigt es selbst seinem Nachfolger 
ein. Immer mufs sich aber der Nachfolger , 
erst mit dem abtretenden Notar oder des- 
sen Erben über die rückständigen Gebüren 
vergleichen (94 — 99). 

a) Die Notariea verwahren, als öffentliche Deposita- 
riel»» auch andere ihnen, anvertraute einzelne Urkun- " 
den z B. mystische Testamente und Privaturkunden* 
Bürgerliche Procefsoränung Art. i54 f. 

1 

C) Von den Ausfertigungen, 

x I) Nur derjenige Notar ist befugt Airs- 
, fertigungen einer Urkunde zu ertheilen, 
welcher sich im Besitz des Original Cpn- 
cepts — dies mag von ihm selbst oder von 
seinem Vorgänger aufgenommen seyn — 
befindet (7g:. Dies gilt daher nicht blos 
von denjenigen Urkunden y deren Original 
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in seinem Register steht , sondern auch voa 
solchen, die bei ihm hinterlegt worden sind, 
um als Original- Concept zu dienen 
Sind solches jedoch nur Privaturkunden, 
so besteht die Ausfertigung auch Mos in ei- 
ner beglaubigten Abschrift, II) Nur den- 
jenigen Personen darf der Notar "Ausferti- 
gungen, oder auch nur Keuntnifs vom In- 
hält- einer Urkunde geben, welche' direct 
dabei interessirt sind d. h. welche in der 
Urkunde benannt oder bezeichnet sind, weil* 
sie entweder persönlich contrahirt haben 
oder darin eine Verfügung zu ihrem Vor- 
theil enthalten ist, oder deren Erben und 
Nachfolgern. Andern Personen darf nur 
auf eine Ordonnanz des Präsidenten des 
Districtsgerichts eine Ausfertigung ertheilt 
werden. Durch Uebertretung dieser Regel 
wacht sich der Notar strafbar und zum 
Schadensersatz verbindlich. Versagt hinge- 
gen der Notar wirklichen Interessenten die 
Herausgabe der ihm anvertrauten Urkun- 
de, so fyat ein Erkenntnifs auf Personalar- 
rest gegen ihn statt (C. Nap. A. 2060 n. 7). 
III) Die Form der Ausfertigungen ist ver- 
schieden.» Es gehören dazu A) die cxecuto- 
rischen Ausfertigungen (grosses) d. h. wel- 
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che, gleich den Gesetzen und Urtheilen, 
im Namen des Königs abgefafst sind, der 
die Vollziehung derSelhen befiehjj: (79), Die- 
se kann man, ohne alle Mitwirkung eines 
Gerichts,, gleich rechtskräftigen Urtheilen, 
durch die Justitzbedieuten vollstrecken las- 
sen. Um jedoch möglichen Mifsbräuchea 
vorzubeugen , kann der Präsident des TrU 
bunals auf den an ihn geschehenen Vortrag 
die Execution aussetzen. Der Notar darf 
aber jeder Partie nur eine executorische 
Ausfertigung geben* wenn nicht ein Befehl 
des Tribunals - Präsident^* ihn ermächtigt 
deren mehrere zu ertheilen , und er mufs 
stets auf dem Rande des Registers bemer- 
ken, wem er solche gegeben hat. Bj Die 
blojsen Ausfertigungen ( expeditions , au«» 
thentische Ausfertigungen) sind bucbstäbli* 
che Abschriften einer Original -Urkunde mit 
der Beglaubigung ihrer Uebereinstimmung. 
Derer können so viele ertheilt werden, als 
die Partieen verlangen* Beiden Arten von 
Ausfertigungen müssen, wenn es verlangt 
wird, Abschriften oder Auszüge der Beila- 
gen beigefügt werden. Stimmt die Ausfer- 
tigung mit der Original -Urkunde nicht über- 
ein , so verdient letztere allein Glauben (79). 

„ ' Digitized 



C) Die Auszüge aiis Notariatsurkunden ha- 
fyen v /war volle Glaubwürdigkeit; daui ge- 
hört aber, Jals darin die Beschaffenheit und 
aas Datum der Urkunde, woraus der Aus- 
zug gemacht ist, der Namen des Notars, 
welcher solche aufgenommen hat, so wie 
die Namen udd Eigenschaften der Partieen 
bemerkt und zugleich angefyhrt wird, dafs 
der Notar, welcher den Auszug ertheilt, 
rechtmäßiger Besitzer des Originals sey 79). 
Alle Ausfertigungen und .Auszüge miir&sea 
ttiit d«m besondern Pettschctjt besiegelt seyn> 
welches der Notar führen mufs und welches 
seinen Namen, seine Eigenschaft und sei- 1 
Den Wohnsitz ausdrückt. 

Den Natarien gebürt für alle ihre Amts- , 

Verrichtungen eine gewisse Belohnung, wo- 

- 

für das Gesetz eine bestimmte Taxe fest- 
setzt by Auf der andern Seite sind sie aber 
den Partieen zum Schadensersatz verbun- 
den, in so fern die Ungültigkeit einer Ur- 
künde oder der Verlust ihrer Eigenschaft 
als öffentliche Urkunde aus Vernachlässig 
gung der ihnen gegebenen gesetzlichen Vor- 
schriften entspringt. Liegt die Ursache der 
Nichtigkeit in andern Gründen , insbeson- 
dere im Inhalt 4es Rechtsgeschäfts, worüber 

♦ » . - 
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die Urkunde errichtet wurde, so ist der 
Notar dafür nicht verantwortlich (c). 

a) Z. JB. Originale die en, brevet« ausgefertigt wurden« 
< /% Die förmliche Abschrift .einer niedergelegten Haupt- 
ausfertigung hei^t in Frankreich Jmpiiation (er- 
neuerte Ilauptausferciguhg). Bürgerliche Procefsord- 
nung Art. 776. ; , ■ X • ■ 1 . 

fc) Königl. Beeret vom 14. MaZ 181Q, wodurch eine 
Taxe für die Notariats » Urkunden festgesetzt wird. 
Bull. XX.- ' 

e) Lassaülx in den AmxaUrt Aer Gesetzgebung Nayo- 
leons B. III. H. 2. S- 169 bemerkt, dafs die Notariel* 
nur für Betrug und grobe Fehler in der Form zu 
haften Verbunden seyen. 
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, Zweites Hauptstück... 

•' * t - • 

j^o» der Hypothehenbewahrung. 

\ • 

— .— , ~- 

, , . -» E £ n J e i t u n g. 

Ein gut eingerichtetes HypotheJcentvesen , 
welches auf der einen Seite für die möglich* 
ste Sicherheit der Glautiger und dritten 
Erwerber, auf der andern Seite aber für die 
möglichste Schonung der Schuldner sorgt, 
mithin zwei sich so sehr widersprechende 
Interessen wahrt und durch dereta Vereini- 
gung den activön und passiven Credit be- 
fördert, gehört zu den wichtigsten und 
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schwierigsten Aufgaben der Gesetzgebung. 
Der Code Napoleon hat dieses Problem 
glücklicher gelöfst} als alle früheren Oese-, 
tze. I) Die Grundlagen des französischen 
Hypothekeusystems sind flie Priucipieu der 
Publicität und der Specialitat. . , 

A; Grundsatz der Publicität. Damit 
sich sowohl der Darleiher, als auch der 
dritte EcvvejBer feines Grupdstücks von den 
darauf haftenden Hypotheken unterrichten 
könne, müssen solche sämtlich in die dazu 
Destimmten öffentlichen Bücher eingetragen, 
werden und geben,* ohne diese Vprausse- 
tzuug, weder ein Vorzugsrecht vor andern 
Gläubigern, noch Rechte gegen der* dritten 
Besitzer des Grundstücks, sind folglich von 
aller Wirkung entblpfst* Zwar war auch 
in den meisten deutschen Ländern eine^sol- 
che Eintragung vorgeschrieben; allein theils 
diente solche doch gewöhnlich nur zur Be- 
grüudung eines Vorzugsrechts, war aber 
nicht als Bedingung der Gültigkeit der Hy* 
potheken riöthig, theils findet sich nirgends 
eine so vollständige und mit so vieler Um- 
sicht abgefafste Gesetzgebung über diese 
Inscription, als im Code Napoleon. B) Die 
andere Hauptgrundlage des Hypothekensy- 

- 
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stems -besteht in dem Princip der Speqiali- 
tat. Durch Bestellung allgeineiner Hypo- 
theken auf das ganze gegenwärtige und zu- 
künftige Vermögen und ftir unbestimmte 
Summen wird der Schuldner de*> Mittels be- 
raubt, sich Credit zu verschaffen Der C. 
N gestattet daher der Regel nach die Hy- 
potheken nur auf gegenwärtige Güter, nur 
auf bestimmte Grundstücke und für be- 
stimmte Summen zu bestellen (Art. 2129* 
2132). / 

Wenn man jedoch diese beiden Grund- 
principien mit strenger Consequenz durch- 
geführt hätte, so würden daraus manche 
Nachtheile und Beeinträchtigungen der be» 
zweckten Sicherheit der Glaubiger entstan- 
den seyn. Man setzte daher 11) folgende 
Modificaiiotien derselben fest; A) Von der 
Nothwendigkeit der Inscription wurden ver- 
schiedene Arten des gesetzlichen Pfandrechts 
befreit, nemlich 1) theils diejenigen Privile- 
gien , welche das Gesetz gewissen geringfu* 
gigen Förderungen auf alle Mobilien des 
Schuldners gibt z. B. Leichenkosten, Lied- 
lohn u. s. w ; diese wurden unbedingt von 
der Eintragung ausgenommen; 2) theils die 
Hypotheken tichutzbedurjtiger , insbesonde- 

1 

* 
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re der Minderjährigen , Udmündiggespro- 
chenep und Ehefrauen! da solche sehr he- - 
günstigt siud und doch, wenn man ihre 
Gültigkeit von der Inscription abhängig ma- 
chen wollte, sehr gefährdet seyn würden 
(Art. 2133). Damit jedoch diese Hypothe- 
ken die zur Sicherheit Anderer erforderli- 
che Offenkundigkeit erhielten und^also das 
Interesse der Schutzbedürftigen mit dem 
Vortheil dritter Erwerber und anderer Glau- 
biger in Harmonie gesetzt würde, legt das 
Gesetz dem Vormund und Nebenvormund 
so wie dem Ehemann und falls es diese 
versäumen sollten , dem königlichen Procu- 
rator die Pflicht auf, solche eintragen zu' 
lassen und bedrohet jene Personen mit meh- 
reren rechtlichen Nachtheilen , ohne jedoch 
die Wirksamkeit der Hypotheken von der 
. wirklichen Einschreibung abhängig zu ma- , 
chea (2136 — 2138). Auf diese Art ist zwar 
das Princip der Publicität beschränkt wor- 
den, es wird aber doch mittelbar zur An- 
wendung gebracht. B) Auch der Grundsatz 

* 

der Specialitat bedurfte mehrerer Mödifica- 
tionen. Man beschränkte ihn daher 1) auf 
die Conventionalhypotheken , während die 
gesetzlichen und gerichtliehen Hypotheken 
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sich ihrer Na^r nach auf keine bestimm- 
ten Grundstücke beziehen »können , sondern 
sich auf das ganze gegenwärtige und künf- 
tige Immobiliarvermögen des Schuldners 
ausdehnen , n:iithin allgemein sind (£. 2122. 
2*23). Weil aber diese Ausdehnung für 
den Schuldner sehr drückend ist, indem ihm 
dadurch die Gelegenheit entgeht,, sich wei- 
teren Credit zu verschaffen , so gestauet 
das Gesetz dem Vormund, n>it Einwilligung 
des Familienraths und dem Ehemann, wenn 
solches die Ehepacten bestimmen, die all- 
gemeine, auf ihrem Ve/mögen haftende Hy- 
pothek nur auf gewisse Güter eintragen zu 
lassen (A. 2141. 2142), oder wenn sie schon 
allgemein eingetragen ist, auf deren Min- 
derung zu klagen 2143 — 2*45)* Dies letz- 
tere Recht gebürt auch allen andern Schuld- 
nern , in so weit die H\ pothek auf solche 
Grundstücke eingetragen ist, welche den 
Betrag der Forderung um \ übersteigen 
(2161 — 2163). 2) Die Conventinalhypothe- 
ken gestattete mau ausnahmsweise auch auf 
Tcünjtige Guter zu bestellen, im Fall ent* 
weder die gegenwärtigen Güter eines Schuld- 
ners nicht hinreichen , odeV in so fern die 
künftigen Güter zur Ergänzung einer durch 



I 



»44 • 

— 

Beschädigung Verminderten fffypothek die- 
nen sollen (2130. 2131). Damit endlich die^ 
IJypothekenbücher nicht allzusehr anwach- 
sen möchten , wodurch das Aufsuchen er- 
schwert oder unmöglich gemacht würde, 
verordnet das Gesetz , d^fs , um das Pfand- 
recht bei Kräften zu erhalten, diß Eintra- 
gung alle 10 Jahre erneuert werde* müsse 
(A. 2154). 

In allen diesen Hinsichten tind weil 

- 

sich zugleich die Rangordnung der, der In- 
scription unterworfenen Hypotheken nach 
der Zeitfolge der Eintragung richtet (A. 2135. 
£147), ist die Hypothekenbewahvung ein 
Geschäft von der gröfsten Wichtigkeit, für 
welches man daher eine eigne Behörde an- 
geordnet hat (a). Es ist nemlioh dazu bei 
jedem Districtsgencht eip Hypotheken Se* 
cretar ( grejßer • conservateur des hypothe* 
queS) Hypotheken- Aufseher) angestellt. Die- 
ser hat in Städten über icooo Einwohner 
einen Secretar • Gehülfen (commis), welcher 
besonders mit dem Hypothekenwesen der 
Stadt beauftragt ist (b).> Sie verwalten ihr 
Amt unter der Aufsicht des Districtsgerichts, 
insbesondere des Präsidenten und des kö- 
niglichen Procurators , welche zu untersu- 
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eben berechtigt und verpflichtet sind , ob 
sie ihre Pflichten treulich erFüllen. Ihre 
Amtsverrichtungen beziehen sich auf Hal- 
tung der nöthigen .Bücher , Bewirkung und 
Löschung der Inscriptionen (c) und Erthei- 
kmg der vor* den Interessenten verlangte^ 
Nachrichten aus den Büchern. 

ä) Cäde Napole'on Art. fii34~ 2x65 u. Art. 2196 — 22 0 3. 
KönigL Decret vom 22. Sept. 1Q08, die neue Einrich- 
tung des Ilypothekenweseris betreffend. Bull. LVII» 
Circularschreiben des Justitzministers an die HypO- 
~ theken Aufseher. In der Sammlung aller Instruction 
nen B. II. H. Ä. S. 114 £ CoMMAittE houveau traite 
ty>$ privileges et des hypotheques. k Paris 1806. n. — • 
G. P. Becker über das Amt der Hypotheken- Auf se* 
her im Königreiche Westphalen. Gotting. 1809. 

r i 

&) Der Gehalt des Hypotheken- Secretärs soll dem ei- 
tles Tribunalrichters erster Classe* und der Gehalt 
des Secretär- Gehülfen dem eines Tribunalrichters 
zweiter Classe gleich seyn. Decret vom 22. Sept. 1808. 
Art. i& Dies bezieht sich jedoch sticht auf die 
• durchs Decret Vom flg. Nov. 1809 bestimmten Ge- 
haltserhöhungen y sondern auf die durch das Decret 
Tom 87. Jan. 1808 festgesetzten Besoldungen der 
Richter. Zugleich sind aber den Hypotheken -Secre« 
tariert Bureaukosten verwilligt. 
9) Auch ist ihnen die Transscription der Urkunden, 
wodurch das Eigenthum von Grundstücken auf Ari- 
dere Ubertragen wird» zur Pflicht gemacht, damit 
solchergestalt die* Eigerithumsiibertragungen Publicity 
erhalten unf auch von dieser Seite .die 
des Verkehr» befördert wird. 

K 
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1) Von den Büchern, welche der Hypotheken -Auf- 
seher zu führen haft„ } ■. 

Der Hypotheken Secretär ist vor allea 
Dingen verpflichtet folgende Bücher zu hal- . 
teo: I) das Journal Hierin werden au. je- - 
dem Tage die zum Eintragen überreichtet* 
Schritten, unter fortlaufenden Nummern, 
kurz und vorläufig bemerkt (C. N. A. 2200), 
.indem nicht immer all£s, was ab einem Ta- 
ge einkommt , auch sogleich eingetragen 
werden kann. II) Die Hauptbücher. Da- 
zu gehören A) für die Privilegien ürttt Hy- 
potheken 1) das Inscriptions - Register (Ein* 
schreibungs Register) d. h. in welches die 
auf Grundstücke sich beziehenden Privile- 
* gien und die Hypotheken eingetragen wer- 
den. Diese Einschreibung gibt" ihnen ein 
Vorzugsrecht vor andern Forderungen , Wir- 
kungen gegen den dritten Besitzer des 
Grundstücks und bestimmt die Rangord- x 
nung fnehrerer Hypotheken. 2) Das Z/ö- 
schiingsregister y in welches alle erfolgten 
Löschungen " der eingetragenen Privilegien 
und Hypotheken verzeichnet werden (§. 46.). 
B) Für die Eintragung der Erwerbungsur- 
hunden über Grundstücke ist das Tram- * 

■ ■ 
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scriptios - Register ( U ehtrschreiburtgs - Reg^ 
*t$r) bestimmt. Dies vertritt die Stelle der 
in manchen deutschen Ländern üblichen 
Währschaftsprotocolle und dient dazu, der 
Eigenthums- Uebertragung Offenkundigkeit 
zu geben und solchergestalt Betrügereien zu 
verhüten. Bei Schenkungen und den durchs 
G f esetz erlaubten fideicommissarischen Ver* 
fügungen ist die Ueberschreibung notwen- 
dig, um ihneq Wirkung gegen Dritte zu ver- 
leihen (C N. A. 938 — 941. 1059— 1073); 
bei allen andern Erwerbtiteln hingegen er- 
theilt die Transscripttou dem Erwerber theils 
das Recht den hypothekarischen Glaubigem 
die Einrede der Ersitzung, wo diese eines 
besöndern Titels bedarf , ' entgegen zu stel- 
len (A. 2T81), theils die Befugnifs das Grund- 
stück auf die gesetzliche Weise von den 
darauf haftenden Privilegien und Hypothe- ' 
ken zu befreien (A. 2180). C) Die der Exe«, 
cution wegen auf Grundstücke gelegten Ar- 
reste werden in das Immissions-Register (Be* 
tchlaganlegwigs - Register) eingetragen \a). 

Alle bisher genannten Bücher müssen auf , 
Stempelpapier geführt und von einem Rich< > 

tet des Tribunals erster Instanz auf der er- 

*■ • -. 

sten und letzten Seite mit der Seitenzahl, 

\ - 
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auf allen Blattern aber mit meinem Nämfena- 
zuge versehen und an, jedem Tage (d> h, 
wenn alle Eintragungen, um welche an ei- 
nem Tage gebeten wurde, geschehen sind) 
abgeschlossen werden ($201), III) Das lle- 
pertorium nebst der alphabetischen Tafel. 
Um das Aufschlagen und* dte Ertheilung der 
verlangt werdenden Auszüge zu erleichtern 
raüfs der Hypotheken -Secretär über alle 
Arten der Eintragung, sowohl der. Hypo- 
theken, als. der Erwerburkunden und Im* 
missionen ein alphabetisches Nominal -Re- 
pertorium halten. Alles was in den Haupt« 
büchern ausführlich enthalten ist , mufssich 
in diesem Repertorium kurz erwähnt finden. 
Zu. dem Ende wird darin für jeden, der 
sich beim Hypothekenaufseher einfindet t 
ein , mit einer Nummer versehenes Feld er- 
öffnet , um darauf nach und nach ^Hes zu 
bemerken „ was ih^ betrifft, Damit aber dem 
Hypothekenaufseher da& Nachsuchen in die- 
sem Repertorium erleichtert werde , mufs er 
ferner poch eine besondere alphabetische, 
Tafel über das Repertqrium führen , wel- 
ches die Namen aller Eigenthümer mit Hy- 
potheken beschwerter pder mit Arrest be- 
legter Grundstücke , so wie die Namen al- 
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149 

ler Verkäufer und. Erwerber > mit Bemer- 
kung der Nummer des Bandes und des Fet 
des des Repertoriums enthält (ö), 

lV/JDas Taxregister-. Dies i^t zur Auf- 
zeichnung der für alle Arten der Eintragung 
erhobenen Gebüren bestimmt (c). 

a) Bär» er U Procefs Ordnung Art. 623 f. 

b) Muster zu allen diesen Büchern finden sich dem ge- 
dachten Circularschrejben beigefugt. Sammlung aller 
Instructionen B. II. H. 2. a. E. 

» 

§) Die Eintragung* ~ Gebüren werden berechnet. Daher 
xnufs der Tribunals -Präsident das, Taxregister cotiren 
und paraphiren, jeden Monat abschliefsen und den 
Betrag dem Justitaminister einsenden« Die Gebüren 
für die lnscription sind der Regel nach auf i Pro- 
cent 9 für die , Transscription aber auf * Procent be- 
stimmt. Könisl. Deeret vom 16« Jan. i8oo. Bull. II» 
Die Schreibgeb üren müssen in eiuem eignen Artikel 
4es Taxregisters bemerkt werfen. 



§♦ 45* 

II) Vpn der Eintragung. 

. . , >,...■ . • • •.,«•» 

Die Eintragung geschieht der Regel 
nach ('a) nur auf das Gesuch des Gläubigers 
oder Erwerbers. I) Dies Gesuch mufs in 
einem eignen Schreiben (bordergau) , wovon 
zwei Exemplare nebst den Urkunden , wor- 
auf es sich bezieht , einzureichen sind , vor*, 
getragen werde» (b) und folgendes enthal- 
ten: t) eine genaue , Angabe des Schuldner* 
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und Gläubigers. Hat letztere* keinen Wohn* 
sitz in derti Oistricte , so mufs er sich einen 
darin wählen und angeben, damit er hier, 
z. ß. wegen Minderung der Inscription , be- 
langt Verden könne; die Beschaffenheit 
und das Datum der tMtfcnde , worauf sich 
das Reqht des Gläubigers oder Erwerbers 
gründet. Zur Begründung einer Inscription, 
in so fern nicht von einem Privilegium oder 
einer gesetzlichen Hypothek die Rede ist t 
bedarf es immer eines authentischen Titelt 
4. h. eines rechtskräftigen Urtheils, eines 
Notariatsinstrumente , oder einer gerichtli- 
chen Urjcunde, wodurch das Gericht-erklärt, 
dafs der Schuldner seihe unter einet Pri- 
vatverschreibuijg befindliche Naniensuntei* 
Schrift anerkannt habe, oder eines -Unheils, 
* r wodurch solche für erlesen erklärt wird 
(2148. 2123). Die Transscription einer Pri- 
vat - Erwerbungsurkunde" hingegen ? findet 
auch ohne Anerkennung oder Beweis der 
Unterschrift statt (c). .3) Den Betrag der 
Forderung an Capital und Zinfseu, nebst 
der VerfaUteit, und 4) eine genaue Beschrei- 
bung der Grundstücke, auf weiche die Ein* 
tragung geschehen soll. Dies leidet eine 
Ausnahme bei den gesetzlichem ü#d gewicht- 
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Hcheri Hypotheken, weil diesig allgemeia 
äind und daher der Regel npch auf die ge- 
äattirhtfctt Güteir des Schuldners- eingetragen 
werdfcn (rf). Ueber den Empfang dieses Ge- 
suchs ntofs der Hypotheken - Secretär auf , 
Verlangen einen Scheite ausstellen. 
. . Ii) Die -Eintragung, selbst ' und 'jzwar* 
A) der G\esu?ch& i geschieht auf dei> Stelle 
iaiid iö der Ordtjtfug, r wiö sie eirikommen* 
Deir Hypotheken- Sec^Här bemerkt sie eU 

genhändig in das' Journal , welche^ er 

» » 

täglich schliefsen iöufe Das' eine Exem- 
plar des bdrdereau Weibt im Hypotheken* 
Bureau; das andere nebst den Beilagen 
gibt er zurück uod bemerkt darauf die ge-* 
Schehene Eintragung üebst der Nummer des 
Registers (C N. A. B) Die Eintrat 

gung der ffyppthekeri , &tr ErU>erb&- Urban* 
den und der Immissionen in die Hauptbü* 
cher^ welche nun erst geschieht, mufs 
alles, wäs zu deren wesentlichem Inhalt ge- 
hört , nach Anleitung d£s bordereäu , genaue 
und vollständig auidtfücken ; 2). $ämtliche 
Hypotheken utad Urkunden müssen in der 
nemlichen M Ordnung, tvie sie im Journal be- 
merkt sind, eingetragen werden, und es 
dürfen 3) bei einer ^Strafe von iooo bis aooo 
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Franken „ weder leer« Zwischenräume blei- 
ben , noch zwischen die Unien geschrieben 
werden (A.,2203). ' Dieses Eintragen kann 
von den Expedienten des Hypotheken ^Se- > 
cret'an* geschehn; er selbst aber .mufs die 
Beguter an jedem Tage eigenhändig schlie- 
Xsen (e). Dem Hypotheken -Aufseher gebürt 
kein rechtsgültiges Ürtbeil über die Recht> 
xnäkigkeit der Eintyagungsgesuche ; er darf 
mithin die Eintragung unter keinem Vor- 
wände perweigern , selbst wenn der Rechts- 
gruud, aus welchem solche gebeten wird; 
ungültig seyn sollte (A. ,2199 ve*gl. mit A. 
72160). Soll« dta dösh geschehn , so macht 
er sich den Nachsuchenden zum Schadens- 
ersatz verbindlich , zu welchem Ende sie 
durch einen Friedensrichter, Justitzbedien- 
*ten oder Notar über die Verweigerung 
oder Verzögerung der Inseription ein Pro- 
tocoll aufnehmen lassen können (A. 3199) 
(/). Die Kosten der. Einschreibung trjlgt 
der Schuldner; auch mufs dieser bei gesetz- 
lichen Hypotheken den Vorschufs leisten, 
wozu bei andern Hypotheken der um die 
Einschreibung Nachsuchende verbunden ist. 
Die Kosten der Ueberschreibung trägt der 
Erwerber U*55)> ~ 
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m) Ohne Cesuch $ blos von Amtswegen ist der Hypo- 
• then - Bewahrer diejenigen Privilegien einzuschreiben 
verbunden} welche einem Verkäufer oder Darleiher 
geburen, im Fall aus dem transscribirten Kaufbrief 
ersichtlich ist, ,daT* der Kanfsctelling ganz oder zum 
Theil noch nicht bezahlt sey, oder dafr ein- Dritter 
ihn dargeliehen habe und deshalb in die Rechte des 
Verkäufers eingetreten sey. C. IST, Art. 210Ö. 

b) Ein mundliches Gesuch, selbst wenn Gläubiger und 
, Schuldner persönlich vor dem Hypothekenaufseher 

erscheinen > begründet keine Eintragung. 

c) Maleville ad Art. 2i sß. BlanchAhds üebersetzung 
* Anm. zum Art. 2181. B. IV S. s8g u. 383« ' 

d) Dies leidet eine Ausnahme, wenn entweder, der, 
Glaubiger sein allgemeines Pfandrecht nur auf ge- 
wisse Guter will einschreiben lassen, Ode* wenn der 
Schuldner berechtigt ist zu verlangen* > dafs solches 
nur auf gewisse Grundstücke eingeschrieben werde» 
fr N, Art. 2140 — 214«. / , 

§) Um alle Begünstigungen und Coli usionen der Hypo 
theken • Be wahrer zu verhüten, verordnet der C. N* 
Art. 2147» dafs sämtliche an einem Tage eingeschrie* 
benen Hypotheken gleiche Wirkung haben. Dies 
gilt jedoch nur von denjenigen Hypotheken , deren 
Rang durch die Einschreibung bestimmt wird, nicht 
von solchen, deren Rang das Gesetz bestimmt. 

/) Wo das Gesetz, die Folgen der Vernachlässigung des 
bei der Eintragung zu. beobachtenden^ . Verfahrens 
nicht besonders festsetzt, sind solche durch Vichter« 
liches Ermessen, mit Rücksicht auf den Zweck: der 
Eintragung, zu bestimmen. Zachakiae Handbuch 
des franz. Civilrechts. B. I. S. 199. Buscha ad in 
den Anmerkungen zu seiner Uebersetzuns von JMale-c 
vjlle analyse etc. Art. 2148.' B. IV« S. 333. 

t * V* ■ ■ * 

-* . * 
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] 'ttiy Vön Löschung der Tnscriptlonen. 

Die > eingeschriebenen Privilegien' und 
Hypotheken ^werden entweder nur theil wei- 
se, durch Einschränkung derselben, oder 
gänzlich gelöscht. I) Die Einschränkung 
der Inscriptionen durch Verminderung (re- 
^uction) öder theilweise Löschung, ge- 
schieht auf doppelte Weise: A) die allge- 
meipe Einschreibung eines gesetzlichen oder* 
gerichtlichen Pfandrechts wird auf gewisse t 
den Betrag der Forderung an Capital und 
gesetzlichen Zugehörungen um mehr als f 
übersteigende Grundstücke , auf Verlangen 
des Scbuldners s in" der gesetzlichen Form 
eingeschränkt , und also die auf die übri- 
gen Güfer geschehenen Inscriptionen ge* 
löscht '(ä) B) oder die wegen einerhöhe- 
ren Summe geschehene lüscription wird 
durch richterliches Ermessen, auf eine gv~ 
ringerö Summe eingeschränkt (A. 2163 — 
2165% Breides geschieht auf eine von Sei- 
ten des Schuldners erhobene Klage und in 
Gemäsheit eines Urtheils. 

11) Diö gänzliche Löschung (radiatiori) . 
der Privilegien und Hypothekeü geschieht 

A) entweder mit Bewilligung der Int er es- 

' - 

. 

I 

• f 
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smtm\ in so fern diese hieräu rechtsgül- 
tig einzuwilligen fähig sind und ihre , Ein- 
willigung ia einem Notariatsinstrument er-, 
klärt ist (A. 2157 — '58H* °der B/ vermöge 
eines rechtskräftigen Urrheilv (A/< 4159); 
Wenn nemlich der Schuld her - gegen den 
die Einwilligung versagenden Gläubiger 
beim Districtsgericht, avo die -Einechrei* 
bung geschehen ist * » deshalb klagt x :so eri 
kennt dies Gericht auf Löschung t).im 
Fall die vorgenommene Einschreibung we«< 
der auf ein Gesetz noch ■■: auf einen sonsti- 
gen gültigen Rechtsgrund gestützt war (z; 
B. auf eine .Privaturkunde); 2) wen© der 
an sich gültige Rechtsgrund erloschen (z, 
B. , verjährt) oder durch Zahlung aufge- 
hoben ist; und 3) wenn die Privilegien 
und Hypotheken auf gesetzliche Weise ge- 
tilgt sind, insbesondere wenn das Grund« 
stück' von demselben ist frei gemacht ,woj> 
den (2160, 2181— 2195) (b). - In allen 'die- 
sen Fällen mufs derjenige, welcher die Lö- 
schung verlangt, dem Hypotheken -Secre- 
tär Entweder eine Ausfertigung der öffent- 
liehen Urkunde über die Einwilligung des 
Gläubigers, oder des ^ rechtskräftigen Ur- 
tbeils, welches die Löschung verordnet, 

■ * 
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vorlegte mud in dessen Bureau ahrücklas- 
sen Die blofse persönliche Er» 

sebeinang und Erklärung des Gläubigers ge- 
nügt aiso nicht« Zwischen der Eintragung 
und Löschung ist, nach der Natur beider 
Handlungen * der wesentliche Unterschied j 
dafs hei letzterer der Hypotheken * Aufseher 
nicht auf das bloße Verlangen der Partieen 
handelt» sondern ihm ein Unheil über das 
Gesuch zukommt Er ist daher verpflich- 
tet , mit der größten Vorsicht zu verfahren ; 
insbesondere zu prüfen , ob der in die Lö- 
schung einwilligende Glaubiger hierzu fähig 
und befugt (z., B. ob der Vormund vom 
Familienrath dazu ermächtigt sey) , und ob 
das Urtheil, welches auf Löschung erkennt» 
in letzter Instanz gesprochen und wirklich 
in Rechtskraft übergegangen sey. Die Lö- 
schung selbst besteht in einem, Durchstrei- 
chen der Inscription im Register, nebst der 
Bemerkung^ dafs solche gelöscht sey und 
Hinzufügung des Datums. Zugleich müs« 
sen aber die geschehenen Löschungen in ein 
eignes dazu bestimmtes Löschungsregister 
eingezeichnet werden (§. 44.). 



*) C. N. Art. 2143 — 2145. 216H. Bei 

Hypotheken lue eine solche Keduction nicke statt 
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(aiSi. a. « ), wenn auch die GrundstÜcka a«n Be- 
trag der Forderung« weit übersteigen sollten; denn 
diese ganse Hypothek war die Bedingung, unter 
welcher der Glaubiger cohtrahirte p die Folglich der 
*'. 1 ■ Sclrxiidner nicht aufheben kann* 

h) Ist' die' Inscription durch den blofsen Ablauf von io 
, Jahren erloschen» eo wird dies den Hypotheken - Sej 
cret'är noch nicht berechtigen» solche um Register zu 
Yöitheh, da ihm kein Urtheil Uber die Nichtigkeit 
Aer .Inscription gejbüt*. £*cksk a. *. O. S. a& 

< . , - . 

IV) Von Ertheilüng der Nachrichten aus den 
V Regiitem. vh\ «U:\-> 

Der Hypothekenaufseber ist verpßich^ 
tet einem Jeden, der es verlangt, voit dem 
Inhalt der Register unweigerlich Nachricht 
zu geben (2199). Diese Nachricht besteht 
entweder in Abschriften der attf gewisse 
Güter eingeschriebenen Privilegien und Hy- 
potheken und der transscribirten Erwerb- 
Urkunden; oder in Bescheinigungen , dafs 
* sich in Beziehung auf gewisse Grundstücke 
keine Eintragung vorfindet (A. 2196). Läfst 
der Hypotheken Secretär in jenem Auszuge 
oder Scheine irgend eine Hypothek aus , 
so- bleibt das Grundstück, unter dem Vor- 
behalte der Verantwortlichkeit desselben <a) 
in den Händen des neuen Besitzers davon 
»befreit. 
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" .•Di6.|^ölw'Wfch < rig1c6it--deft'Anit6s eines 
HypotHekfeöaufsehers, " dessen bedeutender 
Einfluls auf die Sicherheit des Verkehrs, und 
Credits, verpflichten, denselben zur grüfsten 
Vorsicht und Pünctliehkeit bei seiner Amts- 
führung. * Die Garantie 'dieser Pflichten be- 
steht l\\c\\s, ip den Geldstrafen ,yqn jooo 
bis 2000'Fr. , . womit das Gesetz mehrere 
Pflichtverletzungen bedroht, theils in der 
V^i^ct/Jmt, zum Schadepsersatz wegen 
unterlassener oder verweigerter Eintragung 
oder Losctmxig, wegen Versagung der: ver- 
langten. Auszüge und wegen udvollständiget 
Bescheinigung (C. N. Art. 2197 -^- 2199). 

m) Der Hjtyothekerfaufseher iann jedoch alsdanil wie* 
der. 5 einen Regrefs gegen denjenigen Schuldner neh- 
men , dessen Schuld er beaablt hat. Commaille 
trotte' des Privileges et des hypotheques p. 359» 
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